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V o r w o r t . 

Die vorliegende Schrift ist (las Resultat eines vor einigen 
Jahren begonnenen, dann aber unterbrochenen Studiums. In 
ihren Hauptzügen war sie bereits damals fertig, ohne aber 
zum letzten Abschluss gelangt zu sein. Das wohlwollende Ur-
theil des hervorragenden Mannes, dessen Andenken diese Ar-
beit gewidmet ist, bestärkte den Verfasser in der Absicht, 
bei Gelegenheit den Gegenstand einer eingehenderen Bearbei-
tung zu unterziehen und inzwischen kleinere Abschnitte aus 
demselben Gebiete zu publiziren. Daraus entstanden die Auf-
sätze über „Englands Gesetzgebung in Bezug auf Preise" 
(1326—1600) und „Zur Geschichte des englischen Münzwesens 
im Mittelalter" fJlirb. für N.-Oek. und Statistik B. XXX u. 
XXXI). Obwohl diese beiden Aufsätze in beschränktem Kreise 
des speziellen Gegenstandes bleiben mussten, und so ihnen 
die erschöpfende Behandlung fehlt, welche erst innerhalb wei-
teren Rahmens möglich wäre, so glaubten wir dennoch auf 
diese früheren Arbeiten uns in der gegenwärtigen an einigen 
Stellen berufen und die abermalige Erörterung des bereits 
Behandelten unterlassen zu dürfen. Wir waren auf diese 
Weise im Stande, den Zweck, einen bestimmten Umfang in 
dieser unserer Schrift nicht zu überschreiten, zu erreichen, 
ohne doch das Ganze unvollständig zu lassen. 

In Folge der Beschränkung des Umfanges hatten wir mit 
mancher Schwierigkeit zu kämpfen. Möglicherweise verrätli 
es sich an der stylistischen Behandlung, dass hier die deutsche 
Sprache von einem, der sich derselben nicht von Geburt an 
bediente, angewandt worden ist. Indessen hoffen wir, man 
werde uns die Schwierigkeiten, welche sich aus dem Material, 
das wir benutzten, ergaben, wenigstens zum Theil als Entschul-



digungsgrund in dieser Beziehung anrechnen. Die Reichhal-
tigkeit der Quellen zwang uns vieles zusammenzudrängen; 
manche Thatsachen sind ferner in jenen äusserst kurz und 
bündig, andere dagegen weitläufig und in Vermischung mit 
mehr oder weniger zusammenhängenden Daten dargestellt; 
dazu ist die Sprache oft unklar und wenig präzis. Ausserdem 
Hessen sich die in den Quellen oft gehäuften Gründe und 
Nebenumstände nicht immer getrennt behandeln oder gar fort-
lassen, wenn manche auch nicht maassgebend erschienen. Im-
merhin haben sie eine Beziehung zur Sache, und ihre Weg-
lassung, wenn sie auch stylistisch vortheilhaft gewesen wäre, 
hätte dieselbe vielleicht entstellen oder zu minder richtigen 
Deutungen veranlassen können. Unter diesen Umständen glaub-
ten wir das Aeussere dem Inneren opfern zu müssen. Alles dies 
musste auf die stylistische Seite einen wenig günstigen Einfluss 
ausüben. 

Was die Quellen anbelangt, die wir bei unserem Studium 
benutzten, so bilden die Grundlage desselben die offiziellen 
Ausgaben verschiedener Urkunden. Wir haben diese Samm-
lungen nebenan zusammengestellt, denn sie haben ein gemein-
schaftliches Merkmal. Sämmtlich stellen sie das öffentliche 
Leben der englischen Gesellschaft im Mittelalter dar. Die 
ökonomische Thätigkeit war mit demselben vielleicht mehr als 
in einer anderen Epoche eng verflochten. Das ökonomische 
Material liegt aber in jenen Sammlungen zerstreut, in einer 
Quellensammlung ist es ausgiebiger als in einer anderen; von 
wesentlichem Nutzen waren für uns diejenigen Urkunden, welche 
neben der Angabe der Thatsachen auch ihre Begründung ent-
halten und die Art, wie sie aufgefasst wurden, anzeigen. Dies 
gewährte uns eine nähere Einsicht in die leitenden Gedanken 
und den Geist der Epoche. Derartige Urkunden finden sich 
besonders zahlreich in „Statutes of the realm", „Rotuli Parlia-
mentorum", in R y m e r ' s „Foedera"und auch mehr oder weniger 
in manchen anderen Sammlungen. Wir benutzten von R y -
mer 's „Foedera" für die Zeit nach Eduard III. auch die hol-
ländische Ausgabe, was in den Anmerkungen entsprechend be-
zeichnet ist. In denselben sind auch andere Quellen, aus 
denen wir schöpften, angegeben. Manche sind im Texte kurz 
besprochen und gelegentlich hervorgehoben. Die Chronisten 



bilden ein verhältnissmässig kleines Kontingent, und obwohl 
wir einige Thatsachen aus ihnen entnehmen konnten, so bleibt 
die Ausbeute aus ihren Werken für den volkswirtschaftlichen 
Zweck im Vergleiche zu den Urkundensammlungen immerhin 
eine geringe, besonders bei der wenig eingehenden und 
wenig kritischen Behandlung der angeführten Thatsachen. 
Bloss sehr wenige von den angeführten Schriften befassen sich 
ausschliesslich oder vorwiegend mit volkswirtschaftlichen Ge-
genständen, und diese fallen in das 16. Jahrh. Im Allgemei-
nen hatten wir gedruckte Quellen zur Verfügung und nur in 
sehr geringem Maasse ungedruckte. Für diese sind wir Hrn. 
Prof. Dietrich S c h ä f e r zum Dank verpflichtet, welcher uns 
freundlichst die Einsicht in einige seiner Manuskripte gewährte. 

Zur Polemik schritten wir in dieser Schrift nicht aus 
Neigung, sondern aus Notwendigkeit, wir beflissen uns in 
derselben der Sachlichkeit und folgten der Ansicht, dass das 
ritterliche Prinzip, auf dem Kampfplatze seinen Gegner zu 
achten, nirgends mehr als auf dem wissenschaftlichen Gebiete 
seine Anwendung finden solle. 

Bei der Zeitbestimmung haben wir fast durchweg die 
Jahre der Regierungen der Monarchen angegeben. Diese Art 
zu zitiren ist in England üblich, in Deutschland durch nam-
hafte Schriftsteller über die englischen Zustände eingebürgert. 
Der Grund aber, der uns hauptsächlich dabei bestimmte, war 
der, dass wir sehr oft Gesetze und Verordnungen im Texte 
anzuführen hatten. Es ist aber die korrekte und allgemein 
angenommene Anführungsweise dieser Akten, das Jahr der 
Regierung des Fürsten zu nennen; die Gesetzangaben drücken 
daher bestimmte Zeiten aus, wie wir sie denn auch zu diesem 
Zwecke öfters benutzt haben. Die Anführung des Sonnenjali-
res neben dem Regierungsjahre würde die Anzahl der Ziffern 
ungebührlich vermehren, zumal da die Regierungsjahre in 
der Regel in zwei Sonnenjahre fallen; wir haben daher der 
Gleichmässigkeit wegen meistens Regierungsjahre als Zeitbe-
stimmung angeführt. Die beigefügte Tabelle des Regierungs-
antritts einzelner Monarchen wird, glauben wir, die aus diesem 
Verfahren entstehende kleine Schwierigkeit beseitigen. 

Die Periode, welche wir hier behandeln, ist nicht will-
kürlich gewählt worden. Den Schwerpunkt bilden das 14. und 



15. Jahrh., wir gehen aber einerseits bis zu den Anfängen der 
Normannenherrschaft zurück und andererseits bis tief in das 
16. Jahrh. hinein. Das erstere findet seine Begründung in der 
Nothwendigkeit, die spätere Entwickelung durch die vorangehen-
den Zustände zu erklären und so für das Yerständniss der 
Vorgänge die nöthige breitere Grundlage zu schaffen. Das letz-
tere entsprang der Ueberzeugung, dass der Ausgang des Mit-
telalters im 16. Jahrh. zu suchen sei. Wir sind uns dessen 
vollkommen bewusst, dass in diesem Jahrhundert Zeichen eines 
anderen Lebens hervortreten, dass sich dieses in neuen Rich-
tungen kundzugeben beginnt, allein die alten sind deswegen noch 
nicht verloren gegangen und in dem Bruch zwischen dem Ver-
gehenden und dem neu Aufkommenden werden gerade die alten 
bewährten Kräfte gegen die Neuerungen aufgeboten. Das Mit-
telalterliche zeigt sich daher in seiner vollen Klarheit, so dass 
wir öfters keinen Anstand nahmen, Erscheinungen aus dem 
16. Jahrh. in unsere Darstellung aufzunehmen und als Belege 
und Erläuterungen den Thatsachen aus früherer Zeit hinzuzu-
fügen. Was speziell das 14. und 15. Jahrh. anbelangt, so ver-
dienen dieselben als eine besondere Periode einer grossen 
Epoche behandelt zu werden. Die immer mehr fortschreitende 
Auflösung der Leibeigenschaft, der Aufschwung der Industrie 
und des Handels, überhaupt die höhere Art der wirthschaft-
lichen Thätigkeit und die Organisation derselben im grösseren 
Style sind Merkmale, welche sich in diesem Grade in frühe-
ren Zeiten nicht finden. Man sieht, dass die gereifteren mit-
telalterlichen Kräfte konsolidirt und einer weiteren Stufe der 
Entwickelung zugeführt werden. 

J e n a im November 1879. 

Der Verfasser. 



Reichs- und städtische Urkundensammlungen, 
welche als Quellen benutzt wurden. 

Domesday-Book seu Liber Censualis Wilhelmi Primi B. I — I V . 
f o l , 1 7 8 3 — 1 8 1 6 . 

Memorials of London and London Life in the X I I I t h , X I V t h , 
and X V t h centuries B. I, 8 ° , London 1868. 

Munimenta Gildhallae Londoniensis 
1. Liber Albus B. I, 8 ° , London 1859. 
2. Liber Custumarum B. I in 2 Th., 8 ° , London 1860. 

Parliamentary Writs and Writs of Military Summons B. I , 
I I in 4 Th. fol., 1 8 2 7 — 1 8 3 4 . 

Plaeitorum in Domo Capitulari Westmonasteriensi asservato-
rum Abbreviatio B. I, fol., 1811. 

Prooeedings and Ordinanoes of the Privy Council of England 
B. I — V I I , 8 ° , 1 8 3 4 — 1 8 3 7 . 

Eotuli Chartarum in Turri Londiniensi asservati B. I, fol., 1837. 
Eotuli Curiae Eegis B. I, I I , 8 ° , 1835. 
Eotuli Hundredorum in Turri Londiniensi et in Curia Ee-

ceptae Scaeoarii Westmonasteriensi asservati B. I, II, fol., 1812 
— 1818. 

Eotuli Litterarum Ciausarum in Turri Londiniensi asservati 
B. I , H , fol., 1 8 3 3 — 1 8 4 4 . 

Eotulorum Originalium in Curia Scaocarii Abbreviatio B. I, 
I I , fol., 1 8 0 5 — 1 8 1 0 . 

Eotuli Parliamentorum ut et Petitiones et Placita in Parlia-
mento B. I — V I , fol., 1832. 

Eymer, Poedera, Conventiones, Litterae et cujuseunque gene-
ris Acta Publica etc. B. I — I I I in 6 Th., fol., London 1 8 1 6 — 1 8 3 0 . 

Statutes of the Eealm B. I — I V in 6 Th., fol., 1 8 1 0 — 1 8 1 9 . 



Jahre des Regierungsantritts 
der englischen Monarchen von Wilhelm I. an bis Jacob I. 

Wilhe lm 1 10G6 
Wi lhe lm II 1087 
Heinrich 1 1100 
Stephan 1135 
Heinrich II 1154 
Eichard 1 1189 
Johann 1199 
Heinr i ch H I 1216 
Eduard 1 1272 
Edaard I I 1307 
Eduard I I I 1327 
Eichard I I 1377 
Heinrich I V 1399 
Heinrich V 1413 
Heinrich V I 1422 
Eduard I V 1460 
Eduard V 1483 
Eichard I I I 1483 
Heinrich V I I 1485 
Heinrich V I I I 1509 
Eduard V I 1547 
Marie 1553 
Elisabeth 1558 



I n h a l t s ü b e r s i c h t . 

Seite 
Landwirthschaft 1 — 4 8 

Vorarbeiten. Domesday-Book 3. Ursprünglicher Landwirtschafts -
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strebungen, frühere Dienste und Abgaben wieder einzuführen. Auf-
stand 1381 13. Misserfolg der Reaktionsversuche. Unbestimmt-
heit im Betriebe von der Pest an bis zum 15. Jahrh. 21. Noth-
wendigkeit, einen bestimmten Betrieb zu wählen. Anlage zur Ent-
wickelung der Weide- resp. Heerdenwirthschaft 24. Entwickelung 
der Weidewirthschaft. Weidengemeinschaft. Bedeutung derselben in 
der Landwirthschaft. Rechtlicher Charakter der gemeinschaftlichen 
Weide. Hervortreten und Ausbildung des individuellen Eigenthums 
26. Einhegungen im 15. Jahrh. Ausgesprochen geldwirthschaftliche 
Behandlung von Grund und Boden. Einhegungen der gemeinschaft-
lichen Weide und ihre Folgen für die Grundholden 35. Gesetze 
gegen Einhegungen im 15. und 16. Jahrh. Nichtberücksichtigung 
der wirthschaftlichen und Hervorhebung der allgemeinen Interessen 
in denselben 41. Spekulationsartige Behandlung von Grund und 
Boden. Der alte Schlag der Grundholden widerstandslos. Forde-
rungen höherer Renten 44. Anzeichen der Wendung zum Besse-
ren 46. 

Einleitendes 51. Die junge Industrie entwickelt sich im Rahmen 
der Staat und Gesellschaft leitenden Gedanken und der dadurch be-
dingten Verfassung. Zünfte. Brentano's Ansichten über die Stel-
lung der Zünfte 54. Bestimmungen der Zunftstatuten und „ c o m -
mon law" 64. Industriepflege die Hauptaufgabe der Zünfte. Ihre 
verhältnissmässig untergeordnete Stellung 76. Der Staat und die 
Industrie. Regulirung. Maassregeln gegen Betrug. Sorge für die 
gute Qualität der Erzeugnisse. Verantwortlichkeit der Gewerbe und 
Kontrole 85. Wirtschaft l i ches Ergebniss der Industrieregulirung. 

Gewerbe 4 9 — 1 5 0 



Seite 
Ethische und allgemeine Ziele und Rücksichten. Schutz der Ge-
werbe. In demselben fehlt der Gedanke, Reichthumserwerb zu be-
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Kapitals von der Arbeit 111. Soziale Verhältnisse im Gewerbe. Bren-
tano's Darstellung der sozialen Bewegung in der Arbeiterklasse nach 
der Pest 114. Sozial-wirthschaftliche Wirkungen der Trennung der 
Arbeit und des Kapitals. Umgestaltung in den Industrieverhältnissen. 
Städteverfall. Der alte Stamm der Industrie und ueue aufstrebende 
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Gesetzliche Bestimmungen über die Lehrlingschaft. Bestrebungen 
der Zünfte 133. Umgestaltung der Städteverfassuug. Uebergewicht 
des alten Stammes der Industrie. Neue Gesichtspunkte. Sozial-
wirthschaftliche Verhältnisse im Gewerbe überhaupt und Stellung der 
Arbeit und des Kapitals insbesondere zu Ende der Periode 144. 
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L a n d w i r t h s c h a f t . 

V. Gchenkowski , Englands wirthschaftl. Entwickclung. 1 
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Die Schwierigkeiten in der Untersuchung der landwirt-
schaftlichen Verhältnisse im mittelalterlichen England sind 
theilweise durch die Forschungen von R o g e r s 1 ) und von 
N a s s e 2 ) beseitigt. — Das Werk des ersten hört mit dem 
Anfang des 15. Jahrhunderts auf, das des zweiten behandelt 
hauptsächlich nur eine Seite der landwirtschaftlichen Ent-
wickelung, und so bleibt noch für die Nachfolger ein ziem-
lich unbebautes Feld für die weitere Forschung übrig. Trotz 
der breiteren Anlage und der Eigenschaften des Werkes R o -
g e r s ' folgen wir im Nachstehenden ebenso sehr der N a s s e -
schen Abhandlung, in welcher der Verfasser, wie gewöhnlich, 
auf einem kleinen Raum vieles und gutes zusammenzubringen 
verstand. — 

Unter den ältesten Quellen verdient eine besondere Be-
achtung das Domesday-Book mit seinen grossen Beilagen. 
Dieses für jene Zeiten merkwürdige und grossartig angelegte 
Kataster giebt den Umfang der Besitzungen der Grundherren, 
das daraus fliessende Einkommen und grösstentheils die Abgaben 
und Dienste der auf diesen Besitzungen ansässigen Landbevöl-
kerung mit dem zugeteilten Grund und Boden. — Das Domes-
day-Book bietet eine Möglichkeit der Einsicht in die soziale 
Hierarchie und die Einteilung der Gesellschaft, es bietet auch 
vieles, was zur allgemeinen Orientirung in der damaligen 
Landwirtschaft notwendig erscheinen kann, es ist ferner 
eine Feststellung der in den ersten Jahren der Eroberung 
herrschenden Zustände, auf welche die normannische Organi-
sation aufgepfropft war; es bildet daher auch einen Ausgangs-
punkt für die spätere Entwickelung, so dass jeder Forscher 

1) A History of agriculture and prices in England. Oxford 1866. 

2) üeber die mittelalterliche Feldgemeinschaft und die Einhegungen des 
16. Jahrhunderts in England. Bonn 1869. 



der mittelalterlichen Landwirtschaft in England darauf zu-
rückzugreifen sich genöthigt sieht. 

Indessen die im Domesday - Book gefundenen Data sind 
nicht der Art, dass man sie zu einer detaillirten Darstellung 
der gesammten Landwirtschaft benutzen kann. Sie sind zu 
heterogen, als dass sie eine Vergleichung oder Zusammenstel-
lung gestatten. Das gilt besonders von der Grösse der Be-
sitzungen, der einzelnen Hufen und der verschiedenen Kultur-
arten. Diese sind in verschiedenen Orten, ja sogar an demselben 
Orte mit verschiedenen Maassstäben gemessen. Die Grösse 
dieser Maassstäbe ist uns unbekannt und jedenfalls strittig, ihr 
Yerhältniss zu einander bleibt im Dunkeln, und aller Wahr-
scheinlichkeit nach bezeichnete ein und derselbe Name an ver-
schiedenen Orten verschiedene Grössen. Würden wir daher 
auch eine genauere Kenntniss der bovata, hida, acra haben, 
so würden sich uns dennoch bei der Zusammenstellung und 
Vergleichung grosse Schwierigkeiten entgegenstellen. 

Bei der Betrachtung der Angaben über die einzelnen Be-
sitzungen überzeugen wir uns, dass man nicht das erste beste 
Grundstück als einen Typus des landwirtschaftlichen Betriebes 
wählen darf. Man findet z. B. Güter mit den dazu gehörigen 
Haustieren, wobei zwar die Wiese angegeben, deren Umfang 
aber jedenfalls so klein ist, dass sie zur Ernährung jener nicht 
ausreicht, während anderweitige Mittel hierzu gar nicht erwähnt 
sind. Es kommen wiederum Fälle vor, wo zwar jedem Anschein 
nach eine genügende Weide vorhanden ist, wo aber die Wiese 
fehlt, und so die Frage entsteht, wie man das Vieh durch-
wintern liess. Es ergiebt sich daraus, dass der beste Weg 
bei Benutzung des Domesday-Book der ist, die Verhältnisse 
etwas mehr im Allgemeinen zu fassen und die daraus gewon-
nenen Schlüsse eher als Grundlage der sozial-landwirthschaft-
lichen als der technisch-landwirtschaftlichen Verhältnisse an-
zunehmen. 

In der ziemlich wichtigen Frage, ob damals in England 
die Zwei- oder die Dreifelderwirtschaft herrschte, lässt uns 
das Domesday-Book im Dunkeln. R o g e r s , der sich frei-
lich mit dieser Frage nicht speziell beschäftigt, scheint für das 
Erstere eintreten zu wollen. Nasse dagegen erklärt sich 



für das Andere1). Derselbe stützt sich auf die Bekanntschaft 
der Sachsen mit dem Dreifeldersystem und bekräftigt seine 
Meinung durch die aus den Urkunden entnommenen That-
sachen. Da die Normannen keine Neuerung in der Landwirth-
schaft einführten, so spricht schon der erste Punkt für die 
Dreifelderwirthschaft. Zu dem viel gewichtigern zweiten Punkt 
lässt sich noch manches hinzufügen2) und somit die Schale 
beschweren. Für das Ueberwiegen der Zweifelderwirthschaft 
giebt es allerdings keine Beweise, obwohl das Vorherrschen der 
Dreifelderwirthschaft in der ersten Normannenzeit sich auch mit 
Gewissheit nicht behaupten lässt; denn das durch N a s s e ange-
führte Zeugniss Fleta's würde einer solchen Behauptung wider-
sprechen. Das Bestehen beider Systeme noch unter Eduard I., 
mochten sie sich auch das Gleichgewicht halten, entspricht voll-
kommen den im Werden begriffenen Zuständen, aus deren Hetero-
genität sich das Streben nach einer gleichartigeren Entwickelung 
ergiebt. Die Frage nach dem Zeitpunkt des Eintretens dieser 
Entwickelung müssen wir aber unbeantwortet lassen. Es würde 
ohne Zweifel von Wichtigkeit für die Darstellung der damaligen 
Landwirthschaftskultur sein, wenn man das Verhältniss des 
im Domesday-Book im Einzelnen angegebenen Umfangs der 
Wiesen zu den Weideii und dieser beiden Kulturarten zu den 
Aeckern bestimmt wissen könnte, allein der verschiedenartige 
Ausdruck dieses Umfangs macht die Bestimmung jenes Ver-
hältnisses unmöglich. 

In manchen Grafschaften stellt sich anscheinend das Ver-
hältniss der Wiesen zu den Weiden als günstig dar. Vor 
allem kann man hierzu Kent rechnen, doch auch andere, 
wie Surrey, Hampshire, Berkshire, Wiltshire, Somerset, Dorset. 
In manchen von diesen Grafschaften, z. B. in Kent, in Berk-

1) Feldgemeinschaft SS. 19 u. 39 ff. 
2) Für die Dreifelderwirthschaft: T h . B l o u n t ed. Backwith, London 

1815, S. 4 7 3 : „ T h e said William and his heirs were to plough one selion of 
lands at winter seed time, and one selion at lent seed t ime, and one selion 
at t'allow." Vielleicht auch S. 4 6 4 : ,,that he should plough thrice a-year 
viz. six selions. Ferner Piacitorum abbreviatio S. 8 6 : „ E t quod ipsi . . . . 
debent et solent facere tres aruras", auch ibid. SS. 87 — 88. Für die Zwei-
felderwirthschaft dagegen ibid. S. 61 : „e t quod tenetur arare Domino Regio 
X V I acras terrae VIII de hibernagio et V I I I de tramesio, auch ibid. S. 86 
und Eotuli Curiae Regis Bd. I, SS. 357—358. 



shire kommen die Weiden, abgesehen von der Weide im Walde, 
verhältnissmässig sehr selten vor. Vergleichen wir aber die 
Ausweise aus anderen Grafschaften, so erscheint hier mög-
licherweise nur die Aufzeichnung ungenügend. Mit Angabe 
der Zahl der Hausthiere sind nämlich gewisse Ortschaften 
genannt, wo bei Mangel der Weide oder bei zu geringem 
Umfang der Wiese die Erhaltung dieser Thiere unmöglich 
gewesen wäre, und das ist selbst mit ganzen Grafschaften 
wie Suffolk und Norfolk der Fall. Es wird hier offenbar 
eine starke Schweine- und Schafzucht getrieben, ohne dass 
man eine genügende Weide aufgezeichnet findet. Aber auch 
dort, wo der Umfang der Wiesen sich günstig zu gestalten 
scheint, wird er doch überwogen, wenn man zu den Wei-
den (pasturae) noch die Waldweide (pasturae in silva, ne-
mora) hinzufügt. Diese bedecken offenbar grosse Land-
strecken und werden entweder nach ihrem Umfang oder 
nach einer bestimmten Anzahl besonders der Schweine und 
Schafe angegeben (silva x. porcorum); sie spielen in der Land-
wirtschaft jener Zeit eine sehr wichtige Rolle. Selbst in der 
oben erwähnten Grafschaft Kent mit dem günstigen Wiesen-
umfang sind Waldweiden für bedeutende Schweineheerden vor-
handen. In dieser Beziehung ragt aber besonders Bedford-
shire hervor. Im grossen Ganzen wurde in England eine 
rohe Weidewirtschaft geführt; die Wiesen blieben dagegen 
im Hintergrunde. Ihr Werth für die Landwirtschaft vermin-
derte sich noch dadurch, dass man sie auch nur teilweise als 
Wiese zur Heuwerbung benutzte und eine Zeitlang vor und 
nach derselben als Weide brauchte1). Das Schaf und das 
Schwein sind hier die hauptsächlichsten Hausthiere, mitunter 
sind auch die Ziegen ziemlich zahlreich vertreten, erst später 
das Rindvieh. In Bedfordshire hat der König 2000 Schweine, 
ebensoviel in Warwickshire, ähnlich in Devon, Somerset, Dorset 
etc.; in Cornwall sind Wiesen so gut wie absolut nicht vor-
handen, und auf den Weiden des Königs, des Grafen von 
Mortaigne und der anderen finden wir Tausende von Schafen. 

1) N a s s e , Feldgemeinschaft S. 36 : Blount Fragment» Antiquitatis. S. 415 : 
Will iam Earl Warren unter 'Johann giebt eine Wiose ,,in common" den Orts-
metzgern nach der ersten Heuwerbung. 



Suffulk, Norfulk, Essex, Sussex und andere Grafschaften stehen 
mehr oder weniger in demselben Verhältniss. 

Ausser den Aeckern, Wiesen und Weiden kommt noch 
für die landwirtschaftliche Produktion wesentlich der Wald 
in Betracht. Die Waldweide war, wie schon oben erwähnt, 
mit den Eicheln das Hauptmittel für die sehr verbreitete 
Schweinezucht, ausserdem lieferten die grossen Forste im er-
legten Wild einen Theil der Lebensmittel. R o g e r s hebt 
diesen Punkt hervor. In den Gehegen (warenna) sehen wir 
ferner eine Hasen- und Kaninchenzucht, welche wahrscheinlich 
der damaligen Fischzucht (piscarium) nicht nachstand. Im 
Domesday-Book kommen die „warenae" noch selten vor, später 
aber werden dieselben durch Johann und andere Monarchen 
in ziemlich ausgedehntem Maasse gewährt und auch einzelnen 
Personen das Jagdrecht oder die Erlaubniss eine bestimmte 
Anzahl von Wild jährlich zu erlegen ertheilt1). Zum Theil 
möchte eine solche Erlaubniss der Befriedigung der Jagd-
leidenschaft dienen, zum Theil aber war sie ohne Zweifel eine 
Quelle für die Lebenserhaltung. 

Die Behandlung des Bodens war keine sorgfältige: Es 
lässt sich nämlich nicht erkennen, dass man ihn durch das 
wiederholte Pflügen und Eggen vorzubereiten pflegte, und die 
in manchen Fällen bestimmten Dienste lassen vielmehr schlies-
sen, dass jene Arbeit ungenügend war2). Das Getreide zur 
Saat für die herrschaftlichen Felder lieferten oft die Unter-
thanen3). Die Behandlung der Wiesen und die grosse Aus-
dehnung der Weiden dienen zum Beweis, dass es mit der 
Düngung schlecht bestellt war. Allerdings wird des Dünger-
fahrens als eines den Grundherren geleisteten Dienstes Er-
wähnung gethan4), allein bei der allgemeinen Lage der Dinge 
bedeutete dies wohl keine nur halbwegs intensivere Dün-
gung, zumal sich der Hürdenschlag als etwas Bedeutendes 

1) Eotuli Chartarum Bd. I, T. I, SS. 44, 48, 49, 51, 54, 57, 66, 185 und 
a. a. 0 . 

2) B l o u n t , Fragmenta antiquitatis SS. 460, 471, 477. 
3) Domesday-Book Bd. I , Fol . 174 und a. a. 0 . 
4) B l o u n t , Fragmenta antiquitatis S. 4 9 1 : „ T h e inhabitants of Bickton 

were bound by their tenure to carry the lords dung into his fields." R o g e r s , 
History of agriculture Bd. I, S. 74. 



in jener Zeit erhebt. Die alte Sitte des Pferchens1) ward als 
ein besonderes Privileg und Recht angesehen, und in die-
sem Sinne ist es in manchen Urkunden angegeben2); ferner 
sind die Unterthanen verpflichtet ihre Heerden auf des Land-
lords Grundstücken pferchen zu lassen, was wahrscheinlich 
seinerseits zu einer Abgabe von den Unterthanen für den 
Hürdenschlag auf eigenem Boden führte3). Diese Art der 
Düngung wurde noch viel später in England benutzt4) und 
sie steht damals ebenso wie in dieser Zeit mit der Weide-
wirtschaft im Zusammenhang, obwohl der allgemeine Cha-
rakter dieser Wirtschaft in beiden Zeiten ein anderer war. 
Im Allgemeinen bietet die Landwirtschaft unter den Nor-
mannenkönigen ein Bild der primitiven Kultur. 

Hand in Hand mit diesen Betriebszuständen gehen die 
sozialen Agrarverhältnisse. Die Spitze bilden die Feudalherren 
und beherrschen die zahlreichen, verschieden bezeichneten 
Unterthanen. Sowohl diese als auch die „liberi tenentes" sind 
zu den Diensten und zu den Naturalabgaben verpflichtet. Ihre 
Vergütung besteht in dem ihnen verliehenen Boden und ähn-
lich werden die auf dem Gute ansässigen Handwerker bezahlt5). 
Fasst man sämmtliche Dienste und sämmtliche Abgaben in 
ihrer sehr grossen Mannigfaltigkeit, beim Kauf und Verkauf, 
beim Viehschlachten, bei der Heirath und viele andere mehr 
zusammen, so erscheint das Loos der unteren Schichten 
der Landbevölkerung als ein drückendes, zumal die Leib-
eigenen rechtlich, andere aber in der Zeit, in welcher die 
Unterjochung frisch im Gedächtniss stand, tatsächlich der 

1) Domesday-Book Bd. II , Fol . 135b, 357 b, 362b und a. a. 0 . 
2) Eotuli Chartarum B. I, T. I, S. 22. In der Bestätigung verschiedener 

Schenkungen „ E t ex dono Eogerii de Paneilli X L acras terrae . . . . , cum 
übertäte habendi faldam suam." S. 170: „e t quod sint (d. h. Schafe) levantes 
et eubantes in propria falda canonicorum praedictorum." 

3) N a s s e , Feldgemeinschaft S. 50. B l o u n t , Fragmenta antiquitatis. 
S. 491 : „tenants belonging to the prior . . . of Norwich . . . , were to have 
their sheep in the lords fold from Martinmas to Candlemas, and then to have 
their ewes out of the fold, and to pay foldage " ibid. S. 486 : „ W . M. holds 
nine acres of customary land . . . . , and Owes certain customs, viz . . . . and 
fo ldfey . " Domesday-Book passim. 

4) 25 H. VIII c. 11. 
5) Boldon-Book in Domesday-Book B. IV, SS. 567, 569, 570 und a. a. 0 . 



Willkür der Eroberer preisgegeben waren. Während der Un-
ruhen und inneren Kriege unter den ersten Normannenkönigen 
konnte Mancher nicht nur bedrückt werden, sondern auch seine 
Freiheit verlieren 1). 

In dieser ganzen Organisation, welche das ausgesprochene 
Merkmal der Naturalwirtschaft trägt, bemerkt man aber schon 
früh davon abweichende Erscheinungen. Das Domesday-Book 
berechnet den Werth, den Ertrag der Besitzungen in Geld-
summen; denn die Abgaben der „liberi tenentes" bestanden 
ausser den Naturalleistungen in jährlichen, an bestimmten 
Terminen zu entrichtenden Geldsummen; ferner trugen die ver-
schiedenen Arten der Unterthanen bis zu dem auf einem ganz 
kleinen Grundstück ansässigen Häusler in grösseren oder klei-
neren Summen zum Geldeinkommen des Grundherrn bei. Es 
ist dies ein gemischtes System, nach der einen Seite mit einem 
stark ausgeprägten naturalwirthschaftlichen Charakter, nach 
der anderen Seite aber zugleich mit einer ganz deutlichen 
geldwirthschaftlichen Neigung. Man erkennt das auch in der 
Vergütung für die Dienste der Unterthanen, welche entweder 
in einem Produkte besteht, oder, falls dieses entfällt, im Gelde 
veranschlagt wird 2). Geldwirthschaftlich ist die aus den Urkun-
den sich ergebende Aufmerksamkeit der Könige, welche durch 
die Scheriffs den Werth der konfiszirten, verfallenen und eige-
nen Gütern mit Zuziehung der Sachkundigen genau abschätzen 
lassen. Die Güter werden mit oder ohne Inventar verliehen; 
jenes wird aber berechnet, so wie auch das Getreide zur Saat 
und für den Lebensunterhalt; das Uebrige soll wiederum ab-
geschätzt, verkauft und schliesslich dem König darüber Rechen-
schaft erstattet werden3). 

1) EotuJi Cariae Eegis B. I, S. 357—358 geben einen Fall der verlorenen 
Freiheit an . . Wilhelmus et antecessores ejus teuuerunt illam terram libere 
usque X annos . . . et tunc intravit in consuetudine nesciunt utrum vi vel 
aliter . . 

2) B l o u n t , Fragmenta antiquitatis S. 4 6 4 : Die Schnitter bekommen den 
besten Schöpsen oder 6 d. S. 4 7 1 : Ausser der Kost erhalten die Arbeiter 
Getränk im Werthe von 1 d. Bei anderer Arbeit jeder Arbeiter die ersten 
zwei Tage ein Laib Brod = 1>/ d., am dritten Tage ein Laib Brod = l x / 2 d. 
S. 487 bekommen die Arbeiter jeder 1 / 2 d. und a. a. 0 . 

3) Eotuli Litterarum Ciausarum geben sehr viele Beispiele davon. Vid. 
z. B. B. I, SS. 5, 7, 8, 9, 12, 13, 16 und a. m. 



Was ferner die sozialen Beziehungen der oberen und un-
teren Klassen anbelangt, so muss hervorgehoben werden, dass 
die Kluft zwischen den Herren und Sklaven gewissermaassen 
durch verschiedene Stufen der Abhängigkeit ausgefüllt war. 
Der Zustand der „villani" war hesser als der der Sklaven, 
die sogenannten „socchemani" waren vielleicht fast frei, und 
die „liberi tenentes" waren rechtlich frei, obgleich sie, wie ge-
sagt, auch zu Diensten verpflichtet waren. Diese Dienste J 
waren — und dies ist wichtig — keine willkürlich bestimmten, 
sondern auf dem Herkommen gegründete. Das Domesday-
Book ist doch nichts anderes als eine Aufzeichnung der unter 
Eduard dem Bekenner bestehenden Verhältnisse, freilich mit 
den mitunter über die früheren erhöhten Abgaben Zwischen 
den „liberi tenentes" und den Grundherren ist das gegenseitige 
Verhältniss auf einem Vertrage, oft vielleicht auf einem schrift-
lichen Vertrage basirt2). Wenn dies alles unter Umständen 
nicht gegen die Bedrückung zu schützen vermochte, so ge-
währte die als feststehend angenommene Gewohnheit einen 
Halt dagegen, um so mehr, als bei Gelegenheit die abermalige 
Feststellung derselben nothwendig erschiens). Dies waren 
Fälle, in welchen die dazu gezogene Dorfbevölkerung ihre 
Rechte zeigen und sich auf dieselben stützen konnte, und es 
ist wahrscheinlich, dass der Eindruck eines gewissen Grades 
der Unabhängigkeit, den wir bei derartigen Erklärungen empfan-
gen, mit dem Bewusstsein jener Grundholdeu übereinstimmt. 

Die Keime der nachfolgenden Entwickelung lagen daher 
bereit, und es handelte sich nun darum, ob sie gehemmt oder 

1) Domesday-Book B. II, Fol. 143b: „Tunc valuit 20 sol. mado 4 0 " und 
a. a. 0 . 

2) Boldon Book in D o m e s d a y - B o o k B. IV, S. 583 : „Adam de Scleby 
tonet sicut in eirograffo continetur . . " und a. a. 0 . 

3) Eotuli Curiae Regis B. I I , S. 148 ff.: „Ricardus . . . Rex 
Mandamus vobis quod diligenter inquiri faciatis per antiquos et legales homi-
nes . . . . quas consuetudines et quas operationes homines de Wilminton et de 
Sutton (Kent) . . . . debent et solent facere ad firmam . . . . de justa et anti-
qua consuetudine . . " B l o u n t , Fragmenta antiquitatis S. 501 ff. Die Ge-
schworenen untersuchen die alten Pflichten und Rechte der Freisassen und 
derjenigen, welche den Boden „ in bondage tenure" haben. Sie sagen „that 
every freeman of Sutton (Warwiek) ought to hold his lands and tenements by 
the force and effect of his original charter." 



gefördert werden sollte. Sie nahm den letzteren Weg, wozu 
die ganze staatliche Organisation und ihre Ausbildung eine 
wesentliche Hilfe leistete. Die von Haus aus verhältnissmässig 
grosse Schwäche des Feudalismus in England und seine rasche 
Zersetzung sowie die fiskalische Tendenz der normannischen 
Monarchie trugen ohne Zweifel hauptsächlich dazu bei, dass 
die Naturalwirtschaft, deren Ausdruck der Feudalismus in 

i» jeder Beziehung bildet, bis zu ihren letzten Enden erschüttert 
ward; der Einfluss der Könige, bei welchen alles feil war, 
der Ersatz des Kriegsdienstes durch Schildgelder, die grossen 
Geldforderungen überhaupt mussten notwendigerweise auf die 
Verhältnisse der Grundherren zu ihren Unterthanen wirken. 
Das Geld gewann auch hier ein Uebergewicht über die Dienste 
und Naturalleistungen. 

Auf den königlichen Domänen wurden diese meistens 
schon unter Heinrich I. in Geld umgewandelt1), und unter 
Eduard III. kommen massenhafte Befreiungen gegen Geld 
vor2). Es unterliegt keinem Zweifel, dass sich im 14. Jahrhun-
dert die Landwirthschaft auf die bezahlte Arbeit stützen muss, 
und die sorgfältige Buchhaltung, wie sie uns von R o g e r s 
vorgeführt wird, das Eintragen der abgeschätzten Posten in 
die Rubrik der Ausgaben und Einnahmen, die mitunter vor-
kommenden verhältnissmässig grossen Summen des Geldes als 
Betriebsmittel deuten auf einen Fortschritt und auf einen 
durchschlagenden Einfluss des geldwirtschaftlichen Systems. 

So unverkennbar und entschieden sich die Züge der er-
wähnten Tendenz vor unserem Auge darstellen, so ist dies 
dennoch nur eine Tendenz, ein erst sich entwickelnder Prozess 
und keineswegs eine vollendete Thatsaclie. Die Aufhebung 
der Leibeigenschaft erweitert sich erst allmählich, sie ist aber 
noch nicht allgemein; die Umwandlung der Naturalleistungen 
in Geldsummen bildet sich zur Gewohnheit aus, sie wird aber 
nicht zum Recht, sondern ist vielmehr von dem Willen des Herrn 
abhängig, und wir werden auf Versuche zu sprechen kommen, 
in welchen sich die Absicht, die Fortschritte rückgängig zu 
machen, kundgiebt; die Naturalleistungen konnten endlich 

1) G n e i s t , Geschichte und heutige Gestalt der Aemter in England. 
Berlin 1857. S. 15. 

2) M a c p h e r s o n , Annais of Commerce, B. I, S. 522. 



theilweise im Geld entrichtet werden, während der Verpflich-
tete den anderen Theil in natura abzutragen pflegte. Wir 
sehen hier also zwischen zwei Richtungen schwankende Ver-
hältnisse. 

Dieses Bild wiederholt sich in der ganzen Anlage der 
Landwirtschaft. Wahr ist es, dass dieser Zweig Merkmale 
des sorgfältigen und geschäftsmässigen Betriebes aufweist, 
wahr ist es auch, dass die Registerführung der Einnahmen J 
und Ausgaben, mit der uns R o g e r s bekannt macht, einer 
Auffassung entspricht, die mit dem naturalwirtbschaftlichen 
Systeme nicht stimmt; die Notwendigkeit hält aber die Land-
wirtschaft mit einer eisernen Hand immer noch auf einer 
niedrigen Stufe. Der Getreidebau ist keine lohnende Unter-
nehmung, wird aber ohne Beschränkung fortgesetzt, weil er 
zur Ernährung der Bevölkerung durchaus notwendig ist1). 
Es ist dies eine sich hauptsächlich auf Gaben der Natur 
stützende Lebensweise, die den Begriff des Gewinnes und 
alles, was damit zusammenhängt, ausschliesst. Mochte da-
mals die Zweifelderwirthschaft, wie R o g e r s anzunehmen 
scheint, oder, wie im Gegensatz zu diesem N a s s e haben will, 
eine überwiegende Dreifelderwirtschaft in England herrschen, 
so kann man jedenfalls mit dem ersteren darin übereinstim-
men, dass der Getreidebau für den Boden sehr erschöpfend 
und dass folglich der Ertrag ein geringer war2). Der Um-
fang der Wiesen war aller Wahrscheinlichkeit nach sehr be-
schränkt; das Vieh pflegte entweder unter freiem Himmel 
oder mit den magersten Futtersorten überwintert zu werden, 
von Düngergewinnung und Düngung war daher so gut wie 
keine Rede und das Hilfsmittel des Pferchens konnte natür-
lich auf die Bodenverbesserung und Gewinnung grösserer Er-
träge von keiner wesentlichen Bedeutung sein. Die Naturkräfte 
spielen hier noch die Hauptrolle und die Existenz der Men-
schen ist vollkommen, wie die oft wiederkehrenden Hunger-
jahre beweisen, von der durch Kultur noch unbeherrschten 
Natur abhängig. Hand in Hand mit diesem kärglichen Ge-
treidebau geht eine ausgedehnte rohe Weidewirtschaft zu-

1) R o g e r s , History of agriculture B. I, S. 21. 
2) R o g e r s , l l istory of agriculture B. I, SS. 'ii, 81. 



sammen. Die Häute und Wolle bilden mit wenigen anderen 
die hauptsächlichen Exportartikel und das werthvollste Er-
zeugniss der Landwirthschaft1). 

Wenn wir das Vorhergesagte zusammenfassen, so er-
geben sich zwei verschiedenen Richtungen angehörende That-
sachen. Wir haben vor unseren Augen einen Prozess des 
Werdens und erkennen zugleich, dass in diesem Stadium 
schwerwiegendere Ereignisse von einem sehr eingreifenden 
Einfluss auf die weitere Entwickelung jener Zustände sein 
mussten. 

Als ein Ereigniss, welches den ruhigen Bildungsgang der 
Verhältnisse zu stören vollkommen geeignet war, muss die 
Pest im Jahre 1349 bezeichnet werden. R o g e r s legt darauf 
ein grosses Gewicht, N a s s e dagegen hält sich dabei nicht 
auf. Diese Pest, welche vom Osten herkam und in Europa 
einige Jahre wüthete, entvölkerte auch England. Die Chro-
nisten geben ein schreckliches Bild der Sterblichkeit2), und 
wie es leicht zu erwarten war, blieben die Folgen derselben 
in der Wirthschaft überhaupt und im Ackerbau insbesondere 
nicht aus3). Die Wirkung äusserte sich namentlich in dem 
Mangel an Arbeitskraft und in der Erhöhung der Löhne der 
Arbeiter. Sie benutzten die günstige Gelegenheit, um ihre 
Forderungen hinaufzuschrauben4) und zwar so hoch, dass die 
Landwirthschaft unter diesen Bedingungen in der bisherigen 

1) T h . W a l s i n g h a m , Historia anglicana 1863, B. I, S. 68. Aus An-
lass der Wollenauflage im Jahre 1297 berichtet er : „Praeterea, tota commu-
nitas sentit se gravatam de vectigali lanarum . . ., lana enim Angliae ascendit 
fere ad valorem medietatis (wahrscheinlich des Ertrags) totius terrae." Mag 
auch diese Schätzung Ubertrieben sein, immerhin ist sie bezeichnend. 

2) T h W a l s i n g h a m , Historia anglicana B. I , S. 273 : „ . . . ut vix 
media pars hominum remaneret In quibusdam vero religiosorum domi-
bus de viginti vix supererat tantum duo Aestimabatur autem a pluribus 
quod vix decima pars hominum fuisset relicta ad vitam." 

3) H e n r y d e K n y g h t o n , Chronica de eventibus Angliae, ed. Twysden, 
S. 2699 sagt: ,,. . . tantus defectus extitit servorum et famulorum , quod non 
erat qui sciret quid facere deberet . . . Quam ob causam multae segetes pe-
rierunt in campis prae defectu collectoris." 

4) Th. W a l s i n g h a m , Historia anglicana, 1863 , B. I , S. 275 — 2 7 6 : 
,,Operarii vero , et artifices ac servientes proinde callidiores et fraudulentiores 
solito sunt effecti. Contra quorum astutiam et supcrbiam , nequitiam et ava-
ritiam ordinata sunt Statuta . . . " 



Art und Weise nicht mehr geführt werden konnte. Der Ge-
treidebau liess dem Grundherrn kaum Etwas über die Pro-
duktionskosten übrig, durch die gesteigerten Forderungen der 
Arbeiter wurde aber der geringe Gewinn noch mehr gedrückt1). 

Die Grundherren sahen sich dadurch nach R o g e r s zu 
einer anderen Art der Bewirtschaftung ihrer Güter Zuflucht 
zu nehmen gezwungen. Bis jetzt haben sie dieselben in eige-
ner Regie behalten, von nun an verpachten sie meistens ihre 
Besitzungen und das Pachtsystem soll ein Metayersystem ge-
wesen sein, ähnlich dem in einigen anderen Theilen Europas2). 
Diese Veränderung war möglicherweise nicht in so grossem 
Maassstabe eingeführt, wie R o g e r s meint, immerhin war sie 
eine Folge der Pest. Die Gesetzgebung ergreift ihrerseits be-
stimmte Mittel und Wege, um der bedrückten Landwirtschaft 
Hilfe zu verschaffen. Das üebel entstand, wie wir gesehen 
haben, aus dem Gegensatz der Forderungen der freien Arbeiter 
und der Grundbesitzer. Diese Kluft auszufüllen, musste gewisser-
maassen als das nächste Ziel erscheinen und es wurde wirklich 
sofort ins Auge gefasst. Wir besitzen davon Beweise in den 
zahlreichen Arbeitsgesetzen, und obgleich diese Gesetze in 
Bezug auf landwirtschaftliche Arbeit sich von den ähnlichen, 
andere Zweige betreffenden im Allgemeinen nicht unterscheiden, 
so haben sie dennoch manche spezielle Züge, und in vielen 
finden wir eine besondere Rücksicht auf die Landwirtschaft 
genommen. 

Wir müssen uns dabei der gegebenen Verhältnisse der 
Arbeit erinnern. Durch die Umwandlung der Dienste und 
Naturalabgaben in Geld wurde allerdings die im Ackerbau 
verwendete Arbeitskraft tatsächlich frei gemacht; diese Frei-
heit war aber weder allgemein, noch auch rechtlich festgestellt 
und überhaupt wären die Zustände nicht der Art, dass man 
sie als ein unantastbares Gut des Individuums anzusehen für 
richtig fand. Im Gegentheil mussten die ungebärdigen For-
derungen der Arbeit, welche die Spaltung hervorgerufen haben, 
zur Beschränkung der Freiheit führen und diese als ein zweck-
mässiges Mittel darstellen, wenn dies auch mit der bisherigen 

1) R o g e r s , IJistory of agriculture B. I, SS. 34, 81. 
2) ibid. S. 24 ff. 



Entwickelung verglichen als Rückschritt gelten könnte; denn 
wir müssen, besonders in dem hier behandelten Stadium der 
wirtschaftlichen Kultur, die freiheitlichen Bestrebungen als 
der geldwirthschaftlichen Richtung entsprechend, die Beschrän-
kung dagegen der Freiheit als ein Zurückgehen in das natural-
wirthschaftliche System ansehen. 

Das erste der Arbeitsgesetze, welches für unsere Auf-
gabe maassgebend ist, wurde sofort nach der Pest erlassen. 
Es enthält Lohnbestimmungen vorzüglich für Feldarbeiter und 
für die im Hausbau Beschäftigten. Die Verwertung der 
Freiheit in der Benutzung des günstigen Augenblicks ist hier 
den Arbeitern geradezu verboten. Dieses Moment existirt nicht 
für den Gesetzgeber und er bestimmt einfach, dass die Löhne 
nicht höher als vor der Epidemie sein dürfen und dass die 
Arbeiter den angebotenen Dienst annehmen müssen*). In 
einem wegen der Unwirksamkeit des vorigen bald darauf er-
lassenen Gesetze werden abermals die Löhne bestimmt und 
die landwirtschaftlichen Arbeiter an erster Stelle behandelt2). 
Das Gesetz giebt seine Sorge für Ackerbau noch dadurch 
kund, dass es mit geringen Ausnahmen die Arbeiter während 
der Erntezeit an ihre Wohnsitze fesselt. Die Dawiderhan-
delnden werden mit Gefängniss bestraft. 

Auch unter der Regierung Richard II. wendet die Gesetz-
gebung ihre Aufmerksamkeit dem Verhältnisse der Arbeit in 
der Landwirtschaft zu. Ausser der einfachen Bestätigung 
des zuletzt angeführten Gesetzes Eduard III. kommt noch ein 
ziemlich umfangreiches Statut hinzu, aus dessen Einleitung 
wir die Schwierigkeit der Lage, die mit der Schilderung von 
R o g e r s zusammenstimmt, ersehen3). Wir lesen dort, dass 
„die Landwirte und Pächter" wegen der hohen Löhne die 
Renten nicht zahlen und kaum ihr Leben fristen können. 

Die hier enthaltenen Lohnbestimmungen beziehen sich 

1) 23 Ed. III . cc. 1 — 4. In der Einleitung ist der Nachtheil für die 
Landwirthschaft hervorgehoben. „ W e considcring the grivous Incommodities, 
which of the lack espeeially of Ploughmen and such Labourers may hereafter 
come . . Im c. 5 sind die Löhne der Handwerker bestimmt und im c. 6 
die Preise der Lebensmittel beschrankt. 

2) 25 Ed. III s. 2, cc. 1—2. 
3) 12 Rieh. II. cc. 3—6. 



wiederum auf Feldarbeiter und Zimmerleute und Maurer, aber 
eine spezielle Berücksichtigung des Ackerbaues offenbart sich 
ferner in der Vorschrift, dass auch kleine Handwerker und 
Lehrlinge und Knechte, wenn sie bei dem Gewerbe nicht 
durchaus nothwendig sind, zur Feldarbeit während des Som-
mers angehalten werden müssen. Das Gesetz legt endlich auf 
eine feste landwirthschaftliche Arbeiterbevölkerung einen be-
sonderen Nachdruck, indem es bestimmt, dass Alle, welche j 
bis zu ihrem 12. Lebensjahre in der Landwirtschaft beschäf-
tigt waren, in derselben bleiben müssen uud indem es alle 
anderen dieser Vorschrift widersprechenden Verträge löst und 
für null und nichtig erklärt1). 

Dieses Gesetz und die letzte Vorschrift finden ihre Be-
stätigung resp. Vervollständigung in dem Statut 7 H. IV c. 17. 
Die Schäden, welche für „die Gutsherren und andere Leute" 2 ) 
aus dem Arbeitsmangel erwachsen, wurden hier ebenfalls er-
wähnt. Es wird ausserdem bestimmt, dass Leute, welche 
lediglich von ihrem Arbeitsverdienst leben, ihre Kinder ins 
Handwerk nicht schicken sollen, sondern dass diese Kinder 
für die Landwirtschaft bestimmt sind. Es wird demgemäss 
den Eltern, die nicht wenigstens ein Einkommen von 20 s. 
haben, verboten, ihre Kinder ein Gewerbe lernen zu lassen. 

"Wir besitzen noch einige Arbeitsgesetze aus den nach-
folgenden Regierungszeiten, unter welchen sich aber das Ge-
setz 23 H. VI. durch besondere Rücksicht auf die Landwirt -
schaft hervortut. Es enthält detaillirte Bestimmungen über 
die Löhne der Feldarbeiter, zwingt Leute mit einem kleinen 
Grundbesitz (dies bezieht sich wahrscheinlich auf die Häusler) 
Dienst anzunehmen und schreibt den Behörden vor, angestellte 

1) Gegen das Verlassen der Landwirtschaf t um des Handwerks willen eine 
Petition des Gemeindehauses bereits im SO Ed. III. Kotuli Parliamentorum 
B. II S. 3 4 1 ; ferner in der Petition des Jahres 1 K. I I : „ E t si aueun Laborer 
y soit qi soy escuse de servir pur cause d'un petit tenure qu'il tient, ou par 
cause q'il voet estre Artificer, q'ils ne soient soeffert a ce faire si aueun en 
pays est meister de son labour." ibid. B. III , S. 17. 

2) In der Petition des Gemeindehauses sind blos die Grundbesitzer ange-
geben, „ q e les Gentiles, et autres de votre Koialme qi vivent sur lour terres, 
sont grandement empovertz par la cause suis dit ." Eotuli Parliamentorum 
B. III s . 602. Vid. auch die Petition im J. 4 H. IV. ibid. S. 501. 



Diener, wenn sie als überflüssig erscheinen, anderswo nach 
Bedürfniss zwangsweise anzustellen. Von diesem Statute au 
bestimmen die nachfolgenden Gesetze die Löhne der land-
wirtschaftlichen Arbeiter und zwar in aufsteigender Rich-
tung; eine besondere Rücksicht auf das landwirtschaftliche 
Interesse in der Weise, wie wir sie im Vorangehenden ken-
nen gelernt haben, lässt sich aber aus diesen Gesetzen nicht 
erkennen. 

Bei Beurteilung dieser Gesetze müssen wir zwar den 
Umstand in Rechnung ziehen, dass die Preis- und Lohn-
bestimmungen zu den gewöhnlichen Maassregeln der damaligen 
Wirtschaftspolitik gehörten. Man könnte auch .sagen, dass 
viele Verfügungen, die wir angeführt haben, zu den Lohn-
bestimmungen notwendig gehören und dass ohne diese die 
einfache Feststellung des Lohnes wirkungslos geblieben wäre. 
Dies mag sein, andererseits aber muss es zugestanden werden, 
dass der Eindruck, den diese Gesetze hinterlassen, der einer 
grossen Härte ist und dass der selbständigen freien Arbeit 
Zügel angelegt worden sind. Die auf Arbeit bezüglichen Vor-
schriften sind zwar in diesen Statuten mit den polizeilichen, 
gegen die Landstreicher und dgl. gemischt, welche auch zur 
Arbeit angehalten werden sollten; so gross aber auch diese 
Plage in jener Zeit in England sein konnte, so bildete die 
vagabundirende Bevölkerung jedenfalls nur einen kleinen Theil 
der Arbeitskraft. Die Statuten sind daher nicht gegen eine 
ganz lose, sondern mitunter sogar gegen eine mit einem kleinen 
Besitz und Einkommen ausgestattete ärmere Bevölkerung ge-
richtet. Diese Klasse ist allerdings durch den Gesetzgeber 
weder an die Scholle gebunden noch leibeigen geworden, es 
liegt sogar in den angeführten Gesetzen eine gewisse Aner-
kennung der bestehenden Zustände und somit der Freiheit; 
die Freiheit ist aber so sehr beschränkt, dass der Rückgang 
in unverkennbaren Zügen erscheint. Das Verbot des Verlas-
sens der Wohnsitze, eine Maassregel also gegen die freie Ver-
wertung der Arbeit, der Zwang der Annahme des Dienstes, 
die Verhinderung in einen anderen Zweig der Industrie ein-
zutreten sind lauter Erscheinungen, die der primitiven Orga-
nisation der Leibeigenschaft und Schollengebundenheit aualog 
sind. Jene-Zwangsmaassregeln sind zwar mehr im allgemeinen 

v . Ochenkowski, Englands n-irthschaftl. Entwickelung. o 



als im Interesse der Grundherren ergriffen worden1), nichts-
destoweniger bleibt ihnen ihr eigentümlicher Charakter, und 
man konnte oft nicht umhin, das frühere Abhängigkeitsverhält-
niss der unteren Landbevölkerungsklasse von den Grundherren 
strenger anzuziehen2). 

Mit diesem Vorgang stimmen andere Thatsachen aus der-
selben Zeit überein. Wir meinen die Bestrebungen der Grund-
herren, die alten Dienste, welche, wie gesagt, gewohnheits-
mässig aber nicht rechtmässig mehr oder weniger aufgegeben 
waren, wiederherzustellen3). R o g e r s stellt es fast wie eine 
Thatsache hin, dass der Grund des Aufstandes im Jahre 1381 
in den Versuchen der Grundherren, die Geldzahlungen abzu-
schaffen und die Dienste wieder einzuführen, lag4). Nasse 
will dies blos als eine reine Hypothese gelten lassen und 
sagt: „Es scheint nicht, dass er (Rogers) diese Vermutung 
urkundlich begründen kann, aber sie ist gerade nicht unwahr-
scheinlich" 6). 

Wir wollen hier drei Zeugnisse, welche diese Hypothese 
bestätigen, anführen. Das erste findet man in einem kurz vor 
dem Ausbruch der Insurrection erlassenen Gesetze6). Es lässt 

1) Ein Passus aus 23 Ed. III c. 1 zeigt, dass man sich über das alte Ver-
hältniss im allgemeinen Interesse hinwegsetzte. Nach der Bestimmung der 
Löhne f o l g t : „Prov ided always, that the Lords be preferred before other in 
their Bondmen or their Land Tenants, so in their Service to be retained: so 
that nevertheless the said Lords shall retain no more than be necessary for 
them." Also die Lords waren in ihrem Rechte auf die Dienste der Unter-
gebenen beschränkt, und dies offenbar des allgemeinen Arbeitsmangels wegen. 

2) Vid. S. 14, Anm. 1 und S. 18, Anm. 4. 
3) N a s s e , Feldgemeinschaft S. 54 : „unter der Regierung Eduard IV. be-

ginnen die Reichsgerichte die Ansicht aufzustellen, dass diese tenants zwar 
tenants nach dem Willen des Grundherren seien , dass aber dieser Wil le die 
Gewohnheit des Manor , auf welchem der tenant ansässig, nicht verletzen 
dürfe.'1 

4) History of Agriculture B. I, S. 81. 
5) Feldgemeinschaft S. 52. 
6) 1 R. II. c. 6 : „ A t the grievous Complaint . . . . of that in many Sig-

nories and Parts of the Realm of England, the Villains and Landtenants in 
Villenage, who owe Services and Customs to their said Lords, have now latc 
withdrawn, and do daily with draw their Services and Customs due to their said 
Lords, by Comfort or Procurment of other their Counsellors, Maintainers, and 
Abettors in the Country, which hath taken Hire and Profit of the said Villains 
and Landtenants, by Colour of certain Exempliiieations made out of the Book of 
Domesday of the Manors and Towns where tliey have been dwelling, and by 



uns klar in den damals herrschenden aufrührerischen Geist 
der Landbevölkerung — ein Vorläufer des Aufstandes — bli-
cken; wir erkennen auch zum Theil ihre Organisation, und 
endlich gewährt uns der Wortlaut des Gesetzes einen Blick 
in die Ursachen der Unzufriedenheit. Die Bauern, welche als 
„Villains" und „Landtenants in Villenage" bezeichnet sind, 
wollen von ihrer Abhängigkeit gar nichts wissen, sie betrach-

^ ten sich als frei, verweigern die Dienste und Abgaben und 
leisten Widerstand gegen diejenigen, welche sie dazu zwingen 
wollen. Das Gesetz schliesst endlich mit der Bestimmung, 
dass „die Bedingungen des bäuerlichen Grundbesitzes und 
der Abgaben" dieselben wie früher bleiben sollen. Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, dass hier die rechtlich feststehen-
den Pflichten, insoweit sie der Grundherr erzwingen wollte, 
gemeint sind. 

Einen zweiten Beweis der Bestrebungen der Grundherren 
liefert uns ein Zeugniss eines zwar späteren Chronisten, wel-
cher sich auf die früheren Berichte stützt, dessen Glaubwür-
digkeit wir aber keinen Grund zu bezweifeln haben1). Es 

Virtue of the same Exemplifications, and tkeir evil Interpretation of the same, they 
affirm to be quite and utterly discharged of all Manner Servage, due as well of 
tlieir Body as of their said Tenures, and will not suffer any Distress or other 
Justice to be made upon them, but do menace the Ministers of their Lords of Life 
and Member, and which more is, gather themselves together in great Routs, and 
agree by such Confederacy, that every one shall aid other to resist their Lords 
witli strong Hand; and much other Harm they do in sundry Manner, to the 
great Damage ot their said Lords, and evil Example to other to begin such 
Riots ; so that if due Remedy be not the rather provided upon the same RebelSi 
great Mischief, which God prohibit, may thereof spring through the Realm . . . " 
Sowohl die „vi l lains" als auoh die Agitatoren sollen sofort verhaftet und sogar 
gegen Kaution nicht auf freiem Fuss gelassen werden. Vid. auch R o t u l i 
Parliamentorum Bd. III S. 556, temp. 6 H. IV. 

1) Holiushed. Chronicles ed. 1807 B. II S. 735 : „The commons of the realme, 
soon repining, not onely for the pole groates that were demanded of them , 
but also (as some write:) for that they were sore oppressed (as they took 
the matter) by their landlords, that demanded of them their ancient customes 
and Services . . . . rose in diverse parts of this realm . . , purposing to inform 
the prince to make them free and to release them of all servitude, whereby 
they stood as bondmen to their lords and superiors . • Weiter S. 737 : . . . they 
proposed to burne and destroie all records , evidences, court-rolles, and other 
minuments; that the remembrauce of ancient matters being removed out of mind 
their landlords might not have whereby to ehallenge any riglit at their hand." 
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wird dort ausdrücklich gesagt, dass unter anderen Gründen des 
Aufstandes die Versuche die alten Abgaben und Dienste ein-
zuführen mitgewirkt haben. Die Aufständischen wollten sich 
dagegen von dem Unterthanenverliältniss vollkommen befreien. 
Es deutet femer darauf hin die hie und da stattfindende Ver-
brennung der Urkunden durch die Insurgenten als Mittel, die 
Spuren ihrer Pflichten total zu vernichten. 

Das dritte Zeugniss endlich ergiebt sich aus dem Wider-
ruf der königlichen Charte, welche die Forderungen und die 
verlangten Rechte den Insurgenten gewährte. In diesem Wi-
derruf sehen wir die Vermuthung R o g e r s ' 1 ) , dass sie feste 
Geldabgaben für den besessenen Grund und Boden forderten, 
vollends bestätigt. Die Charte setzte das Maximum der Summe 
fest mit der Klausel der Erhaltung der vorkommenden nie-
drigeren Pachtgelder, und man darf annehmen, dass die Land-
bevölkerung, welche die Freiheit verlangte, ausser diesen Geld-
abgaben von keinen Diensten wissen wollte, sondern dass diese 
durch jene ersetzt werden sollten2). Nach der blutigen Un-
terdrückung des Aufstandes wurden alle ihnen in dem könig-
lichen Freibriefe zugestandenen Rechte im Parlamente einstim-
mig und mit grosser Entschiedenheit als gegen das Interesse 
der Grossen etc. erklärt und aufgehoben3). 

Ueberall werden wir hier eines harten sozialen Kampfes 
gewahr, überall treten die entgegengesetzten Interessen schroff 
hervor. Einerseits die Politik mit der Tendenz etwas Aehn-
liches wie Leibeigenschaft und Schollengebundenheit zu schaf-
fen, eine Politik, welche die wirkliche Ausübung der Freiheit 
beschränkt und die Gelegenheit dieselbe zu erlangen verhin-
dert4) und welche mitunter wie im Statut 1 R. II einfach den 

1) History of agriculture B. I S. 81. 
2) T h . W a l s i n g h a m , Historia anglicana Bd. II SS. 20—21 führt an, 

was widerrufen worden ist. Unter anderen die in der Charte enthaltene fol-
gende Stelle: „Quodque voluimus quod nulla acra terrae, quae in 
bondagio vel servitio tenetur, altius quam ad quatuor denarios haberetur et si 
qua minus antea tenta fuisset in posterum non exalteretur." Vid. auch Rymer. 
Foedera ed. hol. Bd. III T. III S. 124. 

3) K o t u l i Parliamentorum B. III SS. 99, 100, 114. 
. 4) Zu derartigen Maassregeln kann man noch , glauben w i r , das Gesetz 

9 K. II c. 2 hinzurechnen : ,-,Whereas divers Villains and Neifs, as well of great 
Lords , as of other People , do fly withiu Cities, Towns , and 



Bestand der obsoleten Zustände einschärft, und andererseits 
der aufrührerische Geist gegen jene Tendenzen und schliess-
lich die Schilderhebung zum Schutz der tatsächlich erworbe-
nen Freiheit, kurz, ein Bild, das zu der langsamen Entwicke-
lung der Freiheit vor dem Ausbruche der Pest in vollem Wi-
derspruche steht. 

Auf dem Hintergrunde dieses sozialen Kampfes sehen 
wir ganz deutlich das Spiel der ökonomischen Ursachen. Die 
landwirtschaftlichen Zustände waren der Art, dass die bis-
herige Kultur nur mit Hilfe der billigen Arbeit erhalten wer-
den konnte. Die Verhältnisse haben sich aber plötzlich ver-
ändert, und die Arbeit ist auf einmal teurer , vielleicht für 
die Mittel der Grundherren unerschwinglich geworden. In 
dieser Verlegenheit, in dieser Lage, welche alles in Frage stellte, 
fand man nichts Besseres, als der Landwirthschaft billige Ar-
beitskräfte durch Zwang und durch Zurückgehen auf die frü-
heren weniger entwickelten Verhältnisse zuzuführen. Vom 
Standpunkte der national - ökonomischen Kultur aus können 
wir diesen Vorgang als einen Rückschritt von dem geld- zum 
naturalwirthschaftlichen System bezeichnen. 

In dem ganzen Process entwickelt sich vor unseren Augen 
ein Ringen in zwei entgegengesetzten Richtungen. Dieses 
Ringen zeigt sich aber in keinem so entscheidenden Charakter, 
dass wir eines vollständigen Triumphs einer der beiden Rich-
tungen sofort gewahr werden könnten. Die Arbeitsgesetze 
waren allerdings strenge Maassregeln, und man war bestrebt, 
die Umgehung derselben zu verhindern; trotzdem aber sind 
sie blos halbe Maassregeln gewesen. Ihre Wirkungslosigkeit 
ergiebt sich aus ihnen selbst, und sie wird durch den Gesetz-
geber mitunter offen zugestanden. Andere Quellen sprechen 
sich in demselben Sinne aus 1). In dem dargestellten Kampfe 

Places enfranchised , and feign divers Suits against their Lords, 
to the Intent to make them free by the answer of their Lords : It is aecorded 
and assented , That the Lords nor other , shall not be forebared of their Vil-
lains because of their Answer to the Law." — Eine Petition in demselben 
Sinne im J. 1 H. IV. R o t u l i Parliamentorum B. III S. 448. 

1) T h . W a l s i n g h a m , Historia anglicana Bd. I S. 2 7 6 , indem er von 
Arbeitsgesetzen Eduards III. spricht, fügt schliesslich hinzu: ,,sed parum aut 
nihil communibus profecerunt." 



ferner bildete gewiss ein für die Entscheidung sehr wichtiges 
Moment der Aufstand vom Jahre 1381 und die Unterdrückung 
desselben. Die Niederlage der Insurgenten bot eine günstige 
Gelegenheit zu einer vollständigen Reaktion, und gerade die 
Forderungen der Landbevölkerung zeigten der Reaktion die 
Abschaffung jeglicher Freiheiten als dasjenige, was sie jetzt 
verlangen konnte. Dies geschah aber nicht. Mochten auch 
nach dieser Seite hin Wünsche ausgesprochen worden sein, so 
ist andererseits Thatsache, dass das Ziel im Allgemeinen nicht 
erreicht worden ist. Die Freiheit hat offenbar schon tiefere 
Wurzel gefasst; möglicherweise lag ihre totale Abschaffung 
auch nicht im Interesse der leitenden gesellschaftlichen Or-
gane, kurz, eine grosse retrograde soziale Revolution liess 
sich nicht durchführen. Aus diesem Grunde kann man so-
gar den Aufstand vom Jahre 1381 als einen Sieg der bäuer-
lichen Klassen betrachten. 

Was das Metayer-Pachtsystem betrifft, welches nach R o -
g e r s 1 ) nach der Pest eingeführt sein und während 50 nach-
folgender Jahre gedauert haben soll, so giebt es allerdings Be-
lege dafür, dass man sich durch Pachtungen der verwaisten 
Grundstücke auf Lebenszeit zu helfen suchte2). Ob dies mit 
der Behauptung R o g e r s übereinstimmt, können wir. nicht ent-
scheiden; jedenfalls kann man seine Meinung, dass das Me-
tayersystem in jener Zeit in England überwiegend war, be-
zweifeln. Würde das System ziemlich allgemein geworden 
sein, etwa deswegen, weil die Grundherron sich auf diese 

1) History of agriculture B. I S. 25. 
2) R o t u l i Parliamentorum B . I I S. 279 37 Ed. III : „Item, eomo par les 

Pestilences . . . sont diverses Meschiefs . . . . avenuz, qe diverses Manoirs, 
Terres et Tenementz de nostre Seignour le Roi, tenuz en chief, auxi bien como 
autres, sont touz desolatz, gastez, et anientez: si bien les Iiomages et Bonda-
ges come les ebiefs Manoirs, et tieux Tenantz de Bondage come feurent devant 
ne poent ore estre trovez. Et pur les dites Meschiefs eschuire, et pur avoir 
ascun profit des ditz Terres et Wastes , les Seignours des ditz ruinouses pla-
ces les lessent, toute ou partie, a terme de vie pur les enhabiter , q'est survys 
et acomptez Alienatioli saunz congie du Ro i ; lesqueux Lessez ne poent estre 
Alienations la ou nostre Seignour le Roi ad Tenantz en droit. Prie la Com-
mune, qe plese a lour Seignour liege, qe tieles Lessez de frankes tenantz soi-
ent faites tan qe la Terre soit en partie releve, saunz congie pursuire. Quant 
a ceste Article il (der König) demande grant avisement. 



Weise der eigenen Verwaltung ihrer Güter und somit der 
Schwierigkeit des Arbeitsmangels entledigen konnten, so hätten 
sie kein direktes Interesse gehabt, für die Rückkehr zu den 
mehr oder weniger aufgegebenen Diensten einzutreten. Die 
Zeit von 50 Jahren ist ausserdem eine zu kurze, um das Sy-
stem „vorwiegend" einführen und dann abschaffen zu können. 
Dieses ist höchstens als ein Versuch zu betrachten, der sich 
keineswegs eingelebt hat und zu etwas Dauerndem zu führen 
nicht geeignet war. Wir sehen daher überall schwankende 
Zustände und unsichere Schritte, überhaupt ein Tasten nach 
einem besten und zweckmässigsten Verfahren. 

Aus der obigen Darstellung können wir schliessen, dass 
das halbe Jahrhundert von der Pest bis zum Anfang des 15. 
Jahrh. keinen bestimmten Betrieb ausgebildet hat und dass 
die während dieser Zeit vorkommenden Experimente lediglich 
ihre Unhaltbarkeit zu beweisen im Stande waren. Jene 
Zeitperiode ist daher als eine vorbereitende und zu einem 
festen und klaren Betriebsysteme einleitende zu betrachten, 
obwohl die Keime für den Entwickelungsgang des 15. Jahrh. 
in dieser Zeit vorhanden waren. 

Da die Arbeit sich trotz der angeführten Maassregeln den 
Bedürfnissen des landwirtschaftlichen Betriebes nicht fügen 
wollte und da ferner das Metayersystem offenbar dem Inter-
esse der Grundherren nicht entsprach, so handelte es sich um 
die Wahl eines Weges, welcher aus dieser Verlegenheit hel-
fen konnte. Sollten sich die Grundherren vielleicht dem Ge-
treidebau zuwenden? Wir haben gesehen, dass dies nichts 
weniger als einträglich war, und zwar so wenig, dass die hö-
heren Löhne eine grosse Verwirrung im ganzen Betriebe her-
vorgerufen hatten. Die Preise des Weizens waren im Durch-
schnitt vor und nach der Pest ungefähr dieselben geblieben 
Diese Preise stiegen aber auch nicht wesentlich im 15. Jahrh. 
Jener Durchschnittspreis betrug nämlich vom Jahre 1261— 
1400 : 5 s. L03/4 d., und nach zwei Statuten Heinrichs VI. 
und Eduards IV. ist 6 s. 8 d. pro Quarter Weizen als Nor-
malpreis aufgestellt, indem das erste dieser Gesetze, so lange 
der Weizen diesen Preis nicht erreicht hat, ihn auszuführen 

1) R o g e r s , History of agriculture B, 1, Kap. XIII . 



erlaubt, das zweite aber die Einfuhr verbietet, so lange der 
Weizenpreis bis auf jene Höhe nicht gestiegen ist1)- Es lag 
daher auch im 15. Jahrh. keine Veranlassung vor, den Getreide-
bau besonders zu pflegen, zumal da die Löhne der landwirt-
schaftlichen Arbeiter selbst in den Arbeitsgesetzen höher nor-
mirt worden sind; ja die Politik der Ausfuhrverbote, welcher 
man bis zum erwähnten Gesetze Heinrichs VI. folgte2) , war 
vollkommen geeignet, die Landwirthe von dem Getreidebau 
vielmehr ab- als sie ihm zuzuwenden. Mit diesem Ergeb-
niss stimmt die Höhe der Pachtrenten überein. In ein-
zelnen Ortschaften entfernen sich die Renten im 15. Jahrh. 
für Aecker und Wiesen nicht wesentlich von denen im 14.3). 
Der stationäre Zustand der Renten im 15. erhellt noch aus 
den allgemeinen und plötzlich auftauchenden Klagen über die 
Erhöhung derselben im nachfolgenden Jahrhundert. 

Es entsteht nun notwendig die Frage, nach welchem 
Zweige der Landwirthschaft die Grundherren unter diesen Um-
ständen ihre Blicke richten mussten, um ihrem Interesse Ge-
nüge zu thun. Wir haben gesehen, dass die Richtung der 
Landwirtschaft bis zur Pest sich immer mehr geldwirth-
schaftlic.h entwickelte und dass die Bestrebungen davon zu-
rückzugehen im Grunde genommen und in letzter Instanz wir-
kungslos geblieben sind; der Weg daher, den im weiteren 
Verlaufe die Landwirthschaft befolgen sollte, war dadurch von 
selbst angezeigt, sie musste auch nach der Pest geldwirth-
schaftlich vorgehen. 

Vergegenwärtigen wir uns jetzt die Verhältnisse der da-
maligen Güter, so sehen wir, dass in diesen vor allem zwei 
Haupttheile zu unterscheiden sind, d. h. Aecker und Weiden. 
Was die Wiesen betrifft, so war ihr Umfang jeder Wahrschein-
lichkeit nach von jeher kein grosser. Auch das, was N a s s e 

1) 15 H. VI c. 2, 3 Ed. IV c. 2. Holinshed Chronicles B. III S. 192 
führt den Preis des Weizens 3 s. 4 d. per Bushel im Jahre 1439 als eine 
Theuerung an. 

2) Zahlreiche Ausfuhrverbote in R y m e r , Foedera. 
3) Cullum The history and antiquities of Hawsted and Hardwick in the 

County of Suffolk. 1813. S. 214 ff. Im Jahre 1359 wird für Aecker 4 — 8 d. 
pro Acre gerechnet, für Wiesen dagegen 4, 5 s. und mehr. Die verschiedenen 
Pachtverträge (Kap. IV) zeigen ungefähr dieselbe Preishöhe. 



von Wiesen angiebt, spricht vielmehr dafür als dagegen. In 
Cul lum's Werke angesammelte Ziffern zeigen unter Eduard I. 
ein fast verschwindendes Verhältniss der Wiesen zu den 
Aeckern; dieses Verhältniss verbessert sich allmählich zu Gun-
sten der Wiesen und verändert sich binnen 80 Jahren von 
24 : 1 auf 11 : l 1 ) ; immerhin weisen die letzten Ziffern auf 
einen noch verhältnissmässig kleinen Wiesenumfang hin, was 
noch ferner durch den bereits erwähnten hohen Pachtpreis 
der Wiesen im Vergleich zu den Aeckern bewiesen wird2). 
Bei den klimatischen Bedingungen Englands konnte auch da-
mals bei einer nur geringen Pflege Wiesen zu erhalten nicht 
schwer fallen; ihr hoher Preis beweist daher ihren tatsäch-
lich geringen Umfang. Wir schliessen daraus, dass man in 
den damaligen Verhältnissen des Ackerbaues keine Aussicht 
auf die Hebung der Landwirtschaft und des Einkommens 
hatte. 

Die Weiden und die darauf zu führende Heerdewirtschaft 
waren daher ein Feld, welches sich naturgemäss unter den ob-
waltenden Umständen für die Ausbeutung und Benutzung dem 
Unternehmungsgeiste darbot, Die Weide umfasste damals im 
weiteren Sinne auch die Weide auf der Brache und auf den 
W iesen ausser einer für Heuwerbung bestimmten Periode, wie 
dies bei einer unentwickelten Kultur üblich ist; der Umfang 
der eigentlichen Weide, wozu hauptsächlich die gemeinschaft-
liche gehörte, war jedenfalls kein geringer. Die Frage, ob 
die damalige Gutswirthschaft zur Ausnutzung der Weiden an-
gelegt war, kann, unserer Meinung nach, bejaht werden. 

Die Häute und die Wolle zählten seit lange als die haupt-
sächlichsten Exportprodukte und das schöne Einkommen3), 
das daraus den Grundbesitzern zufloss, war eine allgemein be-
herzigte Thatsache. Die Schafheerclen waren schon in der 
Zeit der Verfassung des Domesday-Book sehr zahlreich, und 

1) History and antiquities of Hawsted and Hardwick S. 93 an einem Orte 
kommen im 14. Ed. I auf 1300—1400 Acres Ackerland nur 45 Acres Wiesen, 
dagegen im 32 Ed. III S. 105 : „The lord (aus der Familie Middelton) hold 
in his own hands 572 acres of arable land, 50 of medows, pastures for 24 
cows , 12 horses, and as many oxen, and 40 of w o o d . " 

2) Vid. S. 22 Anm. 4. 
3) Vid. S. 11 Anm. 2. 



an der Seuche, welche fast zu gleicher Zeit mit der Pest aus-
gebrochen ist, starben blos an einem Orte 5000 Schafe1). 
R o g e r s behauptet, dass bei der Einführung des Metayer-
Pachtsystems die Grundherren die Schafheerden für sich be-
hielten 2), Avas aber keineswegs eine neue Praxis gewesen zu 
sein scheint. Natürlich behielt der Grundherr in solchen Fällen 
die Weide für sich3). Gull um weiss uns endlich von einem 
Gute zu erzählen, welches, charakteristisch genug für die 
jetzt in Betracht kommende Entwickelung, im Jahre 1359 
noch keine Schafe, im Jahre 1387 aber schon 300 besitzt 
und in welchem ausserdem der Umfang der Aecker ver-
mindert worden ist4). Es fehlte also nicht an Vorbereitung 
und Anlage zu der Entwickelung der Weide- resp. Heerde-
wirthschaft. Wir glauben, dass diese Entwickelung im 15. 
Jahrh. wirklich stattgefunden hat; die vorangehenden ungefähr 
50 Jahre haben wir schon oben als die Zeit der missglück-
ten Versuche, besonders der Versuche die Arbeit zu fesseln 
bezeichnet. 

Von nun an beginnt eine neue Periode mit einem ausge-
sprochenen Charakter im landwirthschaftlichen Betrieb. Sie 
gewinnt jenen Charakter durch die ausgedehnte Entwickelung 
der Heerden als des wichtigsten Zweiges der ganzen Unter-
nehmung. Während die bereits dargestellten Verhältnisse und 
die Betriebsart die Landwirtschaft fast notliwendig auf die 
angegebene Bahn führten, gesellte sich noch dazu eine ander-
weitige Ausbildung der sozial-wirthschaftliclien Stellung des 
Grundes und Bodens, welche ebenfalls die Landwirtschaft zu 
derselben Richtung hindrängte. 

Seit dem Anfang der Regierung Heinrich VII. und unter 
seinen Nachfolgern bis Ende des 16. Jahrh. hören wir unun-
terbrochen laute Klagen über die grosse Verbreitung der 
Heerdewirthschaft, über die damit zusammenhängende Bil-
dung der grossen Pachthöfe und über die Einhegungen der 
Weiden, welche nicht dagewesene soziale Uebel hervorgerufen 

1) H. de Knyghton. Chronica de eventibus Angliae. S. 2699. 
2) History of agriculture B. I S. 668 und a. a. 0 . 
3) Boldon-Book in Domesday-Book B. IV S. 567 : „Oves cum pastura sunt 

in manu domini Episcopi." Aehnlich SS. 569, 570, 583. 
4) History and antiquities of Hawsted S, 217. 



hatten. Diese Vorgänge sind auch auf die frühere Entwicke-
lung zurückzuführen, um sie in ihrer Reife vorzüglich im 16. 
Jahrh. zu hegreifen. 

Die Einhegungen stehen in Verbindung mit der Feldge-
meinschaft überhaupt, mit einer Frage also, die bereits durch 
Nasse vorzüglich bearbeitet worden ist und mit der wir 
für unseren Zweck uns speziell nicht zu beschäftigen brau-
chen, obgleich wir die Weidegemeinschaft und besonders die 
Weideberechtigung zu berühren nicht umhin können. Es steht 
ausser jedem Zweifel, dass in der Nonnannenzeit die ge-
meinschaftliche Weide (communis pastura) als ein beson-
derer Bestandtheil der Wirtschaft existirte, obwohl diese 
im Domesday - Book selten aufgezeichnet ist. Die Ursache 
liegt hier wahrscheinlich in der Thatsache der Eroberung 
und in der feudalen Organisation. Das Land fiel den Er-
oberern zu und es wurde an die grossen und kleinen Va-
sallen verliehen. Dies war die einzige Grundlage des Be-
sitzes und man brauchte sich um andere Eigenthumsformen 
oder Beschränkungen des individuellen Eigenthums nicht zu 
bekümmern, ja , die Beachtung derselben würde den Verhält-
nissen widersprechen. Nichtsdestoweniger existirte jene Art 
der Weidebenutzung, welche in der damaligen Gestaltung der 
sozial-ökonomischen Zustände begründet und unerlässlich war. 
In dem Domesday-Book finden sich ausser dem durch N a s s e 
angeführten Fall, wo die Weide der ganzen Hundertschaft ge-
meinschaftlich sein sollte, noch andere Aufzeichnungen ge-
meinschaftlicher Weide1). In dieser Art findet sich aber 
dieselbe sehr selten aufgezeichnet, obgleich die Erwähnung 
„Weide für das Vieh des Ortes" nicht zu den Seltenheiten 
gehört. Dieser Ausdruck bedeutet aber offenbar die Weide, 
welche gemeinschaftlich benutzt ward. Man darf auch an-
nehmen, dass die Waldweide der gemeinschaftlichen Benu-
tzung in manchen Orten offen stand2). 

Aus den (in R o t u l i ) angegebenen Verleihungen und Ge-
schenken sehen wir, dass die gemeinschaftliche Weide einen 

1) N a s s e , Feldgemeinschaft S. 21. Domesday-Book B. I I , Fol. 339b. 
B. I Fol. 88b, 101 b, 106, 106b, 111, 112b, 116»>. 

2) Darauf scheint z. B. hinzuweisen B. I Fol. 230 * die Trennung der „silva 
dominica" von der „silva villanorum". 



wichtigen und werthvollen Gegenstand der damaligen W i r t -
schaft bildete. Die Charta de Foresta Heinrichs III. enthält 
die Anerkennung der erworbenen Waldberechtigung1), und das-
selbe finden wir auch in den nachfolgenden Charten. Die 
gemeinschaftliche Weide als ein integrirender Theil der Land-
wirthschaft wird ferner im gewissen Sinne durch das Statut 
Merton Heinrichs III. und Westminster Eduards I.2) anerkannt, 
und endlich schreibt der letztere die Aufnahme eines Katasters' 
vor, in welches neben den verschiedenen Kulturarten und Wei-
den (offenbar im Sondereigenthum) auch die gemeinschaftli-
chen Weiden aufgenommen werden sollten s). Ueberhaupt be-
merkt man in der Regierangszeit Eduards I. auch das Bedürf-
niss, die Verhältnisse der gemeinschaftlichen Nutzung, die 
übrigens auch schon früher zur gerichtlichen Verhandlung 
kam, gesetzlich festzustellen4). Wir sehen daher die gemein-

1) Et si Boscum suum proprium afforestaverit, remaneat foresta Salva 
eommuna de herbagio et aliis in eadem foresta iilis qui eam prius habere con-
suaverunt." 

2) 20 H. III e. 4. 13 Ed. I e. 46. 
3) Extenta Manerii, angeblich 4 Ed. I : „Item inquirendum est de pastura 

forinceca que est communis, quot et quas bestias et quot animalia et que do-
minus [Rex] ( „ rex" ist interpolirt, in manchen Abschriften weggelassen. Nach 
dem ganzen Sinne des Gesetzes ergiebt sich, dass in demselben von Grund-
herren und ihren Besitzungen und nicht vom Könige die Rede ist.) habere pos-
sit in eadem, et quantum valeat pastura cujuslibet bestie et animalis per an-
num, ad locandum." 

4) 13 Ed. I c. 22 (Westminster): Cum duo vel plures teneant Boscum, 
Turbariam, Piscariam vel alia hujusmodi in communi, absque hoc quod aliquis 
sciat suum separate, et aliquis eorum faciat vastum contra voluntatem alterius, 
moveatur accio pro breve de Vasto; et habeat defendens cum ad Judicium ve-
nerit eleccionem capiendi partem suam in certo loco per Vicecomitem, et Vi-
sum et sacramentum et assignacionem vicinorum ad hoc eleetorum et juratorum, 
vel quod concedat quod nihil capiet decetero in hujusmodi bosco , Turbaria et 
aliis nisi secuudum quod participes sui capere voluerint; et si eligat eapere 
partem suam in certo loco assignetur ei locus vastatus secundum quod fuit an-
tequam vastum fecit." C. 25 schreibt ein rascheres Verfahren bei solchen Nu-
tzungen v o r , „et sicut prius jacuit et locum habuit in eommuna pasture ita 
decetero locum habeat in eommuna turbaria, piscaria et aliis communiis hiis 
similibus." ( „Novel disseisin" in den auf gemeinschaftliche Weide bezüglichen 
Processen fand schon früh Statt. R o t u l i Curiae Regis B. I S. 328.) Im 
C. 8 ist zwar der Ausdruck „communis pastura" nicht gebraucht-, aber es han-
delt sieh offenbar um die Fälle, in welchen das Weiderecht Zweien zusammen 
gewährt wurde. 



schaftlichen Weiden und dergl. als einen berechtigten und 
notwendigen Faktor der Landwirtschaft dastehen. Der 
Umfang des Rechtes ist aber nach Urkunden in den einzel-
nen Fällen verschieden. Der Einzelne erhält manchmal das 
Recht der Weide auf dem gesammten Komplex bestimmter 
Güter oder nur auf einem Theil des Gutes, insbesondere auf 
der dazu gehörenden Weide, manchmal auf der gemeinschaft-

!» liehen Weide ohne clie Anzahl der Viehstücke zu beschrän-
ken1 ) , während ein anderes Mal diese Anzahl genau festge-
stellt ist2), ähnlich wie das Holz aus den Forsten oft im all-
gemeinen für den ganzen Bedarf, aber auch anderwärts nur 
in einer bestimmten Menge gewährt wird3). Die Weidenu-
tzung wird noch ferner auf einem begränzten Stück der ge-
meinschaftlichen Weide er te i l t 4 ) und ist entweder für ewig5) 
oder für eine bestimmte Zeit festgesetzt6). 

Die Frage, ob wir in den angegebenen Fällen mit dem 
gemeinschaftlichen Eigentum oder mit einem dinglichen Rechte 
an einer fremden Sache zu t u n haben, muss in letzterm 
Sinne entschieden werden. N a s s e nimmt es an, und nach 
der Durchsicht der verschiedenen Urkunden bleibt nichts An-
deres übrig. Es konnten zwar Ueberreste vom gemeinschaft-
lichen Eigenthum existiren7) und konnte sich solches sogar 
in einzelnen Fällen noch bilden, im grossen Ganzen muss man 
trotzdem die Sache als Servitut betrachten. In einzelnen Fäl-

1) R o t u l i Chartarum B. I T. I SS. 87, 174, 29, 130, und a. a. 0 . 
2) ibid. SS. 120, 152, 155 und a. a. O. 
3) Ibid S. 88 den Mönchen des Klosters der Jungfrau de Holcoltam „et 

quod habeant rationabilia necessaria sua in foresta nostra de Engelwude at 
edificia sua et at omnia facienda" und a. ä. O. Dagegen S. 143 blos „et 
quod habeant unaquaque die 1 carrectam de mortuo bosco et sicco at ignem 
suum" oder S. 35 einem Archidiaconus Raymund in Gascognen Holz „quam-
diu vixerit semel in die quantum unus asinus . . . potuit deferre" 
uiid a. a. 0 . 

4) Ibid. S. 117. 
5) In den meisten zitirten Fällen. 
6) Boldon-Book in Domesday-Book B. IV S. 583 : „Pastura cum ovibus est 

in manu Episcopi sed Adam si voluit, poterit habere in eadem pastura cen-
tum oves tantummodo dum praedictam firmam tenuerit." 

7) Domesday-Book B. I fol. 213. Ilanc terram tenuere homines villae com-
muniter et vendere potuerunt" scheint gemeinschaftliches Eigenthum zu sein. 
R o t u l i Chartarum B. 1 T. I S. 143 kommt zwei Mal als Geschenk vor: et 



len könnte man die „communis pastura" als ein gern eins chaft-
lickes Eigenthum interpretiren 1) ; indessen wäre diese Inter-
pretation, besonders in Anbetracht der für die andere Richtung, 
d. h. die Richtung des sich entwickelnden individuellen Eigen-
thums überwiegenden Thatsachen unsicher und schwankend2). 
Es ergiebt sich zunächst aus den Statuten Merton und West-
minster Heinrich III. und Eduard I., dass der Eigentümer der 
„communis pastura" der Landlord war8 ) und dass er über 
dieselbe verfügte; viele Fälle aus den R o t u l i zeigen uns aus-
serdem ganz deutlich, wie die Grundherren über die „commu-
nis pastura" frei walteten und schalteten4). 

communem pasturam quantum pertinet at praedictam terram" möglicherweise 
eine gemeinschaftliche Weide verschiedener Güter. 

1) Rotuli Curiae Regis die Fälle in B. I SS. G, 297 und B. II S. 95. 
2) Sämmtlioh auf S. 27 aus Rotuli Charlarum zitirten Fälle und a. m. 

Rotuli Curiae Regis B. I S. 55 inter . . . de Hugeden et Henricum Ar-
chid. de Stafford de eommuna bosci de Hugeden remanet. Ita quod ipse Archid. 
habeat de praedicto bosco haibote et husbote et at ignem suum" S. 426 „Si -
mon de Bramfeld summonitus ad ostendendum qua rationc exigit communam 
in bosco Abbatis de Westminster . . . . " Im ersten Falle „eommuna" bedeu-
tet einfach ein Nutzungsrecht, im zweiten ist von „eommuna" die Rede , ob-
gleich der Abt E igentümer ist. 

3) Wir führen hier blos vom 20 H. III. c. 4 das für uns Wesentliche an 
„Item quia multi Magnates Angl ie , qui feoffaverint milites et libere tenentes 
suos de parvis tenementis in magnis Maneriis suis, questi fuerunt quod com-
modum suum facere non potuerunt de residuo Maneriorum suorum sicut de va-
stis boscis et pasturis cum ipsi feoffati habent sufficientem pasturam quantum 
pertinet ad tenementa sua. Ita provisum est et concessum quod quicumque liiis 
feoflati assisam nove disseisine deferant de eommuna pasture sue et coram Iu-
sticiariis recognitum fuerit quod tantam pasturam habeant quantum sufficit ad 
tenementa sua, et quod habeant liberum ingressum et egressum de tenementis 
suis usque ad pasturam suam, tunc inde sint contenti, et illi de quibus conquesti 
fuerint recedant quieti de hoc quod commodum suum de terris, vastis, boscis 
et pasturis fuerint. 13 Ed. I. c. 46 erweitert das Gesetz auch auf die Fälle, in 
welchen ähnliche Ansprüche seitens der Nachbarn des Gutes erhoben werden. 
Das Gesetz erstreckt sich aber nicht auf die vertragsmässig bestimmte Weide-
berechtigung. Vid. Fälle der Absonderung der gemeinschaftlichen Weide auf 
Grund des St. Merton in Piacitorum abbreviatio. SS. 146, 268. 

4) Rotuli Chartarum B. I T. I S. 117 „Concessimus et conflrmamus . . . . 
donationem quod Wilhelmus feeit de tota terra sua de Erneslunde, 

et de 4 acris commune pastura in eadem villam, et de via habenda supra ean-
dem pasturam." S. 162 „ex dono ejusdem Walteri pasturam 50 ovium in com-



Das Eigentumsrecht der Grundherren an der „communis 
pastura" und dgl. stand noch fester gegenüber dem unfreien 
als gegenüber dem freien Bauer. (Die Gesetze, die wir an-
geführt haben, handeln blos von „freeholders".) Die Dörfer 
waren „cum hominibus", gewissermaassen als Zubehör zum 
Grund und Boden, verliehen oder geschenkt, und diese unfreie 
Stellung der Person schliesst schon das Eigentumsrecht der-
selben aus, so dass hier die Erlangung eines Servituts recht-
lich unmöglich erscheint1). Die Benutzung der Weide und 
der Wälder zur Schweinemästung ist vielmehr eine Quelle des 
Einkommens für den Grundherrn, welches unter verschiedenen 
Namen in den Urkunden vorkommt. Es werden ausserdem oft 
im Domesday-Book die „porcarii", welche für das Weiden ihrer 
Schweinheerden entweder in natura oder in Geld zahlen muss-
ten, erwähnt. „Pasnagio" ist überhaupt eine, man kann sa-
gen, allgemein für die Weidebenutzung erhobene Abgabe. Die 
Weidebenutzung und die dafür zu entrichtenden Abgaben stel-
len sich uns manchmal als ein Resultat eines besonderen freie-
ren Vertrags dar 2 ) , insofern in den gegebenen Verhältnissen 

muni pastura de , et pasturam 8 bovum et 4 vaeeamm quieta ab 
omni exactione, et cetera auimalia sua, et porcos in communi pastura . . " und 
a. a. O. Wir sehen hier ganz k lar , dass der Grundherr das vollständigste 
Verfügungsrecht über diese Weide hatte; er macht daraus Geschenke, scheidet 
ein Stück davon a b , gewährt ein Wegeservitut, kurz, er ist der einzige Eigen-
t ü m e r . 

1) B r a c t o n , De Legibus et Consuetudinibus Angliae. London 1640, 
Fol. 224 „Item tenementum videre debent ad quod communia pasturae perti-
nere dicitur, quia nemo potest communiam pasturae clamare ut pertinentem 
at liberum tenementum suum, nisi ille qui liberum tenementum habet". 

2) ßotuli Curiae Eegis B. 1 SS. 357, 358. Ein gewisser Wilhelm sagt 
vor dem Gerichte aus, dass er zuerst frei war, „et tunc intravit in consuetudinem 
nesciunt utrum vi vel aliter, s. in unam aratram anno Natali, et in aliam anno 
Pascha ad cibum suum, et cariavit fenum de Tapplame ad Pennam, et 3 sci-
suras in autumpno ad cibum suum u. s. w. . . „et dedit quolibet anno 12 d. 
de pannagio pro porcis suis. B 1 o u n t , Fragmanta antiquitatis. S. 492. „ In 
the reign of Edward III. there belonged to this manor (Grimston in Norfolk) a 
profit called love-bone; to wit, that all residents in Grimstone, having horses 
with a cart , should work for the lord, for the redeeming of the common of 
Grimeston, one day's journey of barley seed time, each to have for his break-
fast one penny halfpenny; and all keeping cows on the common, were to do 
a day's work in harvest ; and if tliey refused then it was lawful to 
distrain of the said common." Besonders aber der Fall i n : Piacitorum abbre-



von Freiheit die Rede sein konnte; jedenfalls ist der allge-
meine Eindruck, den wir über diesen Gegenstand aus dem Do-
mesday-Book und aus anderen Quellen erhalten, zweierlei 
Art: zunächst dass in der Güterverwaltung die Weide mit 
den aus ihrer Benutzung fliessenden Abgaben einen speziellen 
Posten neben Diensten und Abgaben aus andern Kulturarten 
bildete, und zweitens, dass die Weideabgaben meistens im 
Gelde abgeschätzt und entrichtet wurden. Diese zwei Punkte 
sind deshalb wichtig, weil in ihnen bei den später eintreten-
den Umständen der Keim der den Verhältnissen entsprechen-
den Behandlung der „communis pastura" seitens der Grund-
herren liegt. 

Ein anderes Ergebniss liegt in der Thatsaclie des indi-
viduellen Eigenthums der Grundherren. Es wird tlieilweise 
beschränkt, nichtsdestoweniger herrscht es sowohl prinzipiell 
als auch in der Praxis. Das Vorhandensein dinglicher, das 
individuelle Eigenthum beengender Rechte war in den dama-
ligen Verhältnissen entschieden mehr wirtschaftlicher als 
rechtlicher Natur. Die sehr verbreiteten verschiedenen Servi-
tutarten sind ökonomisch notwendig gewesen, sie bildeten 
in jener unentwickelten Periode eine Bedingung der Existenz 
der einzelnen Wirthschaften. Wir sehen sie daher noch zahl-
reich auftreten und wir bemerken ausserdem, ohngeachtet der 
Anerkennung des Prinzips des individuellen Eigenthums und 
trotz der in vielen Fällen sehr genau angegebenen Grenzen 
der Güter, andererseits Verbote der Abgrenzung der Grund-
stücke mittelst Graben und Hecken. Zur Umgebung eines Grund-
stückes mit Graben und zur Anlegung eines Parkes bedurfte 
man einer besonderen Erlaubniss. Eine solche Abschliessung 
war offenbar als eine That gegen die bestehenden Verhältnisse 
angesehen !). Indessen müssen die angeführten Statuten Mer-

viatio S. 229 , worin unter „pastura pro suo dando" und „pastura quae quis 
habet pertinentem ad liberum tenementum suum" unterschieden wird. 

1) Eotuli Curiae Regis B. I S. 157 „ . . Gaufredus de Mara injuste et 
sine judicio levavit quoddam fossatum in Offole ad nocumentum liberi tene-
menti Thom. de la Mare in eadem villa." Das Urtheil auf Grabenverschüttung 
und Schadenersatz gegen Gaufredus. . . Vid. SS. 169 und 326. Eotuli Char-
tarum S. 5 5 : „Concedimus etiam quod fossata faciant. et fossato terram accin-
gant." S. 82 „Preterea volumus . . . . quod liceat sepedictis abbati et mona-



ton und Westminster entschieden als eine Sanktion des sich 
aus der tatsächlichen Gemeinschaftlichkeit herausarbeitenden 
individuellen Eigenthums betrachtet werden. Diese Gesetze 
sind lange Zeit unerwähnt, wie vergessen geblieben, aber sie 
scheinen ihre Rechtskraft nicht verloren zu haben, indem sie 
unter Eduard VI. beim Erlass eines dem Sinne nach analo-
gen Gesetzes als Ausgangspunkt genannt und keineswegs als 

i obsolet hingestellt worden sind1). 
Dieselbe überwiegende Tendenz zur Absclüiessung sehen 

wir auch in Betreff der Forste und "Wälder. Zu Ende des 12. 
und im Anfang des 13. Jahrh. wurde häufig die Erlaub-
niss zur Umzäunung ertheilt; die Forstgesetze werden mit 
der Zeit milder gehandhabt und von den lästigen Beschrän-
kungen des individuellen Eigenthums bleibt schliesslich sehr 
wenig. Das Gesetz 22 Ed. IV. c. 7 2 ) spricht schon von den 
"Wäldern in einer Weise, dass wir in ihm lediglich das Recht 
des einzelnen Eigenthümers erkennen. Das Gesetz schreibt 
die Einhegung als Schutzmittel geradezu vor. Die Viehweide, 
welche als dem Wachstum des jungen Waldes schädlich be-
zeichnet ist, ist wahrscheinlich die „gemeinschaftliche" Weide, 
und dieses fremde Recht wird dadurch beschränkt. Dieser 
Standpunkt ist besonders im Statut 35 H. VIII. c. 17 nacli-

chis fossare essarta et alias terras suas." . . Erlaubniss der Waldumzäunung 
und Parkanlage. SS. 114, 151, 154 und a. a. 0 . Nach Holinshed. Chronicles 
B. I S. 345 sollten schon zahlreiche Parks unter Johann ohne Erlaubniss ange-
legt sein. Auch waren sie als Depopulationsmittel angesehen. 

1) 3 — 4 Ed. VI. c. 5 : An Acte concerninge the ymprovement of Comons 
and Waste Groundes bestätigt die Statuten 20 H. III. und 13 Ed. I. 

2) „Our . . Lord the King, considering that divers Subjects having W o o d 
. . . . , which have cut the same W o o d s , because the same Subjects might 
not before this time . . . inclose their said Ground . . . , any longer Time 
than for Three Tears , the . . young Spring bath been in Times past, and 
daily is, destroyed with Beasts and Cattle of the same Forest hath 
ordained . . . That if any of his Subjects . . . . from the First Day of this 
Parliament, shall cut . . the same W o o d . . by Liceuce of the King, or of his 
Heirs, in his Forests . ..., or without Licence in the Forest . . . of any 
other Person, or make any Sale of the same W o o d , it shall be lawful to tlie 
same Subjects, Owners . . . . , immedietely after the W o o d so cu t , to cope 
and inclose the same Ground with sufficient Hedges, able to keep out all Man-
ner of Beasts and Cattle forth of the same Ground . . . . , and repair and su-
stain the same (Hedges) . . . within the same Seven Years." 

v, Ochenltowski, Englands irirthschaftl. Entwickelang. 3 



drücklich vertreten, indem der Ausübung des Rechts der „ge-
meinschaftlichen Weide" ohne Weiteres bestimmte Schranken 
gesetzt wurden1). 

War die Bahn für die Entwickelung des individuellen 
Eigenthums durch die Gesetze selbst geebnet, was übrigens 
eine nothwendige Folge der gelockerten ursprünglichen Ge-
sellschaftsorganisation war, so fehlte es auch nicht an Bestre-
bungen seitens der Grundherren eigenmächtig, oft gewaltsam 
in jener Richtung vorzugehen, insbesondere die gemeinschaft-
lichen Weiden aufzuheben, das Nutzungsrecht den Nutzniessern 
zu entziehen und das Entzogene dem Gute als unbeschränk-
tes Eigenthum zu inkorporiren2). Derartige Fälle kommen 
in unseren Urkunden unter Eduard I. nicht selten vor; indessen 
finden wir auch vorher und nachher einige Beispiele. Gewaltsame 
Eingriffe in das Eigenthum gehörten in jener Zeit zwar nicht zu 
den Seltenheiten, die Beschädigten machten auch in der An-
klage ihre Rechte geltend und dies sollte untersucht werden; 
immerhin aber kann die Richtung auf Aneignung und Einhe-
gung der gemeinschaftlichen Weide nicht unbemerkt bleiben, 
und sowohl die Richtung als auch die Mittel zur Erreichung 
des Zweckes bildeten für das spätere bei viel grösserem Maass-
stabe doch wesentlich gleiche Verfahren einen Präcedenzfall. 

Fassen wir das Gesagte zusammen, so finden wir die 
ausgeprägte Richtung auf Ausbildung des individuellen, abge-
schlossenen Eigenthums seitens der Grundherren und die un-
ter den Kämpfen erlangte Selbständigkeit der früheren Land-
bevölkerung; allerdings ein Triumph, der auf jene Richtung 

1) Enthält verschiedene Bestimmungen in Bezug auf den Waldschutz und 
schreibt längere und kürzere Termine für die Einhegung des jungen Waldes 
vor. Die Berechtigung zur Weide ist noch te i lwe ise bewahrt, aber (§. 6) zu-
gleich das Verfahren zur Erlangung des Sondereigenthums festgestellt. Gehen 
die Berechtigten auf den Vorschlag des Grundherren, einen Theil von der Be-
rechtigung auszusondern, nicht ein, so geschieht dies von Gerichtswegen auf 
Verlangen des Eigentümers . Diesem steht auch nach der Aussonderung das 
Recht zu , den erhaltenen Theil des Waldes einzuhegen. Ausserdem darf der 
Grundherr auch in einem mit Weideservitut belasteten Walde Bäume für den 
eigenen Bedarf fällen lassen. 

2) Rotuli Parliamentorum B. I SS. 46, 60 temp. Ed. I. . B . II S. 25 temp. 
Ed. III. . Rotuli Hundredörum B. II SS. 26, 27, 35, 50, 60 und a. a, 0 . Pla-
eitorum abbreviatio, passim. N a s s e , Feldgemeinschaft S. 48. 



nicht ohne Wirkung bleiben konnte. Wir haben ferner eine 
besondere, auf das Geldeinkommen hinzielende Behandlung 
der Weiden durch die Grundherren und eine herkömmlich er-
langte Nutzung derselben durch die Landbevölkerung, welche 
aber zur Erhaltung ihrer Wirthschaft nothwendig war, kennen 
gelernt. Dazu kommen endlich das bereits theil weise zur Herr-
schaft gelangte geldwirthschaftliche System und die vorhan-

^ denen Verhältnisse, welche den Getreidebau als eine wenig 
rentable Unternehmung darstellten. Mit anderen Worten eine 
Tendenz nach der Ausbildung der ökonomischen Selbständig-
keit des Grundes und Bodens, frei von Banden und Pflich-
ten, welche ihn bisher sozial und wirtschaftlich an die Arbeit 
fesselten. 

In diesen Thatsachen liegt der Schlüssel zum Verständ-
niss der weiteren Gestaltung der landwirtschaftlichen Verhält-
nisse. Indessen lassen uns die meisten Quellen über den 
Gang derselben im 15. Jahrh., bei welchem wir stehen geblie-
ben sind, im Dunkeln. Allerdings können wir schliessen, dass 
die trostlosen Zustände, welche sowohl durch die Gesetze 
Heinrichs VII. und Heinrichs VIII. als auch durch andere 
Berichte geschildert sind und welche sich seit dem Ende 
des 15. das ganze 16. Jahrh. hindurchziehen, keine plötzliche 
Erscheinung war, zumal da die Einhegungen und was damit 
zusammenhängt in den Statuten Heinrichs VII. als weit fort-
geschritten dargestellt sind. Auffallend ist es aber, dass wir 
beim Aufstande unter Jack Cade's Führung, Mitte des 15. 
Jahrh., gar nichts davon hören, und doch war der „Haupt-
mann" ein kluger und schlauer Mann, der die Noth der Land-
bevölkerung gewiss auszubeuten verstanden hätte. 

Glücklicherweise besitzen wir das Zeugniss R o s s u s ' , wel-
cher uns den Vorgang der Einhegungen als eine bereits Mitte 
des 15. Jahrh. sehr ausgebreitete Erscheinung unzweideutig 
schildert und somit die grosse Lücke ausfüllt. Nach seinem 
Berichte waren die Pachthöfe zerstört, das Land entvölkert, 
der Ackerbau vermindert, die Weidewirtschaft dagegen auf 
den Trümmern ausgedehnt, kurz, ein Bild, dem von verschie-
denen Seiten über die Zustände des 16. Jhrhdts. entworfe-
nen ganz ähnlich. Was ist die Ursache dieses Vorgangs? 
fragt R o s s u s und antwortet einfach, dass es die Habsucht 

3 * 



sei, die Habsucht, aus den Weiden mehr Gewinn zu ziehen. 
Es ist dies dieselbe Ansicht, welche im 16. Jahrh. geäussert 
wird. R o s s u s greift heftig jenes Verfahren an, verfolgt 
es durch viele Seiten seines Werkes, und obgleich er dabei 
überschwänglich und deklamatorisch ist, sieht man, dass 
er ob des üebels wirklich entrüstet ist und es tief empfin-
det. Dadurch geleitet, fühlte er sich bewogen, dem in Co-
ventry im Jahre 1449 versammelten Parlamente eine Bitt-
schrift ' ) über die überhandnehmenden Einhegungen einzurei-
chen. Damit hatte es aber sein Bewenden und die Einhegung, 
deren Entwickelung R o s s u s auch zalilenmässig darthut, wurde 
ohne Einhalt weiter fortgesetzt2). 

1) In R o t u 1 i Parliamentorum finde ich diese Petition nicht. 
2) Rossus. Historia Regum Angliae. Oxonii 1745. Wir glauben dieses 

unseres Wissens unbenutzte und sehr wichtige Zeugniss mehr in extenso anfüh-
ren zu dürfen. S. 113 spricht er zunächst von den. Verwüstungen Wilhelm 
des Eroberers und geht dann auf die Gegenwart über „Quid ergo dieemus de 
moderna villarum destruetione, quae omni rei publicae utilitate caret, sed etiam 
ei multimode laedit et finalem ejusdem destruetionem minatur? Causa liujus 
tanti mali est cupiditas, . Nam pestis avaritiae modernos infecit, et avaritia 
eos coecavit. . Non sunt Dei sed Mammonae filii." Folgen Zitate und Beru-
fungen auf das Evangelium, auf die Philosophen und dgl. sammt den Angriffen 
auf das Haschen nach eigenem Gewinn und dem Hervorheben des allgemeinen 
Wohls mit dem Schluss S. 115, 116. „Utinam isti destruetores villarum et 
earum mutulatores attenderent Christi salvatoris nostri exemplo . . . " und et-
was weiter „Quid creditis dicent tunc isti destruetores mutulatoresque villa-
rum, liberis tenentibus, et allis quod expulerunt a domibus suis, et mendicitati, 
furto, et alliis hujusmodi miseriis exposuerunt invitos. Pro certo tunc singulo-
rum eorum conscientia arguet eos et dicent: Vae ! nobis miseris, quia avaritia 
obeoeeavit . . . . " , ferner „ E t ut mihi videtur, isti avari praetacti sunt mer-
catores pessimi. . Nam supponamus quod hie fit rectoria quae ex veris deeimis 
valet annuatim 20^ et cum rector non habet nisi deeimam partem , tunc pa-
rochiani reeipiunt nonies viginti libras, quibus pars rectoris conjuncta, ex 
toto resultant ducentae l ibrae, hoc est in toto trecentae marcae. Sed villa 
talis, ut aestimo, non vel vix annuatim potest extendere domino fundi red-
dendo centum marcas. Perdendo annuatim tunc de trecentis marcis du-
centas marcas illaudabile mereimonium. Forte dicit aliquis, quod consi-
derato reddito dicti fundi domino reddito, et lucro tenentium grasiatorum, 
resultans ex hiis est lucrum incognitum excedens lucrum villanorum prius in-
collarum ante inclusionem illius villae." „Et quamvis ita esset, quod majus 
lucrum esset in pasturis, pro certo est lucrum dampnosum, quia aliorum et 
multorum commoda sua fafciunt . . . " „Item, si eontinuaretur (quod absit) 
liaee villarum destruetio, sequeretur tanta pasturarum habundantia quod pasturae 



Diese Weidewirtschaft können wir im gewissen Sinne als 
einen Rückschritt der landwirtschaftlichen Kultur betrachten. 
Die vorhin erwähnten immer niedrigen Getreidepreise und die 
stationären Renten deuten darauf hin, dass der eigentliche 
Ackerbau ungefähr auf derselben Stufe wie früher geblieben 
ist; es wird ausserdem berichtet, dass die Gärtnerei und der 
Gemüsebau im 15. Jahrh. in Verfall geraten sind1). Die 
steten Unruhen und Kriege im Innern waren auch wenig dazu 
angetan, um irgend einen Zweig der Wirtschaft zu fördern; 
es war dies vielmehr eine Erschöpfung der Quellen des Reich-
thums und der Bevölkerung, welche sich wegen der ziemlich 
häufig wiederkehrenden grossen Sterblichkeit2) nicht vermeh-
ren und als Anlass der Kulturentwickelung nicht dienen konnte. 

forent nisi parvi valoris: et filii eorum in futuro multum laederentur eorum 
avaritia patrum. Et in tantum posset continuari, quod esset destructio totius 
regni, propter invalitudinem resistendi hostibus . . . . " In demselben Sinne 
iährt der Verfasser weiter bis S. 121 fort ; hier sagt er „Auferunt etiam et di-
minuunt graua per destruetionem tellurae" und dann SS. 122, 123 die Ausdeh-
nung des Vorgangs, ,,Videamus numerum villarum nunc destructarum in par-
tibus australibus comitatus Warwici In patria mea justa Warrewicum 

, infra 12 vel paulo amplius miliaria destruuntur villae et hame-
tectae, Hatton super Albanam, Fulbroke , StokhuU, Rykmersbury, W o d l o w , et 
uterque Wodcote, . . . . , Huret, Crulfold, Fynham , Milburn Bosworth , Emy-
scote u. s. w . ; im Ganzen 63 Ortschaften ganz oder theilweise eingehegt. 
„Omnes istae villae praerecitate aut destruuntur aut mutulautur, quod dolen-
dum est. Et ut vidi sub Recorda de quibusdam istarum villarum 7 et 8 anno 
regis Edwardi primi, quod tenuras tunc habebant hic subinferam. Wodcot su-
perior habuit XIII , inferior XIIII , Cherleote LVII , nunc V I vel VII cum rectoria 
et manerio. Cumpton Mordok nunc solum manerium et ecclesiam, olim de liberis 
et nativis X X V U tenuras et praeter bona rectoria cum mansione sua, aliter 
Chesturton Parva olim X I tenuras , Compton Shorsen olim L X I I I modo nullas 
capella destruitur et spoliatur. Chesturton Magna manerium nunc superest et 
L X X I X ab antiquo de quibus V I X I I I supersunt. Item per aliud Recordum Huret 
olim X I X tenurae, nunc una domus. Fynham olim XII tenurae, nunc solum . 
. . . Crufeld olim X I I tenentes, nunc solum grangia. Wulfard Parva olim ha-
buit X L I I I tenentes, nunc vero pauci. Bellotey Trussel, Omnibus expulsis, so-
lum manerium quod dolendum est remanet u. s. w. 

1) H o l i n s h e d , Chronicles. Bd. II C. 20. C u l l u m , The History of 
Hawsted. S. 103. 

2) So z. B. in den Jahren: 1369, 1 3 7 5 , 1379 , 1390, 1391, 1407 , 1413, 
1486, 1500. H o l i n s h e d , Chronicles B. II SS. 724, 815. B. III SS. 482, 
524. T h . W a l s i n g h a m , Historia anglicana B. I SS. 309 , 319. B. II 
SS. 197, 203, 271, 297. 



Die unter diesen Umständen und unter dem Druck des Ar-
beit- und Kapitalmangels sich auf Kosten des Ackerbaues 
verbreitende Weidewirthschaft muss man als einen Rückfall in 
das natural wirtschaftliche System anseilen. In dem nun 
gewählten Betrieb ward vom Kapital und von der Arbeit ab-
gesehen und fast alles der Wirkung der Naturkräfte überlas-
sen. Andererseits ist es aber nicht zu verkennen, dass der 
gewählte Weg der schon früher eingeleiteten geldwirthscliaft-
lichen Richtung sowie auch der ökonomischen Stellung des 
Grundes und Bodens vollkommen entsprach. Seit lange suchte 
man aus dem Grundbesitz Geldeinkommen zu ziehen und seit 
längerer Zeit lösten sich allmählich die sozialen Bande zwischen 
dem Grund und Boden und der Arbeit. Nach den verfehlten 
Versuchen in der zweiten Hälfte des 14. Jahrh. blieb nichts 
anderes übrig, als auf dem einmal betretenen Wege weiter 
fortzugehen, und zu diesem Zwecke war die Weidewirthschaft 
in jeder Beziehung die bequemste, die am meisten vorbereitete 
und daher am nächsten liegende Betriebsweise. 

Unter den Ursachen der umsichgreifenden Heerdewirtlischaft 
Ende des 15. und im 16. Jahrh. wird oft die Preissteigerung der 
Wolle geltend gemacht. Diese Ursache kann aber nur dann als 
eine tiefgreifende angenommen werden, wenn man die Weidewirth-
schaft als eine plötzlich auftretende Erscheinung des 16. Jahrh. 
betrachtet und höchstens vom vierten Regierungsjahre Hein-
richs VII. d. h. vom ersten Eiuhegungsgesetze ins Auge fasst. 
Allerdings steigt der Preis der Wolle, und dies wird auch in 
einem der Statuten Heinrichs VIII. als Ursache der vorwiegen-
den Schafzucht ziffermässig angeführt1), aber die Thatsache 
müsste überhaupt viel eingehender untersucht und festgestellt 
werden, bevor sie als ein wichtiger Grund einer sozial-ökono-
mischen Revolution hervorgehoben werden könnte. Wir haben 
ausserdem gesehen, dass dieselben Erscheinungen im land-
wirtschaftlichen Betriebe bereits im 15. Jahrh. Statt hatten. 
Die hohen Wollpreise konnten ohne Zweifel den bereits vor-
handenen Trieb rege erhalten und ihn in der angebahnten 
Richtung sogar bestärken; sonst aber nichts mehr. Die tie-
feren Gründe bestanden in der ein Mal eingeschlagenen Ent-

1) 25 H. VIII. 13. 



Wickelung, welche auf Beseitigung der älteren und auf Ein-
führung der neueren Verhältnisse hinausging. 

Unter diesen älteren Verhältnissen spielte, wie oben dar-
gethan, die gemeinschaftliche Weide eine bedeutende Rolle, 
Im Grunde genommen hatten die Grundholden das Herkommen 
für sich, aber kein festeres dingliches Recht an dieser Weide, 
so dass der Grundherr auf die Entziehung der Nutzung An-
spruch erheben konnte. Die gemeinschaftliche Weide stand 
von jeher im Zusammenhange mit den wirtschaftlichen Ver-
hältnissen und den sozialen Banden, welche die Grundherren 
und die Grundholden mit einander vereinigten; sobald sich 
aber diese Bande gelöst hatten, sah der Grundherr sowohl in 
den Aeckern und Wiesen als auch in den Weiden ein Objekt, 
das lediglich eine Quelle des Einkommens für ihn sein sollte. 
Ursprünglich machte der Grundherr sein ausschliessliches, 
individuelles Eigenthumsrecht nicht in der Weise geltend, 
dass er die Grundholden von den Nutzungen verdrängte, weil 
eine solche Geltendmachung keinen Zweck hatte, indem das 
ganze. Verhältniss auf der Verleihung des Grundes und Bo-
dens für besondere Naturalabgaben beruhte. Der Grundherr 
iiberliess sogar, wie sich das aus dem Domesday-Book er-
giebt, den viel grösseren Theil seines Grundbesitzes den 
Grundholden, weil dies das beste Mittel zur Ausnutzung des-
selben für den kapitallosen Eigentümer bildete. Nun be-
freiten sich der Grund und Boden und die Arbeit von den 
gegenseitigen Fesseln und der Grundholde stand dem Grund-
herrn fremd gegenüber. Der Grundbesitz zeigte sich dem letz-
teren nicht mehr in der Gestalt eines Objektes, welches in die 
Wirtschaft anderer zu übergeben war, sondern als eine Grund-
lage der eigenen Wirtschaft im strengen Sinne des Wortes. 
Die Beseitigung der Beschränkungen, welche die freie Be-
wirtschaftung dessen, was man für eigen hielt, hemmte, lag 
wohl am nächsten. Mehr Boden und mehr Einkommen er-
gaben sich als die notwendigen Postulate der Verhältnisse. 
Die geringen Renten konnten überhaupt die Grundherren nicht 
befriedigen, und dasselbe musste seine Anwendung auf die Ab-
gaben für die Weidenutzung finden. Ursprünglich konnten 
diese Abgaben nicht hoch sein, sie waren ferner in vielen Fäl-
len nur ein Zubehör des Ackerbaues, welcher nicht einträg-



lieh war, und was besonders für die spätere Zeit von Belang 
ist, die Grundholden hielten fest an den herkömmlichen Ab-
gaben. Es lag daher im Interesse der Grundherren, den Um-
fang der eigenen Wirtschaft zu erweitern, die Weide für sich 
zu nehmen und die bisherigen Nutzniesser auszuscliliessen. 

Diese Ausschliessung traf aber die Grundholden schwer, 
indem die gemeinschaftliche Weide aller Wahrscheinlichkeit 
nach durch die Verwüstung der Wälder, wofür wir einen Be-
weis in den Gesetzen zum Schutz der Wälder haben, bereits ge-
schmälert war, so dass die ärmeren Bauern aus der Schweine-
zucht kein Nebeneinkommen ziehen konnten; um desto grös-
ser musste der Werth des Restes der gemeinschaftlichen 
Weide sein. Es handelte sich nun um die Erhaltung der 
nothwendigen Hausthiere, also um die Existenz der W i r t -
schaft und mithin des Wirtschafters. P a l g r a v e bemerkt in 
der Vorrede (S. VII) zu den Rotuli Curiae Regis die in den Ge-
richtsverhandlungen oft als Streitobjekt vorkommenden winzi-
gen Grundparzellen und vermutet: es könnte wohl möglich 
sein, dass die dazu gehörigen „gemeinschaftlichen Rechte" die 
Hauptsache bildeten. Dasselbe lässt sich im 15. und 16. Jahrh. 
besonders von den Häuslern sagen, welche für die Erhaltung 
ihres Hauptvermögens, d.h. einer Kuh, des Geflügels und 
dergl. auf die gemeinschaftliche Weide angewiesen waren. 
Durch die Einhegung dieser Weide und die Ausschliessung der 
ärmeren Landbevölkerung von der Benutzung derselben nahm 
man die Basis oder wenigstens einen Anhaltspunkt jener nach 
der alten Art und Weise betriebenen kleinen Wirtschaften 
weg. Auch F i t z h e r b e r t , eine landwirtschaftliche Autorität 
im Anfange des 16. Jahrhunderts, bezeichnet die Einhegungen 
als eine Erhöhung der Pachtrenten für die Pächter des al-
ten Schlages *), für welche die gemeinschaftliche Weide einen 

1) Surveyenge. 1539. S. 20 : That is to be understande of the common 
pasture that belongeth to the towne whereupon the herdsman kepeth the te-
nauntes cattell, it may be so good, that the tenauntes nede not to have severall pa-
sture, but that theyr common pasture should be able to fynde at theyr cattel 
both horses, mares, busties and shepe, and so it was of old tyme, that all the 
landes , meadowes and pastures lay open and unelosed: And than was their 
tenementes moche better cheape than they be now, for the most part of the 
lordes have enclosed theyr demeyn landes and meadowes, and kept them in se-
verallie, so that their tenauntes have no commyn with them therein. And also 



wesentlichen Einfiuss auf den Bestand ihrer Wirtschaften, 
insbesondere auf die Erhaltung des Viehes etc. ausübte. 

Auffallend ist es, dass in den uns zur Verfügung stehen-
den Quellen, in welchen das Elend der Landbevölkerung im 
16. Jahrh. geschildert ist, so wenig von der Weideberech-
tigung als einem erworbenen Rechte gesprochen wird. Die ein-
zige Ausnahme bildet S t a f f o r d , der die Ansprüche der Land-
bevölkerung in dieser Beziehung hervorhebt und Vergütung 
für die Entziehung fordert1); sonst wird von Einhegung, von 
ungeheuren Schafheerden und von Zerstörung der Häuser und 
kleiner Pachthöfe gesprochen, ohne jedoch auf jenes Recht 
zu kommen. Ebenso wenig findet es sich in den bezüglichen 
Statuten. 

In den gegen die Einhegungen gerichteten Gesetzen aus 
dem Ende des 15. und aus dem 16. Jahrh. finden wir über-
haupt gar nichts, was uns über die Entwickelung der Er-
scheinung belehren könnte. Seit dem Gesetze 4 H. VII. steht 
sie als einüebel da, welches bereits sehr grosse Dimensionen an-
genommen hat. Die bezüglichen Statuten*) stellen uns den 
Vorgang viel mehr in grossen Zügen, als in feinen Details dar. 
Ein in dieser Darstellung hervortretender Zug ist die sehr 
starke Geltendmachung des individuellen Eigenthums. Die 
Grundherren hegen ihre Besitzungen ein, d. h. sie schliessen 
alle Anderen von jeder Mitbenutzung derselben aus, und der 

the Iordes have enclosed a greate parte of theyr waste grounds and streytened 
tenauntes ot theyr commyns therein, and also have licence given to divers of 
theyr tenauntes to enclose parte of theyr errable lands , and to take in new 
intackes or eloses out of the commens, payenge to theyr lord more reut there-
fore, so that the common pasture waxen lease, and the rentes of the tenauntes 
waxen more and more." 

1) Compendious or briefe examination of certayne ordinary Complaints of 
diuers of our Countrymen in these Our Dayes. 1581. ed. New Shakspere Society. 
S. 41 spricht von „iust reeompence of them that have right to common therein", 
und will daher die gemeinschaftliche Weide unter die Berechtigten vertheiien. 
Die Gewährung eines Theils der gemeinschaftlichen Weide den Nutzniessern 
wünscht auch Fitzherbert: Surveyenge S. 96. Dagegen 5 El. c. 2 schliesst die 
gemeinschaftlichen Ländereien von den Bestimmungen des Gesetzes aus , d. h. 
gestattet stillschweigend die Einhegung derselben. 

2) 4 H. VII. cc. 17, 19. 6 H. VIII . c. 5, 7 H. VIII. c. 1, 25 H. VIII . 
c. 13, 27 H. VIII . c. 22, 5 - 6 Ed. VI. c. 5, 2—3 P. et M. c. 2, 5 El. 2 , 39 
El. c. 2. 



wirtschaftliche Zweck dieses Vorgehens gipfelt in einer brei-
ten Anlage der Weidewirthschaft in dem Maasse, dass sie zur 
Aufhebung der Pachthöfe schreiten und auf diese Weise nicht 
blos auf das vorhandene Grasland die Hand legen, sondern 
auch die Aecker in Weiden umwandeln. Hält man an dem 
durch die Gesetze entworfenen Bilde fest, so ergaben sich 
aus den Einhegungen weitreichende Konsequenzen, namentlich 
die Entvölkerung, die damit bedrohte Sicherheit des Staates, 
ein grosses soziales Elend und der Verfall der Landwirt-
schaft. Die nächste und zwar allein durch die Gesetze her-
vorgehobene Ursache jeder Einhegung, welche auch in ande-
ren zeitgenössischen Berichten stark betont wird, bildet die 
Habsucht der Grundbesitzer, welche lediglich nach Gewinn 
trachteten und einen höheren aus der Weidewirtschaft resp. 
Schafzucht als aus dem Ackerbau zu erzielen hofften. 

Diese Auffassung, in welcher der Groll gegen die herr-
schende Tendenz deutlich hervortritt, beeinflusste die Stel-
lungnahme des Gesetzgebers den Einhegungen gegenüber. Es 
wird nicht auf die ökonomischen Ursachen der Erscheinungen 
eingegangen, es wird nicht gefragt, warum der Grundherr 
höhere Gewinne aus der Schafzucht als aus dem Ackerbau 
erzielt, und was diese Resultate herbeigeführt hat; es wird 
auch nicht gefragt und untersucht, warum die kleineren Päch-
ter die Gewinnsucht der Grundherren nicht befriedigen und 
der sie zu Grunde richtenden Tendenz der Eigentümer mit 
ihren ökonomischen Mitteln nicht widerstehen können. Der 
tiefer liegende ökonomische Process existirt für den Gesetz-
geber nicht, sondern nur eine fertige Thatsache; er befasst sich 
daher nicht mit jenem, sondern mit dieser. Jedenfalls ist er 
durch dieselbe überrascht, denn, wie gesagt, die Entwickelung 
der Einhegungen ist schon im 15. resp. 16. Jahrh. sehr weit 
fortgeschritten; dies hält ihn aber nicht ab, die Thatsache 
anzugreifen. Die Habsucht, ein ethisch höchst verwerfliches 
Motiv, gilt als Triebfeder der ökonomischen Thätigkeit1), 

1) Im 4 H. VII. c. 19 wird der Vorgang in die Rubrik der „enormitees 
and myschefes as be hurtfull . . . to the commen wele" eingestellt, und als 
Folge „ydilnes graunde and begynnyng of all myschefes daily doo encreace" 
bezeichnet. Im 6 II. VIII . c. 5 unter anderen Folgen der Einhegungen „chur-
chys destroyd, the servyce of God wytkdrawen, crysten people there buryed not 



welche das Elend der Bevölkerung, den Untergang der Tu-
gend, die Vermehrung der Verbrechen, die Gefahren für den 
Staat überhaupt nach sich zieht. Es wird demgemäss ohne 
Rücksicht auf die ökonomische Seite ohne weiteres die Wie-
derherstellung des früheren Zustandes angeordnet, und zwar 
wird dem Grundherrn keine längere Zeit dazu gelassen, son-
dern die seit lange zerstörten Pachthöfe müssen binnen sehr 
kurzem1) wieder aufgerichtet und mit einem bestimmten Um-
fang des Grundes und Bodens, unter der Strafe der Konfis-
kation, dotirt werden. Meistens wird die Rente dieser neuen 
Pachthöfe nicht bestimmt und nur ein Mal gesagt2), dass sie 
nicht höher sein soll, als sie vor der Umwandlung der Aecker 
in Weiden gewesen sei. Die Schwierigkeiten der Durchfüh-
rung der Gebote beschäftigen den Gesetzgeber nicht, ebenso-
wenig wie die Anschaffung der ökonomischen Mittel, indem 
sein Standpunkt ein ganz anderer ist. Die individuelle Hab-
sucht, welcher man keinen Platz in der Gesellschaft einräu-
men wollte, bewirkte, dass die allgemeinen Interessen in Ge-
fahr geriethen; diese sollten aber den Ausschlag geben. Die 
zur Herrschaft gelangenden ökonomischen Interessen, in den 
Bestrebungen der einzelnen Schafzüchter verkörpert, bedeuteten 
nichts anderes als das Heraustreten aus dem ihnen angewiesenen 
Geleise; sie mussten daher in die frühere Lage gebracht werden, 
und so revolutionär und verkehrt uns vom ökonomischen Stand-
punkte aus die Maassregeln der auf Einhegungen bezüglichen 
Statuten erscheinen mögen, so sind sie doch im Geiste jener 
Zeit nichts als einfach konservativ. Die gesetzgeberische Be-
handlung der ökonomischen Lebensseite in dieser Frage ist 

prayed f o r . " Im 25 H . VIII . c . 13 verschiedene Verbrechen als Folgen ange-
führt und hinzugefügt ,,and it is thought by the King ' s loving Subjects , that 
one of the greatest occasions, that moveth . . . those greedy and covetous per-
sons to accumulate and keep in their hand such great portions . . . of the 
Grounde . . ., and to use it in pasture . . . is only the great profit that co -
meth of the sheep." Die Theuerung zitfermässig angegeben , worauf „wh i ch 
things, thus used be principally to the high displeasure of Almighty G o d , to 
the Decay of the Hospitality u. s. w . " 

1) Z . B. nach 6 H. VIII . c. 5 binnen einem Jahr. Nach 5 El. c. 2 alle 
seit 20 H. VI I I . aus Aeckern in Weiden umgewandelte Grundstücke sollen 
wieder zu Aeckern gemacht werden. Ein Jahr dazu gelassen. Andere Statu-
ten ähnlich. 

2) 2 — 3 P . et M. c. 2. 



ohne Zweifel charakteristisch, allein clie totale Nichtberücksich-
tigung jener nun hervortretenden Seite rächte sich durch die 
Erfolglosigkeit der erlassenen Verordnungen. 

Sowohl aus den Statuten als auch aus anderen Berich-
ten ergiebt sich, dass der Grund und Boden allein im hohen 
Maasse als eine spezielle für Bezug eines Einkommens ge-
eignete Quelle galt; die Rente, welche man von ihm erhielt, 
war schon genügend, um Leute, welche ihn blos ökonomisch 
verwerthen wollten, anzuziehen. Indessen bemerkt man in 
diesem Entwickelungsstadium auch grosse ökonomische Schatten-
seiten. Die Weidewirthschaft, wie sie damals getrieben wurde, 
stellt sich uns nicht als Landwirtschaft d. h. als ein Betrieb, 
in welchem Grund und Boden, Kapital und Arbeit zum Zweck 
der Kultur zusammen mitwirken, dar, sondern als eine einfache 
rohe Ausbeutung des Bodens, welche von ihm gerade die Ar-
beit und das Kapital zu entfernen sucht. Der leitende Ge-
danke dieser Wirtschaft war, so wenig als möglich Kapital 
und Arbeit anzuwenden. Die Leiter dieser Unternehmungen 
sind auch keine Landwirthe, deren Geist auf die Hebung der 
Kultur gerichtet ist, sondern gewöhnliche Spekulanten, welche 
keine landwirtschaftlichen Kenntnisse zu 'besitzen brauchen. 
Zu den aus früheren Grundbesitzern gewordenen Spekulanten 
gesellen sich noch aus anderen Ständen Geldleute, welchen, wie 
das Gesetz 25 H. VIII c. 13 sagt, „Gott in seiner Gnade ein 
grosses bewegliches Vermögen bescheert hat." Sie werden nun 
Besitzer grosser Schateerden, aber ebenso wenig wie Land-
wirthe sind sie Schafzüchter gewesen. Eine gute Bezugs-
quelle der Schafe befand sich in Wales, wahrscheinlich wegen 
der grossen Bergweiden1), und von dorther brachte man sie 
in Niederungen, wo man nicht nach Erhaltung und Verede-
lung derselben trachtete, sondern blos bestrebt war, wenigstens 
eine zweimalige Schur und die Haut des Schafes zu bekom-
men, aus welchen der Spekulant schon einen genügenden Ge-
winn hatte und sich damit zufrieden gab 2). Natürlich, konnte 
bei der neuen Stellung und Behandlung des Grimdes und 
Bodens von der Uebernahme der aus dem Besitze fliessen-

1) H a r r i s o n , Description Cap. 18. 
2) R. P a u l i , Drei volkswirtschaftl iche Denkschriften aus der Zeit Hein-

richs VIH. von England. Göttingen 1878, SS. 28, 29, 30. 



den sozialen Pflichten keine Rede sein. Das Ich kommt, kann 
man sagen, allein in Betracht, und in Folge dessen werden die 
armen Grundholden, welche den gestellten Forderungen nicht 
entsprechen können, unbarmherzig vertrieben. Den Käufern 
der eingezogenen geistlichen Güter und den damit Beschenk-
ten wurde zwar die Erhaltung des Ackerbaues und der Gast-
freundschaft auf diesen Gütern gesetzlich eingeschärft"), allein 

^ sie dachten nicht daran die übernommene Pflicht zu erfüllen, 
und sie gehörten vielleicht zu den ärgsten Spekulanten. Die 
Einhaltung der längeren Pachtverträge wurde ihnen ebenfalls 
vorgeschrieben, sie suchten aber auf Umwegen dieselben zu 
kürzen, um eine Gelegenheit zur Erhöhung der Renten zu ge-
winnen 2). 

Ein Gegengewicht gegen diese Strömung, welche mannig-
fach die allgemeinen Interessen und die der ärmeren Land-
bevölkerungsklasse verletzte, konnte zunächst in der letzteren 
Klasse selbst gesucht werden, und wir haben erwähnt, dass 
die Gesetze durch Gebote der Bildung kleiner Pachthöfe die-
ses Mittel ins Auge gefasst hatten. Sie berücksichtigten in-
dessen nicht die allgemeine ökonomische Lage dieser Klasse. 
Aus ihrer Unbeholfenheit sehen wir, wie wenig sie zur Auf-
nahme des Kampfes, resp. zur Behauptung des Terrains vor-
bereitet war. Die sich entwickelnde Weidewirtschaft erhielt 
Ende des 15. und im 16. Jahrh. durch den inneren Frieden 
und durch den allgemeinen wirtschaftlichen Aufschwung un-
zweifelhaft einen grossen Impuls und die Einhegungspeku-
lation neue Kräfte aus dem Erwerb des Grundbesitzes durch 
Geldleute, sowie auch durch Einziehung und Vergebung der 
Güter der Geistlichkeit. Im 15. Jahrh. mussten die Einhegun-
gen langsamer vor sich gehen. Der noch weniger in der 
ansässigen Grundherrenklasse entwickelte Spekulationsgeist, 
sammt den inneren Unruhen, welche ihnen wenig Zeit für die 
wirtschaftliche Thätigkeit übrig Hessen, mochten dazu bei-
tragen. Unter diesen Umständen musste auch eine noch an-
sehnliche Zahl der Grundholden, welche nach altgewohnter Sitte 

1) 27 H. VIII . e. 28 und 5 El. c. 2. 
2) Ä Supplication of the Poore Commons 1546 ed. Early English Text 

Society. Extra Series XIII. London 1871, S. 80. Proceedings of the Privy 
Council B. VII, S. 123, ein Fall der Einhegung der gemeinschaftlichen Weide, 
wo das Gut früher offenbar einer Abtei gehörte. 



ihre Grundstücke hielten und wirtschafteten, ührig bleiben, 
und gerade dieser alte Schlag der Pächter war der neuen Rich-
tung nicht gewachsen. 

Sowohl in den Gesetzen als auch in anderen Quellen ste-
hen die Forderungen der höheren Renten mit den Einhegungen 
im innigen Zusammenhang. Die Pächter werden vertrieben, 
der Grundbesitz eingehegt und clie Weidewirthschaft eingeführt, 
weil die Pächter höhere Renten zu zahlen nicht im Stande sind. 
Fasst man die Verhältnisse jener Zeit ins Auge, so erkennt 
man, dass die Erhöhung der Renten nicht durch die höhere 
Entwickelung des Ackerbaues, sondern durch die grössere Ein-
kommensfähigkeit der Weidewirthschaft verursacht worden ist. 
Die Rente aus der Weidewirthschaft, zumal einer rohen, kann 
aber, wie dies in der Natur der Sache liegt, nicht hoch sein, 
obwohl sie für die grosse Zahl der Pächter d. h. für ihre W i r t -
schaftsweise verliältnissmässig hoch war. Diese Wirtschafts-
weise beruhte auf der Möglichkeit der Weidenutzung, welche 
ihnen entweder unentgeltlich oder zu den geringen herkömm-
lichen Abgaben zu Theil ward. Eine strikte Geltendmachung 
des individuellen Eigenthumsrechts mit ihren ökonomischen 
Konsequenzen schloss sie aus einem wesentlichen Theil ihrer 
Wirtschaft aus, warf sie in die Grenzen vielleicht eines klei-
nen Umfanges der Aecker zurück, verteuerte, wie F i t z h e r -
ber t sagt, ihre Pacht, und vertrieb sie da dies in der neuen 
Lage ihres Besitzes für sie unerschwinglich wurde, schliesslich 
aus ihren Pachthöfen. Allerdings waren die Grundholden frei, 
aber ihre Freiheit war zugleich mit der Schwächung ihrer öko-
nomischen Kräfte verbunden und im Kampfe gegen einen in 
seiner freien Entwickelung ungehemmten mächtigeren Gegner 
mussten sie unterliegen. 

Tiefe Wunden hat diese ganze Richtung ohne Zweifel ge-
schlagen und unglücklich war das Loos der ärmeren Landbe-
völkerung, wie dies bei einem unvermittelten üebergang und 
einer gewaltsamen Durchführung nicht anders sein konnte. 
Trotz der hohen Gesichtspunkte, welche von der hier in Betracht 
kommenden Gesetzgebimg vertreten wurden, konnte man die 
eingeschlagene Richtung nicht einhalten, weil die Selbstän-
digkeit des ökonomischen Lebens, welche in den Gesetzen un-
berücksichtigt blieb, durch die allgemeine Entwickelung ge-
tragen wurde. Indessen von einer Latifundienwirthschaft als 



einer Erscheinung, welche den allgemeinen Verfall begleitet, 
ist hier jedenfalls keine Rede. Das düstere Bild der Folgen 
der Einhegungen aus den Statuten etc. entnommen, mit seinem 
ersten frischen Eindruck, welcher uns blos Ruinen, Schafherden 
und Hirten in dem damaligen England sehen lässt, ist gewiss 
ein zu trostloses. 

Ein Bericht eines Ausländers aus dem Anfange des 16. 
Jahrh.1) schildert England als ein reiches Land, in welchem 
zwar der Getreidebau nicht in grossem, aber für das Be-
dürfniss des Landes genügendem Umfange getrieben wurde. 
Gamden's Beschreibung von England bezieht sich wohl auf 
das Ende desselben Jahrhunderts. Wir werden daraus man-
nigfaltiger Kulturarten gewahr und wandern mit ihm in einem 
überhaupt gut kultivirten Lande. Im Statute 5 El. c. 2. ist von 
den Wiesen die Rede, welche „wenigstens" ein Mal jährlich 
geschnitten werden, ein mehrmaliger Schnitt war daher offenbar 
keine Seltenheit. H a r r i s o n spricht wiederum von den Wiesen, 
welche man aus den besten Weiden aussondert2). Ferner be-
gegnen wir auch Kulturen, welche durchaus eine sorgfältige 
Pflege erheischen, und daneben hebt sich auch der Garten- und 
Gemüsebau3). Schliesslich kommt noch ein wichtiger Beweis 
der intensiveren Wirtschaft in der grossen Ertragsfähigkeit 
des Ackerbaues hinzu, indem der Ertrag aus demselben Um-
fange auf das dreifache des früheren steigt4). 

In der Pächterklasse bemerken wir dazu Kräfte, welche 
durch die neue Richtung sich aus ihrer Stellung nicht ver-
drängen lassen. Abgesehen von grossen Pächtern, welche gleich 
den Grundherren eine spekulative Weidewirtschaft trieben, 
giebt es — nach H a r r i s o n und F i t z h e r b e r t — noch an-

. dere, welche die geforderten Renten zahlen, sich sogar über-
bieten und keine grossen Schafzüchter, sondern offenbar kleine 
oder mittlere, jedoch keine mittellosen Ackerbauer sind. Sie 

1} A relation, or rather a true account of the island of England, with 
sundry particulars of the customs of these people, and of the royal revenues 
under king Henry the seventh about the year 1500 (angeblich von einem At-
tache der venetianischen Gesandschaft), ed. Camden Society. London. SS. 
10, 28 und a. a. O. 

2) H a r r i s o n , The Description of Britain S. 185. 
3) ibid. SS. 185, 186, ferner 5—6 Ed. VI. c. 5 und 5 El. c. 2. Saffran, 

Hopfen, Flachs, Waid, Knoblauch, Zwiebel. 
4) H a r r i s o n , The Description S. 184. 



waren auch geneigt Bodenverhesserungen zu unternehmen, wenn 
sie in diesem Vorhaben durch die Grundbesitzer, welche die 
Verbesserung zur Rentenerhöhung benutzten, nicht abgehalten 
wurden *). Schliesslich bilden sich jetzt Gedanken über einen 
rationelleren Landwirtschaftsbetrieb aus, und nach F i t z h e r -
b e r t giebt es keine lohnendere Unternehmung als die Bo-
denmelioration 2). Die aufgeklärtere Ansicht über die kultur-
wirthschaftliche Bedeutung des Bodens offenbarte sich auch 
in der richtigen Auffassung der Einhegungen. Die Separirung 
ist nach F i t z h e r b e r t 3 ) , S t a f f o r d 4 ) und nach B a c o n 5 ) 
eine für den Fortschritt wünschenswerte Maassnahme. Die 
zwei ersteren stimmen mit der tatsächlichen Durchführung 
derselben und mit der ganzen Richtung nicht überein, indem 
sie nicht die spekulationsartige Ausbeutung des Bodens, son-
dern die Separirung zu den Zwecken des Anbaues wünschen; 
eben diese sei aber für die Kulturfortschritte zu erstreben. 

Sämmtliche angeführten Thatsachen bilden die Lichtseiten 
auf dem Gebiete der damaligen Landwirtschaft und sprechen 
gegen die alleinige Herrschaft der Latifundien. Dieses System 
hatte im Grunde keinen hinreichenden Halt in den allgemeinen 
Verhältnissen, um in der ökonomischen Gesellschaft tiefere 
Wurzeln fassen zu können. Es war eine provisorische Erschei-
nung und blos ein Stadium in dem Entwicklungsgänge; immer-
hin aber bleibt jene Weidewirtschaft ein hervortretendes Merk-
mal ihrer Zeit. Sie zeigt uns einen Augenblick der Schwäche in 
der wirtschaftlichen Entwickelung, in welcher sich die ökono-
mischen Faktoren zwar von den sozial-wirthschaftlichen Fesseln 
schon befreit haben, ohne aber die nöt ige Kraft zu besitzen, 
um die erlangte Selbständigkeit zum Nutzen der Kultur im 
vollen Maasse zu verwenden; sie zeigten vielmehr dem ent-
gegengesetzte Neigungen. Es lag daher vor jenen Faktoren 
noch ein mühseliger und weiter Weg der Vervollkommnung. 

1) H a r r i s o n , The Description S. 317. P i t z h e r b e r t , Surveyenge 
SS. 20, 82. 

2) ibid. S. 95. 
3) ibid. S. 96. 
4) A compendious or briefe examination etc. S. 41 und der in N a s s e ' s 

Feldgemeinschaft S. 62 zitirte Tusser. 
5) The History of the reign of Henry VII. In W o r k s , London 1870 

Bd. VI, S. 94. 
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Im Domesday-Book trifft man öfters in den Städten 
eine ziemlich grosse Anzahl leerstehender Häuser verzeichnet. 
Nimmt man dies als eine Folge der normannischen Invasion 
oder als einen Zustand zur Zeit der letzten angelsächsischen 
Herrscher an, so deutet jedenfalls dieser Umstand auf wenig 
günstige wirtschaftliche Verhältnisse in den Städten und mit-
hin auf eine geringe Entwickelung der Gewerbe. Dazu kommt 
der ausgeprägte landwirtschaftliche Charakter dieser Städte, 
woraus wir schliessen dürfen, dass die Ausbildung des Ge-
werbes keine selbständige ökonomische Grundlage der Exi-
stenz der Bürger bildete, sondern dass es vielfach als Neben-
beschäftigung bei der Landwirtschaft betrieben wurde. Im 
höheren Maasse war dies der Fall auf dem flachen Lande. Die 
Handwerker, die sich um den herrschaftlichen Besitz sammel-
ten, bekamen für ihre Handwerksdienste Grundstücke. Im 
Boldon-Book und überhaupt im Domesday-Book sind solche 
Handwerker verzeichnet. Schmieden und Zimmerleuten, welche 
Gewerbsarten öfters zusammen betrieben wurden, werden nach 
jenem Verzeichniss Grundstücke für Reparaturen der Geräte 
und dgl. gegeben; ein Müller zahlt eine bestimmte Summe 
für Grund und Boden und ebenso ein Tuchfärber1). In den 
Urkunden aus etwas späterer Zeit werden Grundholden, welche 
zugleich verschiedene Gewerbe trieben, manchmal erwähnt, und 
es kommen wiederum Zimmerleute und Müller, aber auch Gerber, 
Schwertfeger, Färber, Weber, Schmiede vor2) . Aus den Anwei-
sungen der Könige an verschiedene Beamte, die Summen an die 
Hoflieferanten auszuzahlen, kann man manches über das Gewerbe 
entnehmen, obgleich ein Theil dieser Lieferanten wahrscheinlich 
nur Kaufleute und keine Gewerbetreibenden waren3). Es unter-

l j Boldon Book in Domesday-Book B. I V , SS. 5 6 8 , 581, 582. Ellis. A 
general introductiou to Domesday Book 1833, B. I, S. 92. 

2) Kotuli Chartarum B. I, T. I, S. 94. 
3) Kotuli Literarum Ciausarum. Passim. 



liegt, glauben wir, keinem Zweifel, dass im Anfang der Nor-
mannenherrschaft die Tuchverfertigung sehr verbreitet war. 
Der Rohstoff war in Fülle vorhanden, die Weber und Färber, wie 
oben erwähnt, waren ebenfalls da und die Urkunden sprechen 
auch von Walkermühlen r). Die spätere Entwickelung dieses 
Industriezweiges wäre auch ohne die bereits bestehende Grund-
lage kaum erklärlich, und ausserdem finden wir, obwohl in 
späterer Zeit, schon die Tuchverfertigung auf ganze Distrikte 
verbreitet, welche Verbreitung aber in diesem Falle dem Ein-
flüsse der Ansiedelung der ausländischen Handwerker unter 
Eduard III. kaum zugeschrieben werden kann2). In manchen 
Grafschaften und Orten fabrizirte man hauptsächlich oder ein-
zig und allein grobe Sorten für den eigenen Gebrauch oder 
für den Absatz in der nächsten Nachbarschaft; und diese ent-
wickelte Hausindustrie ist ohne Zweifel auf die sächsische Zeit 
und jedenfalls auf die Anfänge der Normannenherrschaft zu-
rückzuführen 3). 

Diese Thatsachen, denen man noch manches hinzufügen 
könnte, ohne aber das gesammte Bild wesentlich umzuändern, 
zeigen eine noch im allgemeinen wenig selbständige Industrie, 
und wo sie als eine solche auftritt, steht sie mehr vereinzelt, 
ohnmächtig ihre wirtschaftliche Bedeutung im Leben zur vollen 
Erkenntniss zu bringen. Dies gilt besonders von der Epoche 
bis zum 13. Jahrhundert, welche Zeit wegen der Unruhen und 
wegen der Bedrückung der unteren Schichten der Bevölkerung 
eine für den Fortschritt der Gewerbe wenig günstige sein 
musste. Die Städte konnten damals einzig und allein Zufluchts-

1) Rotuli Chartarum B. I, T. I, S. 218. 
2) Im Gesetze 13 R. II e. 11 sind ganze Grafschaften und zwar: Somerset 

Dorset, Bristol, Gloucester und Essex als solche, in welchen die Tuchverfer-
tigung allgemein verbreitet war , erwähnt. Vid. Rotuli Parliamentorum B. III, 
S. 294. Farbstoffe bildeten in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts wohl 
einen nicht unbedeutenden Einfuhrartikel. Liber Custumarum S. 64. Im Jahre 
19 Ed. II. ist der Export der Färb- und anderer zur Tuchbereitung nöthigen 
Stoffe verboten. Memorials of London S. 14S. 

3) Wir sehen eine solche auf einen engen Kreis beschränkte Tuchindustrie 
in Devonshire noch unter der Regierung Eduards IV. und sogar Heinrichs VIII. 
Vid. 7 Ed. IV. e. 2 und 3 H. VIII . c. 6. Auf eine bereits verbreitete Haus-
tuchindustric weisen die Gesetze 37 Ed. III. c. 6 und 47 Ed. III. c. 1 hin. 



orte für das freiere Gewerbe sein; aber auf den Städten, ähn-
lich wie auf dem ganzen Lande, lastete der Druck. 

Allein aus dem Ende des 12. und vom 13. Jahrhundert 
datiren die ziemlich zahlreichen Freibriefe, welche durch die 
Könige den Städten gewährt wurden. Dass die Gewerbe an 
diesem Fortschritt partizipirten, bedarf kaum der Beweise. Wir 
besitzen Andeutungen darüber, wie sich die Industrie für den 

i vollen Genuss der Freiheiten empfindlich zeigte, wie sie insbe-
sondere die Orte, in welchen Eingriffe in die gewährten Rechte 
Statt hatten, verliess und wahrscheinlich günstigere Zustände 
aufzusuchen bestrebt war1). 

In dieser Periode sind die Keime der Selbständigkeit der 
englischen Industrie im Sinne eines speziellen Zweiges der 
nationalen Thätigkeit zu suchen. Sie wächst mit der Zeit, be-
sonders durch die Ordnung der Verhältnisse unter Eduard I. 
befördert, und erreicht einen Grad der Reife unter der Regie-
rung Eduards III., der über ihre Selbständigkeit und Bedeu-
tung im Leben des Volkes keinen Zweifel übrig lässt. Die 
englische Industrie hat nämlich in der letztgenannten Zeit die 
Vollkommenheitstufe erreicht, ihre Erzeugnisse insbesondere 
das Tuch dem Auslande liefern zu können. Von Eduard I. bis 
zu Eduard III. ist auch die Zahl der Dokumente, welche sich 
auf die Organisation des Gewerbes und auf die verschiedenen 
Handwerksarten beziehen, viel grösser und mannigfaltiger, wo-
durch auch die Einsicht in den ganzen Process viel leichter 
und sicherer wird. 

Diese Industrie trägt im Verhältniss zu dem Umfang des 
Betriebes jedes Einzelnen den Charakter der Kleinindustrie. 
Sowohl die Anzahl der in jeder Werkstätte beschäftigten Hände, 
als auch das hier verwendete Kapital ist gering. Auf dem 
Lande, z. B. im Baugewerbe und in den damit zusammen-
hängenden Zweigen wurde vieles durch wandernde Handwerker 
verrichtet, welche natürlich ausser ihren wenigen Werkzeugen 
und vielleicht Gehilfen kein grosses Kapital und keine bedeu-
tenden Arbeitskräfte mitführten2). Dasselbe musste auch in 
den Städten der Fall sein, wenn wir nach dem im Anfang 

1) Rotuli Hundredorum B. II, SS. 2, 3. 
2) R o g e r s , History of agriculture etc. B. I, S. 254 ff. 



dieser Epoche unentwickelten Bauzustand selbst in London 
schliessen 1) . Auf dem Lande bearbeiteten auch die sonstigen 
Handwerker nicht das eigene, sondern das Material, das ihnen 
durch den Kunden gebracht wurde, und erst mit der Zeit 
werden jene in dieser Beziehung zu kleinen Kapitalisten2). 
In den Städten arbeiten viele theils mit eigenem Stoff und 
nebenher übernehmen sie Bestellung auch von Privaten, aus dem 
ihnen gebrachten Material das Gewünschte zu liefern3). Manche 
arbeiten für Rechnung eines Unternehmers und werden auch „Ar-
beiter", „Dienstleute" (serving men) dieser Unternehmer oder der 
Handwerker höheren Ranges genannt1), und ähnliches kommt 
auch in der Tuchindustrie vor. Die Unternehmer sind hier 
aber keine Industriellen. Sie beschäftigen nämlich die ver-
schiedenen Handwerker, welche zur Vollendung der Waare n o t -
wendig sind, aber ausser dem Rohstoff, d. h. der Wolle, gehört 
ihnen gar nichts, und was im Laufe des Processes noch nö-
thig ist, das gehört nebst Werkzeugen den Handwerkern, 
welche also keine Arbeiter im strengen Sinne des Wortes sind. 

Diese junge Industrie schritt weiter fort und bewegte sich 
in dem Rahmen der Staat und Gesellschaft leitenden Gedanken 
und der dadurch bedingten Verfassung. Wir müssen dies 
hervorheben, weil es andere Ansichten giebt, welche, zwar 
scheinbar dieselbe Entwickelungsbasis als eine sich aus der 
Forschung ergebende annehmen, im Grunde aber einzelne 
Erscheinungen zu der alles beherrschenden Bedeutung er-
heben und auf diese Weise den Gang der Entwickelung 
umkehren. Wir meinen hier B r e n t a n o ' s Werk 6 ) , welches 
bei der vorliegenden Untersuchung nicht übergangen werden 
konnte. 

B r e n t a n o schreibt nämlich den Gilden und den Zünften 
einen weitgreifenden Einfluss auf die gesellschaftliche und 
staatliche, besonders städtische Organisation und eine Bedeu-

1) Liber Albus, Intr. S. X X I X ff. und 319 ff. 
2) R o g e r s , History of agriculture etc. B. I, S. 253 ff. 
3) Liber Albus, Intr. SS. L X X I , L X X I I . Liber Custumarum B. I, SS. 126 

und 129. 
4) R i l e y , Memorials of London and London Life S. 330. Das Verhält-

niss der Gerber (Tawyers) zu den Kürschnern. 
5) Die Arbeitergilden der Gegenwart. Leipzig 1871. 



tung und Stellung in der gewerblichen Verfassung Englands 
zu, welchen alles in dieser Beziehung zu verdanken sei und 
durch welche alle übrigen Faktoren in Schatten gestellt würden. 
Dies kann aber nicht befremden, weil bei B r e n t a n o die Gilden 
in jenen Zeiten, in welche, wie sich öfters die englischen Urkun-
den ausdrücken, „das Gedäclitniss der Menschen nicht reicht", 
ihren Ursprung nehmen. Er lässt sie in Zeiten entstehen, wo 

^ es noch keine umfassendere gesellschaftliche Organisation gab, 
wo die Familie nicht mehr genügend war, jedoch der Staat sich 
noch nicht gestaltet hat1). Daraus erklärt sich nach ihm die 
dominirende Stellung dieser Gebilde, eine Stellung, welche durch 
die Entwickelung und Festigung der gesellschaftlichen Verfas-
sung keineswegs verloren gegangen sei, weil in weiterer Folge 
aus den ursprünglichen Schutzgilden die Zünfte und aus die-
sen die modernen Gewerkvereine entstanden seien. Es ist daher 
sehr begreiflich, wenn B r e n t a n o von den Gilden als von Mu-
stern für die Städteverfassung spricht2), wenn er die Unabhängig-
keit und Selbständigkeit der Zünfte gegenüber den Stadtbe-
hörden sehr oft hervorhebt3) und wenn er die gewerbliche 
Organisation im Mittelalter, die Pflege der Gewerbe und den 
Geist, welcher alles das beseelte, als ein eigenes Werk der 
Zünfte darstellt. Nach ihm entstand diese Reihe der nach-
einander kommenden Institute aus dem Kampfe der bedrück-
ten Handwerker gegen den Uebermuth der städtischen Aristo-
kratie und aus einem Bedürfniss des Schutzes der Bedrohten 
überhaupt. Daraus wären Vereine entstanden, welche sowohl 
ihren Zweck als auch ihren Ursprung, wenigstens bis zur 
Ausartung, nie verläugnet hätten. Daher das Familienver-
hältniss der Mitglieder, daher der Geist der Liebe und der 
Brüderlichkeit, den B r e n t a n o unermüdlich hervorhebt, der 
nach ihm in den Zünften herrschte und alles durchdrang4). 

1) Arbeitergilden der Gegenwart. Bd. I SS. 9, 28. 
2) Ibid. SS. 21, 22. 
3) Ibid. passim. 
4) Arbeitergilden der Gegenwart. B. I S. 54 : „D ie Gilde, welche auf diese 

Weise wie eine liebevolle Mutter in jeder Lage des Lebens ihren Söhnen vor-
sorgend und helfend zur Seite stand . . . . " S. 47 : „ W i e jene ersten Gilden 
sollten sie (d. h. die Zünfte) Verhältnisse wie unter Brüdern erzeugen, vor al-
lem dem Angehörigen den Beistand gewähren, den das Familienglied von der 
Familie erwarten konnte" — und a. a. 0 . 



Die Verfassung und die Vorschriften der Zünfte seien einzig 
und allein daraus entnommen und blos darauf zurückzuführen 
blos darauf zu beziehen; alles übrige sei nur Anhängsel ge-
wesen, welches sich um den Kern gruppirte. 

Wir bedauern dieser gefühlvollen Darstellung und Auffas-
sung entgegentreten und erklären zu müssen, dass sie auf 
einer problematischen, ja irrthümlichen Grundlage beruhen. 
Für die sächsische Periode stützt sich B r e n t a n o auf Hy-
pothesen, für die normannische und nachfolgende Zeit kön-
nen seine Behauptungen mit den Urkunden in der Hand 
nicht bewiesen werden. Eine hohe Autorität in englischen 
Verfassungsfragen hat bereits ausgesprochen, dass man den 
Gilden zu viel Einfluss auf die gesellschaftliche Entwickelung 
in England zuzuschreiben pflegt l), und sicher, auf Grund des 
positiven Materials lässt sich derselbe nicht beweisen. Wir 
wollen B r e n t a n o in die sächsische Zeit nicht folgen, weil 
diese Periode ausser unserem Bereiche liegt, aus welcher 
übrigens in seinem Werke nur einzelne Hypothesen beige-
bracht sind, die auch nur flüchtig behandelt werden. 

In der grossen Frage der Entstehung der Verfassung der 
Städte stellt B r e n t a n o als ein Axiom auf, dass ihr die Gil-
den als Muster dienten. Als Beweise sind hier London und 
Berwick angeführt, in welchen die Vereinigung der Gilden 
die Grundlage der Stadtverfassung gebildet haben sollen. 
B r e n t a n o behauptet, es gebe für London „urkundliche Zeug-
nisse", welche seine Meinung bestätigten, und darauf führt er 
Hü 11 mann u n d W i l d a an; beide aber dürfen keineswegs als 
„urkundliche Zeugnisse" aufgestellt werden, der erstere noch 
weniger als der zweite. In diesem Punkte ergeht sich W i 1 d a 
in Hypothesen und H ü l l m a n n bringt blos seine Meinung 
vor. Das kann doch nicht als „urkundliches Zeugniss" gelten. 
Gleich darauf fügt aber B r e n t a n o noch hinzu, dass nach 
den „judiciis civitatis Lundoniae" aus derZeit Aethe ls tan ' s 
die Londoner Gilden sich zu einer einzigen vereinigten und 
das Stadtregiment führten. Soll das aber beweisen, dass die 
Gilden zum Muster der Städteverfassung wurden? Ist vor je-

1) G n e i s t , Geschichte und heutige Gestalt der englischen Communalver-
fassung Berlin 1863 B. I S. 110 betrachtet zugleich die Gilden als Grundlage 
der Stadtverfassung gerade für eine Unmöglichkeit. 



ner Vereinigung keine Stadtverfassung gewesen? Haben jene 
Gilden ihren Einfluss stets behalten, so dass sie mit ihrer 
Verfassung durchdringen und jede andere beseitigen konnten? 
Alles dies bleibt unbeantwortet, obwohl es bei einer so wich-
tigen Frage ganz genau festgestellt werden müsste. Wir 
möchten auch wissen, wie die Stelle, welche nach B r e n t a n o 
die Vereinigung der Gilden etc. beweisen soll, lautet; denn wir 

^ müssen gestehen, dass wir sie in den iudiciis nicht finden konn-
ten 1). Es ist auch merkwürdig, dass die einzige Gilde d. h. 
Knighten-Gild in London, von welcher wir etwas positiveres 
wissen, gar nicht in die Stadt aufgegangen ist, sondern ihre 
selbständige Existenz bewahrt hat2). 

Als zweiter Beweis ist Berwick angeführt. Wir befin-
den uns hier nicht mehr in einer Periode, in welcher die Thatsa-
chen oft mit einem dichten Nebel umgeben sind, sondern im Jahre 
1288, in einer Zeit also, in welcher die Grundlagen der Städte-
verfassung klar vor uns treten. Die Urkunde über Berwick3) 
wurde einer eingehenden Analyse durch M e r e w e t h e r und 
S t e p h e n s unterzogen4). Daraus ergab sich aber, dass sie 
illegal, keineswegs regelrecht war, und dass sie als ein Kriterium 
nicht genommen werden kann. Ausserdem haben diese Schrift-
steller durch äusserst sorgfältige Untersuchung, gestützt auf 
ein riesiges Material, klar bewiesen, dass die Gilden- und 
die Städteverfassung ganz heterogene Dinge waren, dass ein 
Mitglied der Gilde kein Stadtbürger zu sein brauchte und 
umgekehrt, dass die Eigenschaft des Bürgers auf ganz an-
deren Bedingungen fusste. Diese Bedingungen waren aber 
keine verschiedenartigen, sondern allgemeingültige und auf dem 

1) Judicia civitatis Lundoniae in David W i l k i n s , Leges Anglo-Saxonicae 
ccclesiasticae et civiles. Londini 1721 SS. 65 ff. In B r e n t a n o ' s Arbeiter-
gilden B. I S. 21 lautet der bezügliche Passus fo lgendermaassen: „ N a c h den 
„judiciis civitatis Lundoniae" . . . . vereinigten sich nun damals die Londoner 
Friedgilden zu einer Gi lde " . 

2) Darüber N o r t o n , Commentaries on the history, Constitution, and char-
tered franchises of the City of London. London 1829. S. 32, 33. 

3 ) T o u l m i n S m i t h , English Gilds. London 1870 ed. Early English 
Text Society SS. 338 ff. 

4 ) M e r e w e t h e r and S t e p h e n s . The history of the boroughs and 
municipal corporations of the United K i n g d o m . L o n d o n 1835. S. 563 ff. 



„common-law" beruhende Regeln l ) . Man braucht endlich nur 
die Freibriefe der Städte aus der normannischen Zeit in die 
Hand zu nehmen, um zu der Ueberzeugung zu gelangen, dass 
die Gilden nicht das Muster der Städteverfassung bildeten. 
In diesen Freibriefen finden wir zwar die Gewährung der Gil-
den, aber durchaus nicht in allen, jedenfalls stehen hier die Bür-
ger obenan und die Gilden blos daneben. 

Von grösserem Gewicht für den Gang der Entwickelung 
als der eben bekämpfte Punkt ist im Brentano'schen Werke 
die Behauptung von dem Kampfe der Bedrückten und der 
städtischen Herrscher, ferner von der Entstehung der Zünfte 
aus diesem Kampfe und der Rolle, welche sie darin gespielt 
haben sollen. Leider ist diese Behauptung womöglich noch we-
niger stichhaltig als die vorangehende. Man kann rundweg 
sagen, dass von einem solchen Kampfe in der englischen mit-
telalterlichen Geschichte keine Rede ist. Das ist so klar, 
dass B r e n t a n o mitunter genöthigt war, diesen Punkt etwas 
abzuschwächen; indessen ragt er doch als eine Säule seiner 
Ausführung hervor. Man muss in Betracht ziehen, dass je-
ner imaginäre Kampf bei ihm die Kontinuität unter den 
Schutzgilden, Zünften und den Gewerkvereinen erhält, und 
dass ohne diesen Kampf die vielen wichtigen Konsequenzen 
nicht gezogen werden könnten. In dem behandelten Werke 
sind die Augen des Verfassers hauptsächlich auf England ge-
richtet, er bringt sogar angebliche Thatsachen, welche in Eng-
land den Kampf der Handwerker gegen die Stadtaristokratie 
bis Mitte des 14. Jhclts. bekunden sollen, und er spricht fer-
ner vom Triumphe der Handwerkerpartei. Da bekanntlich 
jener Kampf in England nicht existirte, weil schon ein solcher 
in der starken englischen Staatsverfassung geradezu unmöglich 
war, so halten wir für überflüssig näher darauf einzugehen; 
Brentano führt aber Episoden aus dem Kampfe an, und dies 
kann nicht ignorirt werden. 

Die erste Episode soll der langwierige Streit der Londoner 

1) Darüber : G n e i s t , Geschichte der Communalverfassung. Ii. 1 S. 108. 
Die Trennung des Bürgers von dem Gildemitglied zeigt sich auch in einem 
Freibriefe von Berwick aus dem Jahre 1 274. M e r e w e t h e r und S t e p h e n s , 
History of the boroughs S. 523. 



Webergilde mit der Stadtbehörde, bilden. Die Besprechung die-
ses Falls und des späteren Kampfes der Schueiderzunft mit dem 
Major von Exeter muss hier noch ihren Platz aus dem Grunde 
finden, weil sie auch auf die oft durch Brentano hervorge-
hobene Unabhängigkeit der Zünfte gegenüber der Stadtbehörde 
hinweisen. Als selbständig in dieser Beziehung könnte man 
ferner vielleicht die in der Zeit Heinrichs II. aufgelösten Gü-

ll den, unter welchen sich auch Handwerkergilden befanden, 
auffassen. Auf diese Selbständigkeit der Zünfte kommen wir 
noch zurück; in den genannten Fällen aus der normannischen 
Periode muss man aber die Zustände und Verhältnisse der 
Zeit ins Auge fassen. Diese Periode war in vielen Beziehun-
gen eine Uebergangszeit, in welcher die verschiedenen leiten-
den Grundsätze noch nicht derart zusammengeschmolzen sind, 
dass man konsequente, aus einem allgemeinen Prinzip flies-
sende Handlungen erwarten könnte. 

Neben dem feudalen Rechte, welches aber auf Hand-
werksgilden und dgl. nicht passte, stand noch der königliche 
Wille da, aus welchem Privilegien, Rechte, Charten herrühr-
ten, und ausser diesen hervorragenden Faktoren kam das 
„common law" langsam und nach und nach zur Geltung. Zur 
Verschmelzung dieser drei Erscheinungen brauchte man aber 
Zeit genug, und inzwischen konnte man Reibungen und Dis-
harmonien nicht vermeiden, besonders das „common law" 
das Recht der Besiegten, musste Anfangs vielfach unbeachtet 
bleiben. Unter diesen Umständen konnten die Handwerksgil-
den eine besondere Charte und so den königlichen Willen zu 
ihrer rechtlichen Grundlage um desto eher erhalten, als die 
normannischen Könige aus der Gewährung solcher Freibriefe 
eine Quelle des Einkommens machten. Sie konnten daher nur 
kraft der königlichen Erlaubniss bestehen, und demgemäss 
sehen wir unter Heinrich II. die unbestätigten Gilden be-
straft. 

Der Streit der Londoner Webergilde mit der Stadtbe-
hörde liefert ein ausgezeichnetes Beispiel des Hin- und Her-
schwankens der verschiedenen Rechtsgrundlagen des sich aus-
bildenden Körpers. Heinrich I. gewährt kraft seiner Macht-
vollkommenheit den WTebern eine Charte mit Privilegien. War 



dies auch im Widerspruch mit deu städtischen alten Rechten, 
so musste man sich dennoch diesen Schritt gefallen lassen, 
weil der Wille des Monarchen viel unbeschränkter als später 
war und weil die städtischen Rechte selbst in London nur im 
geringen Maasse anerkannt waren. Nun bricht der Streit un-
ter Johann aus, unter einem Fürsten, bei dem alles feil war 
und unter welchem die Rechte Londons bereits in einem 
höheren Grade zur Geltung gelangten. Der Streit bleibt aber 
noch unentschieden, ohne dass die Londoner Stadtbehörde das 
Ziel aus dem Auge lässt. Im Gegen theil sie verfolgt und er-
reicht es, indem die widerspenstige Zunft schliesslich unter-
worfen wird x). Dieser Erfolg rührt aber von keinem Zufall 
oder einer glücklichen Gelegenheit, sondern im Grunde von 
der allgemeinen Entwickelung der Zustände her. Die We-
ber hatten noch immer ihre Charte und der königliche Wille 
war noch immer ein mächtiger Faktor, aber dieser Fak-
tor wirke nicht mehr so lose, ohne Uebereinstimmung mit 
den rechtlichen Grundlagen der Gesellschaft, und zudem 
sind diese Grundlagen, also die städtischen Rechte und die 
Geltung des „common law", immer mächtiger geworden. Wir 
sehen daher, mit dem Fortgange dieses Processes, solche 
gewissermaassen mit dem Ganzen nicht zusammenhängenden 
Anstalten diesen Charakter verlieren und verschwinden, um 
in das Ganze eingefügt zu werden2). 

1) Liber Custumarum. Introd. S. LX1I ff. und die dort angegebenen Stellen, 
ferner S. 121 ff., aus welchen sich manche Privilegien der W e b e r , aber auch 
ihre vollständige Unterwerfung unter die Stadtbehörde ergiebt. Vid. auch 
Norton-Commentaries S. 399 ff. 

2) Es erscheint nicht als unmöglich diese Weber für Ausländer zu halten. 
Liber Albus S. 119. Liber Custumarum SS. 130 und 131 enthalten Bestim-
mungen in Bezug auf Weber und Walker in London, Oxford , Winchester, 
Marlborough, Beverley, in welchen diese Handwerker als „foreigners" genannt 
sind. „Foreigner" bedeutet allerdings auch j eden , der nicht Stadtbürger war ; 
es sind hier aber vielleicht die ausländischen Handwerker zu verstehen. In-
dessen ist dies kein wesentlicher Punkt; die Hauptsache liegt in dem Um-
stände , dass sie keine Stadtbürger waren, und daraus erklärt sich die Animo-
sität Londons gegen diese Eindringlinge, welchen Privilegien im Widerspruch 
zu den städtischen Rechten gewährt wurden. Aller Wahrscheinlichkeit nach 
existirte an allen jenen Orten eine Webergilde, jedenfalls aber in London, 
Oxford und Winchester (Madox. Firma Burgi, C. 1 S. 9 ) ; trotz aber der Gilde-
privilegien wurden diese Handwerker hart behandelt und ihnen als Fremden 



Nicht besser erging es unter Eduard IV. der Schneider-
gilde von Exeter. In den auf ihren Streit mit der Stadtob-
rigkeit sich beziehenden Aktenstücken 4) sieht man einzig und 
allein eine turbulente und übermüthige Körperschaft sich ge-
gen die rechtmässigen Behörden auflehnen, ohne dass man 
irgend welchen stichhaltigen Grund dafür finden kann. Das 
Resultat konnte daher nicht anders ausfallen, als es wirklich 
ausfiel. Das Urtheil des Parlaments und des Königs lautete 
kurz auf Unterwerfung. Dies sind die einzigen durch Bren-
tano angeführten positiven Beweise des Kampfes in England 
zwischen den durch die Zunft vertretenen Unterdrückten 
und der städtischen Aristokratie. Und wäre auch in diesen 
Fällen etwas Aehnliches wirklich vorhanden, so fragt sich, ob 
solche einzelnen Fälle, in Anbetracht des klar daliegenden 

drückende Beschränkungen auferlegt. Diese Beschränkungen konnten aber bloss 
auf Fremde und nicht auf Stadtbürger Anwendung finden. In den betreffenden 
Urkunden ist die Erlangung des Bürgercharakters durch die Weber an das 
Aufgeben des Handwerks geknüpft, was mit der Verlassung eines der Stadt-
verfassung widersprechenden Körpers zusammenfällt, und man muss dabei 
festhalten, dass der Genuss der städtischen Rechte mit strengen Pflichten 
und Lasten innig verbunden war. Vid. Piacitorum abbreviatio S. 65. Ein 
Streitfall im 11. Joh. zwischen den Walkern und Färbern einerseits und der 
Stadtbehörde von Lincoln andererseits. Es ergiebt sich daraus, dass diese 
Handwerker keine Stadtbürger waren; sie machten aber Ansprüche, als ob sie 
Bürger wären. Sie wurden indess mit ihren Ansprüchen durch das Gericht ab-
gewiesen. 

1) T o u l m i n S m i t h . English Gilds SS. 299 ff. Eotuli Parliamentorum 
B.V. SS. 290, 291 temp. ine. H. VI findet sich dieselbe Petition des Mayors etc. 
von Exeter mit demselben Urtheil wie unter Eduard IV. 

T o u l m i n S m i t h kann sich den Umstand nicht erklären, dass über die 
weiteren Handlungen der Gilde nach dem Urtheil keine Spur zu finden sei und 
fügt hinzu, (S. 299) „The only explanation seems to be that, a quarrel having 
arisen between the Corporation and the g i ld , the former went to extremes; 
but that after the prayer of their petition had (perhaps unexpectedly) been 
granted, the parties came to terms, settled their differences, and mutually 
agreed to treat the Act of Parliament as a nullity." Warum sollte das Re-
sultat „unverhofft" gewesen sein , wozu alle diese Kommentare und warum 
sollte man das Urtheil als null und nichtig betrachten? Das Urtheil konnte, 
wie gesagt, nicht anders werden, weil es dem allgemeinen Gesetze gemäss aus-
fiel, es konnte aus demselben Grunde auch als nichtig nicht betrachtet werden 
und musste daher ausgeführt werden. Die Unterwerfung musste schliesslich 
kommen, und hierin soll man, glauben wir, die Ursache des Mangels der wei-
teren Kampflust suchen. 



Gegenteils, zur Aufstellung einer ganzen Theorie genügen 
können? Die Antwort kann nicht zweifelhaft sein. 

Der Mangel jedes ernsteren allgemeineren Kampfes iu 
England zwischen den sogenannten bedrückten Handwerkern 
und dem städtischen Patriziat hält Brentano nicht ah, jene 
über diese siegen zu lassen. Der Triumph erfolgte nach ihm 
überall im 14. und 15. Jhdt.1). England ist davon nicht aus-
geschlossen, vielmehr dient die besonders unter Eduard III. 
in aristokratischer Richtung fortschreitende Stadtverfassung 
von London, mit dem sich geltend machenden Einfluss der 
grossen Zünfte, als Beweis des Uebergewichts der bis jetzt 
bedrückten Handwerker. Es ist wirklich kaum zu begrei-
fen, wie diese erst in grossen Städten sich kundgebende Ten-
denz nach Umwandlung der Städteverfassung im aristokra-
tischen Sinne, als ein Triumph der Demokratie, oder wenig-
stens der stark Bedrückten verkündet werden kann. Bren-
tano kann daher nicht umhin sich zu widersprechen und fast 
in demselben Augenblicke, in welchem er von dem Siege 
redet, sagt er, dass die politische Macht doch in den Hän-
den der alten Bürgerschaft blieb2). Das, was er aber als 
scliliessliches Resultat des Sieges darstellt, dass „an die Stelle 
der Gilde die Communalverfassung" trat, ist ganz unverständ-
lich, weil man in jener Zeit eine die Stadt beherrschende 
Gildeverfassung mit dem besten Willen weder in London noch 
irgendwo anders zu entdecken im Stande ist. Dies ist ein 
Mythus. Indessen leitet Brentano aus diesen Kämpfen und 
Siegen die Organisation der Zünfte, ferner den Einfluss der 
Gilde auf die mittelalterliche Gewerbeverfassung in England 
und vorzüglich den Geist, der alles beherrschte, her. 

Wir glauben, dass diese ganze Theorie nicht nur desshalb 
unrichtig ist, weil sie einen ganz irrthümlichen Ausgangspunkt 
wählt, sondern weil sie die damaligen wichtigen allgemeinen 
Gesellschaftsprinzipien total übersieht. Bei Betrachtung des 
englischen Gesellschaftsystems im Mittelalter kommt zunächst 
als ein hervorragendes Prinzip die Verantwortlichkeit der Ver-
bände auf dem Lande und in den Städten, sei es der Graf-
schaften, der Hundert- oder endlich der Zehntschaften, zu-

1) Arbeitergilden B. I S. 44. 
2) ibid. S. 33. 



nächst zum Vorschein. Auf dieser Organisation beruhte der 
Friede und die Sicherheit der Gesellschaft, und das Prinzip 
der Verantwortlichkeit, welche den Verbänden auferlegt wurde, 
war von den Sachsen in die normannische Zeit übernommen und 
in der letzteren sogar verschärft. Man kann sagen, dass dieses 
Prinzip das ganze englische Leben im Mittelalter durchdringt. 
Das Gewerbe ähnlich jeder anderen wirtschaftlichen Thätig-

i keit, welche aus dem engen Rahmen der eigenen Bedürfnisse 
heraustrat und nach aussen für clas allgemeine Bedürfniss zu 
wirken angefangen hat, pflegte damals nicht als eine indivi-
duelle Angelegenheit, sondern vielmehr als ein Handeln auf 
dem öffentlichen Gebiete betrachtet zu werden. Dies ist sicht-
bar fast in jedem Stück, fast in jedem Schritt, welche 
sich in der hier behandelten Epoche auf die Regelung und 
Organisation der Industrie beziehen. Wir werden weiter un-
ten Gelegenheit haben dies zu entwickeln, einstweilen können 
wir aber sagen, dass das Prinzip der Pflicht und der Verant-
wortlichkeit dem Ganzen gegenüber auch in den wirtschaft-
lichen Fragen zur Geltung gebracht wurde. 

In der Konstitution der Zünfte hat B r e n t a n o den Zu-
sammenhang mit dem Ganzen übersehen und statt dessen den 
Kampf und die Abschliessung innerhalb eines mit Sentimentali-
tät erfüllten Kreises der eigenen Interessen der Zunftmitglieder 
eingeführt. Diese Abgeschlossenheit steht bei ihm in einer ge-
wissen Wechselwirkung mit dem Streben der Zünfte, ihre Un-
abhängigkeit den drückenden Herrschern gegenüber zu bewah-
ren. An dieses Streben knüpft er auch ein so wichtiges Mo-
ment in der Zunftverfassung, wie die Aufnahme der Zunftmit-
glieder an 1). 

1) Arbeitergilden B. I, S. 41. „Dabei bedingte jedoeh sowohl die Be-
hauptung der Unabhängigkeit gegenüber der Stadtbehörde, also auch die Durch-
führbarkeit und Wirksamkeit ihrer gewerblichen Vorschriften , dass Alle, die 
dasselbe Gewerbe betrieben zur Gilde gehörten. Zweifellos war dies nun bei 
ihrer Gründung der Fall, da die gemeinsame Bedrückung gewiss alle gleich 
Interessirte in einem Bunde vereinigte." S. 50 ist die Pflicht des Eintritts jedes 
Gewerbetreibenden in die Zunft als Folge der Aufgabe der Regelung der Ge-
werbe dargestellt. Man darf aber nie vergessen, dass bei B r e n t a n o die Re-
gelung der Gewerbe durch die Zunft zu der Hauptaufgabe des Schutzes der 
Bedrängten hinzugetreten ist. 



Die Zunftstatuten gewähren uns aber eine Einsicht in die 
innere Organisation dieser Körperschaften und in die Elemente 
aus denen sie zusammengesetzt waren. In erster Reihe stehen 
hier zwei Bestimmungen, welche sich entweder einzeln oder 
auch beide zugleich in den Statuten befinden. Es wird nach der 
ersten Niemand zur Ausübung des Gewerbes in der Stadt zuge-
lassen, wenn er nicht Stadtbürger ist 1 ) , und nach der zweiten 
ist die Erlangung des Bürgercharakters an die Zustimmung und 
das Zeugniss der Zunftaufseher über Tüchtigkeit im Fache 
und über Ehrlichkeit geknüpft2), ebenso wird ein Zeugniss 
von jedem Ankömmling über seinen Lebenslauf verlangt und 
eine vorherige Prüfung im Gewerbe zur Bedingung der Zu-
lassung zum Handwerksbetrieb in der Stadt gemacht3). 

Diese Bestimmungen stehen im vollkommenen Einklang 
mit dem „common law", oder stimmen wenigstens mit dessen 
Prinzip vollständig überein. Ausser den Unterschieden in der 
Bevölkerung, welche sich aus dem Status ergaben, liegt noch 
in den englischen Einrichtungen ein grosser Gegensatz zwischen 
den Ansässigen und den Fremden vor, welch letztere Bezeich-
nung nicht blos die Ausländer, sondern jeden auf einem bestimm-
ten Orte Nichtansässigen, nicht zu demselben Zuständigen um-
fasste. Jeder Stadtbürger musste ansässig sein und jeder aus 
dem ausserstädtischen Bezirk Kommende und Nichtansässige 
ward einfach als Fremder betrachtet. Der Bürger nahm natür-
lich an den städtischen Rechten Theil, er war aber zugleich 

1) Memorials of London S. 178 Tapicers 4 Ed. I I I ; S. 216 Girdlers 18 
Ed. I I I ; S. 218 Cutlers 18 Ed. I I I ; S. 227 Spurriers 19 Ed. I I I ; S. 232 
Whittawyers 20 Ed. I I I ; S. 237 Heaumers 21 Ed. I I I ; S. 354 Haberdashers 
45 Ed. I I I ; S. 372 Scriveners 47 Ed. I I I ; S. 401 Funers 50 Ed. III. Aus 
vielen anderen Zunftstatuten ergiebt sich dies auf indirekte Weise. 

2) Ibid. S. 239 Haters 21 Ed. III ; S. 245 Glovers 23 Ed. I I I ; S. 258 
Furbishers 24 Ed. I I I ; S. 321 Plumbers 38 Ed. I I I ; S. 361 Blacksmiths 46 
Ed. I I I ; S. 391 Cordwainers 49 Ed. I I I ; S. 394 Barbers 50 Ed. I I I ; S. 438 
Cutlers 3 K, I I ; S. 512 Founders 13 E. II. 

3) Liber Albus S. 287. Eine Bestimmung, nach welcher die fremden 
Kaufleute zu dem Genuss der Stadtfreiheiten zugelassen werden durften, wenn 
sie unter anderen, „bien et lealment se est mene en souun, et bien et 
lealment dilleoques departy." S. 495 indirekt aber klar. Für Kaufleute und 
Handwerker. Liber Custumarum S. 121 Ordinationes Telariorum §. X I V „et 
Sil (der Fremde) viegue de estraunge pais quil porte lettre de ses baillifs de 
bone conversacioun, qe bien loiaument se ad porte en son pais." 



die Lasten zu tragen verpflichtet. Der selbständige Handels-
oder Gewerbebetrieb war ein Merkmal der Freiheit des Ein-
zelnen und in den Städten das Recht des freien Bürgers, wel-
ches einem Fremden nicht zustand. Es ist daher nicht richtig, 
wenn B r e n t a n o die Sache so darzustellen sucht, als ob die 
Ausübung des Gewerbes jedem unter der Bedingung der Be-
folgung der Zunftregeln 1 ) frei gelassen wäre, denn das Prin-

i zip, auf welchem die Eigenschaft des Bürgers beruhte und aus 
welchem auch die Ausübung des Gewerbes herstammte, war 
ein von dem guten Willen der Handwerksgilden unabhängiges. 
Wir sehen auch nicht ein, auf welche Weise B r e n t a n o seine 
Behauptung, dass die den eintretenden Gewerbsleuten gestellte 
Bedingung der Erlangung der Bürgergemeinschaft eine Folge 
der politischen Tendenzen der Zünfte sei, begründen könnte2). 
Sie ist unserer Meinung nach eine willkürliche. Dagegen er-
scheint jene Forderung vollkommen berechtigt, wenn man be-
denkt, dass der Gewerbebetrieb ein Recht war, mit dem aber auch 
Pflichten verbunden waren. Ein Ausländer, welcher die Rechte 
geniessen wollte, ohne Lasten zu tragen, war billigerweise von 
jenem Genüsse ausgeschlossen. Diese Bestimmung der Zunft-
statuten und die Klagen gegen die Zulassung mussten berück-
sichtigt werden, weil sie dem Gesetze vollständig entsprachen. 

Was den zweiten Punkt betrifft, so scheint er zunächst im 
Gegensatze zum ersteren zu stehen, oder ein Eingriff in die be-
stehenden Rechtsgrundsätze zu sein; denn stand jedem Bürger 
der Gewerbebetrieb frei und waren bestimmte Bedingungen der 

1) Albeitergilden B. I, S. 50. „Jedem war vielmehr der Betrieb des Ge-
werbes gestattet, nur musste er sieh dem Organismus, der zur Regelung des 
Gewerbes geschaffen war, einfügen und unterwerfen." Dies ist insofern wahr, 
als die Gewerbe eine zünftige Organisation und gewisse Rechte erlangten. Diese 
Erlangung war aber nicht ihr selbständiges eigenmächtiges Werk, sondern sie 
mussten durchaus um die Genehmigung nachsuchen. So lange aber dies nicht 
geschah und so lange das Bedürfniss der Befolgung gewisser Regeln und 
Ordnung nicht nachgewiesen war, konnte jeder sonst Befugte das Gewerbe aus-
üben. Von dieser freien Gewerbeausübung liegen Beweise in den Klagen der 
Handwerker, dass dies für das allgemeine W o h l schädlich sei, vor. Erst darauf 
folgt die Bestimmung der Bedingungen, unter welchen das Gewerbe betrieben 
werden konnte, wobei die Handwerker eigentlich blos die Rolle der Rathgeber 
und Petenten spielen. 

2) ibid. S. 51. 
y . Ochenkowski , Englands wirthschaftl. Entwickelung. r 



Erlangung der Bürgereigenscliaft festgestellt, wie konnten dann 
die Zünfte andere Bedingungen, insbesondere Prüfung, Zustim-
mung des Zunftorgans und dgl. hinzufügen? Indessen erklärt 
sich diese Vorschrift vollkommen aus den allgemeinen polizei-
lichen Regeln, welche die Ruhe und den Frieden in der Gesell-
schaft sichern sollten. Mit dieser polizeilichen Einrichtung hing 
die Verantwortlichkeit der Verbände und Individuen und die 
Bürgschaftstellung seitens eines jeden Fremden, Niclitansäs-
sigen, einem Verband Nichtangehörigen zusammen. 

Zunächst und in den ersten Tagen des Aufenthalts war 
derjenige, welcher den Fremden beherbergte, für sein Betragen 
verantwortlich; nach einer bestimmten Zeit musste aber der 
Ankömmling in Verband entweder als freier Bürge oder in 
die Bürgschaft eines Anderen z. B. eines Grundherrn eintreten. 
Wir sehen daher auch in den Zunftstatuten die Bestimmung 
über „frank-pledge" aufgenommen1). Nach der Aufnahme war 
der Verband für alles, was der Ankömmling verbrochen hatte, 
verantwortlich, und es ist natürlich, dass überhaupt und be-
sonders die Bezirke, wie die Städte, welche Privilegien aber 
auch Lasten hatten, bei der Aufnahme des Bürgers nicht 
ohne weiteres Jeden zulassen wollten, und dass sie eine Bürg-
schaft, ein Zeugniss über den Charakter und Stand des Neu-
aufzunehmenden zu besitzen wünschten. In der ersten von 
Eduard II. der Stadt London gewährten Charte ist im Art. 7 
bestimmt worden, dass bei der Aufnahme eines Kaufmanns 
oder eines Gewerbetreibenden sechs Leute aus dem betreifen-
den Handwerk als Bürgen da sein müssen 2). Nach einer an-
deren Verordnung mussten bei der Aufnahme sämmtliche Ge-
werbetreibende des bezüglichen Zweiges zugegen sein, damit 
„der Mayor und die Aldermen die Ueberzeugung in Betreff 
seines Standes und seiner Ehrbarkeit gewinnen und so ihn 
aufnehmen oder abweisen könnten" s). 

Die Bestimmungen der Zunftstatuten folgen demselben 
Gesetzesprinzip, und die Maassregeln, welche getroffen sind, 

1) Liber Custumarum, Ordinationes Lorämariorum SS. 78, 535. 
2) N o r t o n , Commentaries S. 428. Der Zweck ist sehr deutlich durch 

die Worte „ to indemnify the City in respeet of them" ausgedrückt. Vid. 
ausserdem Memorials of Dondon S. 151. 

3) Liber Albus S. 495. 



haben den Zweck Sicherheit über die Person des Fremden 
zu verschaffen. Bei der Aufnahme desselben in clie Bürgerlisten 
stellt er entweder Bürgen aus den Handwerkern, welche dasselbe 
Gewerbe treiben, oder die Zunftaufseher stehen ihm zur Seite 
und sind Zeugen für seine Stellung1). Bei der einfachen Zu-
lassung eines Fremden zur Ausübung des Gewerbes liegt das-
selbe Prinzip zu Grande; er muss wiederum entweder ein Zeug-
niss von dem Meister oder von dem Orte, wo er früher be-
schäftigt war, bringen, oder er muss Bürgen stellen und sich 
einer Untersuchung und Prüfung unterziehen lassen. Dieses 
Verfahren fasst den ganzen Menschen auf, sowohl was seinen 
Charakter, als auch seine Fertigkeit und Tüchtigkeit im Fache 
anbelangt. Wir haben unter anderen ein klares Beispiel dieses 
Vorganges in den Statuten der „Braelers" (Gürtler) -) . Kommt 
ein fremder Handwerker in die Stadt, so zeigen „die guten 
Leute, welche den Eid das Gewerbe zu regieren abgelegt haben", 
seine Ankunft dem Mayor und den Aldermen an; darauf wird 
der Fremde zum Erscheinen vor die Stadtbehörde aufgefor-
dert, und hier wird er durch jene guten Leute sowohl in sei-
nem Gewerbe geprüft, als auch darüber ob seine Stellung ihn 
zum Verbleiben in der Stadt qualifizirt, entschieden. Die Form 
dieses Verfahrens mochte sich mehr oder weniger ändern, der 
Inhalt, und darauf kommt es an, blieb derselbe. 

Sobald man einer Zunft ihre Existenz gewährt und sie 
sogar zur Hilfe herangezogen hatte, konnte man ihr die Fest-
stellung der Bestimmungen über die vorangehende Prüfung 
der Individuen bei der Aufnahme der Fremden nicht versagen. 
Diese Bestimmungen und auch jene, welche über den Verlust 
der Freiheit handelten, entsprachen vollkommen den Forderungen 
und dem Geiste der allgemein bestehenden Gesetze. War die 
Ehrbarkeit eine Bedingung der Aufnahme, so war das unge-
setzliche Handeln und jede Spitzbüberei ein Grund, den Be-
treffenden seiner Rechte verlustig zu erklären8). In das all-
gemeine Princip sich eine Sicherheit über die Person zu 
verschaffen, hat man die spezielle Rücksicht auf die w i r t -
schaftliche Stellung aufgenommen und diese in Bezug auf die 

1) Vid. in den S. 64 Anm. 2 angeführten Zunftstatuten. 
2) Memorials of London S. 277. 
3) ibid. SS. 179, 239. 



Berufstüchtigkeit besonders hervorgehoben. Wir glauben, dass 
man dies kaum als eine Erweiterung des Prinzips auffassen 
darf, und giebt es hier eine Erweiterung, so ist sie jedenfalls 
blos eine strenge Anwendung desselben Prinzips auf die mehr 
entwickelten Zustände. Betrachtete man zunächst einen Kan-
didaten zur Bürgereigenschaft im Verhältniss zu den Rechten 
und besonders zu den Pflichten eines Bürgers, so musste man 
seine Stellung als ein Ganzes auffassen, denn blos daraus 
konnte man sich über seine Leistungsfähigkeit einen Begriff 
bilden, und bierin war seine Berufstätigkeit kein untergeord-
neter Punkt, den man unbeachtet lassen konnte, im Gegentheil. 
Man muss dabei ferner berücksichtigen, dass das Gewerbe nach 
gewissen, gesetzlich vorgeschriebenen Regeln getrieben wer-
den sollte; dass ausserdem diese Regeln bestimmt waren, die 
richtige Qualität der Waare zu sichern und Betrügerei u. s. w. 
zu hindern. Ein unfähiger Handwerker konnte daher den höhe-
ren Forderungen, welche man an die Industrie stellte, nicht ge-
nügen, und er würde unbewusst oder bewusst, durch die Lage der 
Dinge gedrängt, in das Gebiet der Betrügerei und jedenfalls des 
ungesetzlichen Verfahrens übergetreten sein. Die Ausübung 
eines Gewerbes endlich, sobald es aus dem ganz engen Kreise 
der Befriedigung der eigenen Bedürfnisse heraustrat und als 
ein Theil der wirtschaftlichen Thätigkeit des Volkes betrieben 
wurde, blieb keine Angelegenheit des Privatinteresses des 
Handwerkers. Wie sich die bereits erwähnten Statuten der 
„Braelers" ausdrücken, handelte es sich bei der Prüfung des 
Fremden darum, ob er für den „allgemeinen Vortheil" zu arbei-
ten im Stande sei. Und der Gedanke, der hier ausgesprochen wird, 
ist kein zufälliges Vorkommniss, keine individuelle Ueberzeugung 
einer Zunft oder der in den Zünften überhaupt herrschenden 
Richtung, sondern er ist der Ausdruck des damals allgemeinen 
Prinzips, nach welchem die Industrie als eine öffentliche An-
gelegenheit und als eine im Interesse des Ganzen geführte 
Thätigkeit aufgefasst wurde. Es ergiebt sich daraus, dass die 
zuletzt betrachtete Bestimmung der Zunftstatuten in Betreff 
des Einflusses der Zunftorgane auf die Zulassung zum Gewerbe-
betrieb allein, oder auch auf die Aufnahme eines fremden Hand-
werkers in die Bürgerliste sich nicht blos in vollster Ueber-
einstimmung mit dem „common law" befindet, sondern dass 



jene Bestimmung auch mit der wirtschaftlichen Aufgabe der 
Zünfte in Einklang steht und eine Bedingung der Durchfüh-
rung dieser Aufgabe bildet. 

Eine zweite sehr wesentliche Einrichtung in der Organi-
sation der Zünfte ist die Lehrlingschaft, die auch mit der oben 
besprochenen Frage der Aufnahme in die Bürgerlisten und in 
die Zahl der freien Gewerbetreibenden innig zusammenhängt. 
Die Gewerbestatuten bestimmen fast durchgehends, dass der-
jenige, der die Lehrlingschaft durchgemacht hat, zur freien Aus-
übung des Gewerbes zugelassen werden darf, und zu dieser Be-
stimmung wird eine andere hinzugefügt, welche die Dauer der 
Lehrlingschaft auf sieben Jahre festsetzt. Die ältesten allgemei-
nen die Lehrlingschaft regulirenden Erlasse finden wir in der Zeit 
Eduards I. Sie sind von den Behörden der Stadt London aus-
gegangen; das Statut der „Lorimers" 45 H. III. spricht aber 
schon von Lehrlingen, und in jenen Erlassen ist die Lehrling-
schaft als ein auf Grundlage der „alten und bestimmten Ge-
wohnheiten" bestehendes Institut bezeichnet. Nach diesen Ur-
kunden ist Eintragung des Lehrvertrages und siebenjährige 
Lehrzeit zur Pflicht gemacht1). Es ergiebt sich aber aus den 
Forschungen von M er e w e t h e r und S t e p h e n s, dass die Grund-
lage der Lehrlingschaft nicht blos in den Londoner Gerecht-
samen gesucht werden muss, sondern im „common law" über-
haupt ihre Wurzeln hat, so dass jene mit diesem zusammen-
fallen. 

Sowohl die Lehrlingschaft als auch ihre Dauer während 
sieben Jahre ist eine sehr alte Regel, welche, aller Wahrschein-
lichkeit nach, in London stets rechtskräftig geblieben ist. Nach 
den sächsischen Gesetzen bildete die siebenjährige Dienstzeit 
einen Rechtsgrund für die Erlangung der Freiheit, und diese 
Zeit steht auch mit der Frist, bis zu welcher dem Herrn die 
Vindikation seiner Sklaven zustand, offenbar im Zusammenhange. 
Der entlaufene Sklave konnte nach der Feststellung der That-
sache seines freien Aufenthalts während einer bestimmten Zeit 
und an einem bestimmten Orte, z. B. in der Stadt, den 
Anspruch auf Freiheit erheben und als Bürger in die Li-
sten eingetragen werden. Der Herr konnte ihn aber durch 

1) Liber Albus S. 383. Liber Custumarum SS. 78, 93. 



„writ de nativo replegiando" während sieben Jahre noch immer 
vindiziren; nacli Ablauf derselben standen ihm aber keine Vin-
dikationsmittel mehr zu *). 

Lesen wir daher in vielen Zunftstatuten die Vorschrift 
über die Lehrlingschaft mit den hinzugefügten Worten, dass 
dies den „alten Gewohnheiten der City gemäss" geschehen 
soll2 ) , so haben wir nur den Ausdruck, wodurch die That-
sache der Anlehnung der zünftigen Bestimmungen an die be-
stehende gesetzliche allgemeine Ordnung von neuem bestä-
tigt wird. 

In dieselbe Kategorie gehört die fast in allen Statuten der 
Londoner Zünfte wiederkehrende Vorschrift, nach welcher nur 
ein Freier einen Lehrling nehmen darf. Dies ist sehr natür-
lich, wenn wir bedenken, dass für den Lehrling der Meister 
verantwortlich war; ein Fremder, welcher selbst Bürgen zu 
stellen hatte, konnte daher die Verantwortlichkeit für einen 
Anderen nicht auf sich nehmen ; und ausserdem war dies 
ein altes Gesetz der Stadt3). Diese Vorschrift steht ebenso 
im Zusammenhange mit dem ganzen System, wie eine andere, 
welche die Söhne der Meister von der Pflicht der siebenjährigen 
Lehrlingschaft befreite. Von dem Standpunkte aus, nach wel-
chem die Lehrlingsch.aft zur Erreichung der Tüchtigkeit im 
Fache nothwendig war, lässt sich diese Vorschrift nicht ver-
teidigen, aber anlehnend an das Common-law-Prinzip, dass 
die freie Geburt ein Rechtsgrund der Freiheit ist, erscheint 
sie den Gesetzen entsprechend. Die Lehrlingschaft ist überhaupt 
eine Einrichtung, welche nicht als eine ganz innere Angele-
genheit der Zünfte betrachtet werden kann. Im Gegenteil, sie 

1) M e r e w e t h e r and S t e p h e n s , History of the Boroughs SS. 22, 312, 
313, 351, 727, 765, 1127 und a. a. 0 . Bereits unter Alfred „ i t was a Pro-

vision that a person should beeome „ f ree " after seven years Service." 
2) Memorials of London S. 226 Spurriers, S. 321 Plumbers und a. a. 0 . 
3) Liber Albus S. 272. Aus der nachfolgenden kurzen Verordnung der 

Stadtbehörde von London erkennt man, dass die Hauptregeln in Bezug auf 
Lehrlingschaft gar nicht aus den Zünften hervorgegangen sind. „ E t que 
nul desormes receyve apprentiz, sil ne soit mesmes franke de la citee, et Iour 
covenant face enrouller, de quelle condicioun qe le prentiz soit. Et qe nulle 
prentiz, apres soun terme parcomply use soun misteer en la citee einz qil soit 
jure a la fraunchise, et sur ceo enroullee. Et qe nulle apprentiz soit rescieux 
a meyndre terme que VII ans, selonc lancien establiment. 



ist ein Gegenstand der Aufmerksamkeit und der Vorsorge der 
Stadtbehörden, welche die darauf bezüglichen Bestimmungen 
genau und bis ins Detail festsetzen. 

Aehnlich, d. h. im innigen Zusammenhange mit den beste-
henden allgemeinen Rechtsregeln erscheinen die übrigen zünf-
tigen Vorschriften, und demnach müssen wir B r e n t a n o , der 
die meisten als eine spezielle Folge der in den Zünften herr-
schenden Liebe und Brüderlichkeit darstellt, abermals entge-
gentreten. Das Verbot der Arbeit und des Handels an Sonu-
und Feiertagen findet sich auch in den Reichsgesetzen >) und 
ist auch durch kirchliche Satzungen vollkommen erklärlich; 
ferner ist das Verbot des Verkaufs der Stoffe durch ein Zunft-
mitgl ied 2 ) blos der Ausdruck derselben Richtung, welche um-
fassender und allgemeiner, sowohl in den städtischen Ver-
ordnungen , als auch in den Reichsgesetzen ausgedrückt ist. 
Darauf kommen wir noch später. Die Bestimmungen sodann, 
nach welchen ein Fremder die Produkte des betreffenden Ge-
werbes im Kleinen nicht verkaufen d u r f t e 3 ) , oder welche 
den Verkehr der Fremden beschränken4 ) , rühren von den 
städtischen Gerechtsamen her und konnten daher von den 
Handwerkern, die zugleich Stadtbürger waren, geltend gemacht 
werden. Diese Bestimmungen können mit den Verboten der 
Ausübung des Gewerbes durch die Fremden gruppirt werden, 
wozu man noch die Vorschrift, dass kein Bürger-Handwerker 
einen Fremden zum Gescliäftstheilnehmer nehmen d a r f 6 ) , als 
eine Konsequenz des Obigen hinzufügen kann. Die Einschär-
fung des offenen Verkaufs der erzeugten Gegenstände0) ist 
eine einfache polizeiliche Maassregel mit dem Zweck der Ver-
hinderung der Geschäfte im Dunkeln, in geheimen Winkeln 

1) Memorials of London S. 217 Girdlers, S. 277 Braelers, S. 306 Alien 
Weavers, S. 354 Haberdashers. 13 Ed. I (Stat. Wynton) verbietet die Haltung 
der Märkte aaf den Kirchhöfen „ for the Honour of the Clhurch." 28 Ed. III 
c. 14 verbietet die Ausstellung der Wol le an Sonn- und Feiertagen. Liber 
Custumarum S. 427. 

2) ibid. S. 80 Joiners and Sadlers. Memorials of London. S. 321 Plum-

bers S. 432 Cooks. 
3) ibid. S. 239 Hatters. 
4) ibid. S. 246, Glovers, S. 568 Cutlers etc. 
5) ibid. S. 247 Shearmen. 
6) ibid. s . 360 Pouchmakers, S. 438 Cutlers, S. 546 Leathersellers. 



und des daraus entstehenden Betrugs; das Verbot der Arbeit 
in der Nacht ist ebenfalls polizeilicher Natur, indem es in manchen 
Fallen Störungen und Gefahren von dem Publikum abzuwen-
den bestimmt war. Indem man bei diesem Verbot ferner 
die Sicherung der guten Arbeit im Auge hatte, wurde dasselbe 
anderen die gute Qualität der Erzeugnisse anstrebenden Maass-
regeln angereiht1). Alle diese Bestimmungen sind keines-
wegs blos in den Zunftstatuten zu finden, und dasselbe lässt 
sich von manchen anderen scheinbar lediglich inneren Verhält-
nissen der Mitglieder eines Gewerbes sagen. So sehr z. B. das 
Verbot, einen beim anderen angestellten Arbeiter abzureden 
zu der inneren Ordnung der Verhältnisse der Gewerbetreiben-
den beitragen und für sie speziell wünschenswerth sein konnte-
und so sehr daher die Initiative der Zunft selbst natürlich 
erscheint, so finden wir dennoch derartige Verordnungen auch 
von den Stadtbehörden ausgehen und ebenfalls in den Reichs-
gesetzen festgestellt. In beiden sehen wir ähnlich wie in den 
Zunftstatuten die strenge Zucht der Arbeiter, besonders die 
Einschärfung der Einhaltung der Dienstverträge hervorge-
hoben*). fe 

Die Mehrzahl dieser Bestimmungen ist von B r e n t a n o 
als spezifisches Werk der Zünfte dargestellt und zwar wieder 
als ein Resultat der Liebe und der Brüderlichkeit, welche in 
ihnen athmete. Insbesondere sollte es sich darum handeln, 
der „ruinirenden Concurrenz unter den Gildebrüdern als dem 
Geiste der Brüderschaft zuwider" vorzubeugen3). Er giebt zwar 
zu, dass das Verbot in der Nacht zu arbeiten aus Rücksicht 
auf die Qualität der Waare geschehen konnte. „Doch, fügt 

1) Memorials of London. S. 217 Cutlers. Verbot der Arbeit in der Nacht 
weil „their journeymen and their apprentices have vasted and purloined the 
property of their masters." S. 226 Spurriers weil „many persons of the said 
trade ; who compass how to practise deception in the work, desire to work by 
night rather than by day". Ferner wegen „annoyance of the sick and of all 
their neighbourhood« , und schliesslich weil „they blow up their lires so vigo-
rously, that their forges begin all at once to blaze; to the great peril of them-
selves and of all the neighbourhood around." S. 239 Hatters wegen Betrugs 
Aehnlich S. 245 Glovers. S. 348 Bowyers and Fletchers wegen mangelhafter 
Arbeit. S. 538 Blacksmiths wegen Störung und Lärm. 

2) In den Arbeitergesetzen. Liber Albus S. 357. 
3) Arbeitergilden B. I. S. 51 ff. 



er hinzu, lag zweifellos dieser Bestimmung noch viel mehr 
die Rücksicht auf das Wohlbefinden der Gildebrüder zu Grunde, 
der Wunsch, ihnen auch Zeit zur Erfüllung ihrer häuslichen 
und politischen Pflichten zu gewähren, und zu verhüten, dass 
durch den übereifrigen Erwerbstrieb Eines oder Weniger die 
Gesammtheit durch die Concurrenz zu Ueberanstrengungen 
gezwungen und jede Freude des Lebens getödtet werde. Der 
gleichen Rücksicht entsprangen mitunter auch längere Ferien, 
wie z. B. das Verbot der Londoner Weber zwischen Weihnach-
ten und Lichtmess zu arbeiten." 

Dieses Hervorheben der Konkurrenz versetzt uns fast in 
das moderne Wirthschaftsleben, was bei B r e n t a n o um so 
begreiflicher erscheint, als sich bei ihm die Geschichte des 
13. und 14. Jahrh. in einer höchst auffallenden Weise bis in 
die Details in unserer Zeit wiederholt. Abgesehen von dieser 
merkwürdigen Erscheinung darf man aber fragen, ob es denn 
wirklich so „zweifellos" feststeht, dass jene Maassregeln 
„mehr" zur Abwendung der Konkurrenz getroffen waren? Bios 
ein Mal, beiläufig gesagt in einer Quelle, welche offenbar 
B r e n t a n o unbekannt war, finden wir das Verbot der Arbeit 
in der Nacht mit der Rücksicht auf die Armen und ihre grosse 
Anzahl motivirt1), dabei muss man aber bemerken, dass 
die Vorschrift zu einer Reihe anderer gehörte, welche von 
der Stadtbehörde von London und nicht von der Zunft für die 
Hutmacher zur Befolgung aufgestellt waren. Die freie Kon-
kurrenz ward damals besonders in den Fällen, in welchen 
sie schädlich erschien, wirklich durch Gesetze verhindert, 
aber das Auftreten dagegen sollte man nicht der Initiative 
der Zünfte zuschreiben. Und in den Quellen, welche B r e n -
tano zur Verfügung standen, werden als Motive des Verbots 
der Nachtarbeit einzig und allein die Rücksicht auf die Qua-
lität der Erzeugnisse, die Gefahren und die Störung der Ruhe 
Anderer und die Beseitigung des Betrugs angeführt. Wir 
wollen nicht hyperkritisch sein, wir nehmen daher die Ver-

1) Liber Custumarum , Articuli Capellariorum S. 101 §. 4 „ I t em, quod 
nullus eorum operetur de noete sed de d i e : et pro utilitate et commoditate 
pauperum illius officii, cum multi sunt, concessum est." Vid. Introd. S. L X X I 
und über die gesetzwidrige Führung des Gewerbes durch diese Hutmacher 
SS. 102, 428 ff. 



hältnisse und die Menschen, wie sie dargestellt sind; desto 
mehr als in diesem Falle nach den oben angeführten Stellen 
kein Grund für einen Zweifel vorliegt. Was noch jene Ferien 
der Weber anbelangt, so muss man gestehen, dass sie dies 
im eigenen Interesse bestimmt hatten; allein aus der Ueber-
sicht der Verhandlung vor den reisenden Richtern zur Zeit 
Eduards II. ergiebt sich, dass jene Bestimmung keineswegs 
dem Geiste der Liebe und der Absicht eine schädliche Kon-
kurrenz abzuwenden entsprungen, sondern dass sie aus der 
Tendenz der Ausbeutung des Publikums für sich und der 
Erhöhung der Preise für eigenen Vortheil hervorgegangen sind. 
Dieses Verfahren führte aber, wie wir aus der Verhandlung 
ersehen, nicht zur Hebung, sondern vielmehr zum Verfall 
des Gewerbes Derartige Ausschreitungen wurden aber in 
jener Zeit durch die Staatsgewalt streng geahndet. 

Aus dieser Uebersicht der Hauptbestimmungen der Zunft-
statuten erkennen wir die Grundlage der Verfassung der Zünfte. 
Sie entsprang nicht, wie B r e n t a n o durchaus haben will, „aus 

1) Liber Custumarum, SS. 416 ff. ,,Et Galfridus le Scrop , qui sequitur 
pro Domino Rege, dicit, quod cum praedicti telarii clamant quod nullus eorum 
debet operari inter festum Natalis Domini et festum Purificationis Beatae Mariae, 
nec etiam de nöcte per candelam, nee etiam quod faciant pannum de Candel-
wikstrete minus quam in quatuor diebus ; quod iidem telarii jam de novo, sub 
colore Gildae . . ., bujusmodi ordinationes inter eos fecerunt, quod nullus eorum 
debet operari in forma praedicta. Quae quidem ordinationes sunt ad singulare 
profieuum eorundem telariorum et commune dispendium populi ; pro eo , quod 
si infra tempus praedictum et etiam de nocte per candelam operarentur, et 
etiam si unus pannus de Candelwikstrete in duobus vel tribus diebus fieret, 
prout aliquando fieri posset, iidem telarii multo plures pannos facerent quam 
faciunt, et quanto major esset numerus pannorum , tanto minor esset karistia 
eorundem. Et quoad h o c , quod praedicti telarii clamant quod nullus extra-
neus reeipiatur inter eos manuoperarius etc. , dicit, quod neminem extraneum 
neque privatum in eorum Gildam reeipere curant, nisi graviter redimatur, mali-
tiose maebinantes, quod quanto minor est numerus operariorum de eorum mini-
sterio , tanto plures denarios aeeepturi sint pro opere suo , quod est ad maxi-
mum damnum domini Regis et populi sui , pro eo , quod quanto plures boni 
operarii de eorum ministerio forent tanto plures panni fierent, tanto minus esset 
karistia eorundem. Et. dicit, quod dudum fuerunt in eorum Gilda circiter 
trecenta ustilimenta et amplius, praedicti telarii jam de novo ministerium illud 
restrinxerunt, pro singulari proficuo suo , ad gravum damnum totius populi, 
quod vix quater viginti bujusmodi ustilimenta nunc inter ipsos textores rema-
neant ad operandum." Vid. SS. 121 ff. „Ordinationes Telariorum" (28 Ed. J). 



den Bedürfnissen, welche die Friedgilden hervorgerufen haben 
und aus den Aufgaben, welche diese zu erfüllen hatten"1), son-
dern sie stützte sich auf die bestehenden allgemeinen Gesetze. 
In den Fällen daher, in welchen eine zünftige Organisation 
den Handwerkern gestattet wurde, geschah dies stets mit der 
Klausel, dass die von ihnen getroffenen Maassregeln und die 
bestimmten Vorschriften dem Gesetze entsprechen mussten. 
Damit wird natürlich der korporative Sinn der Zünfte nicht 
geläugnet; es kann aber nicht zugestanden werden, dass die 
grundlegenden Vorschriften der Zunftstatuten einer in den Zünf-
ten ausgebildeten Liebe und Brüderlichkeit zu verdanken seien. 
Sie handelten und organisirten sich nach den allgemeinen in 
der Gesellschaft und ihrer wirthschaftlichen Verfassung herr-
schenden Grundsätzen, und dies war ihr einziger Existenztitel. 
Die Rechte und Pflichten, welche den Zunftmitgliedern zu-
kamen, waren einfach Rechte und Pflichten, welche ihnen 
als Stadt- oder Staatsbürgern gehörten, resp. welche sie zu 
tragen genöthigt waren. Wir sehen daraus zugleich, dass 
auch hier von keinem Kampfe, von keiner Bedrückung der 
Handwerker durch das Kapital und durch eine Aristokratie 
die Rede war; im Gegentheil wurden die beanspruchten 
Rechte ihnen ohne weiteres gewährt, ja in manchen Fällen, 
in welchen die Handwerker eines Gewerbszweiges keine Or-
ganisation hatten, wurden sie aufgefordert die betreffenden 
Regeln und Vorschriften auszuarbeiten und zur Bestätigung 
vorzulegen. 

Es liegt sowohl in der ganzen Brentano 'sehen Auffas-
sung als auch in seiner (wir bedauern diesen etwas stärkeren 
Ausdruck gebrauchen zu müssen) romanhaften Entstehungs-
geschichte der Zünfte die Ansicht vor, dass die Aufgabe der 
Industriepflege zu der Hauptaufgabe d. h. zu der Gewährung 
des Schutzes an die armen Handwerker erst später hinzuge-
fügt worden sei2). 

1) In Toulmin Smith. English. Gilds. Intr. S. C X X I V . 
2) Arbeitergilden B. I S. 4 7 : „ E r (der Beistand) erstreckte sich vielmehr 

vornehmlich auf Sicherung des unabhängigen, unverkümmerten , regelmässigen 
Erwerbs des täglichen Brodes mittelst des Handwerks. Als sie dann, ähnlich 
jenen früheren Gilden zum Schutze des Rechts , zur gesetzlichen Anerkennung 
gelangten und als besondere Genossenschaften zur Regelung ihres Gewerbes 



Streicht man von dieser Auffassung das Romanhafte weg, 
so bleibt die wirtschaftliche Aufgabe der Gewerberegulirung 
übrig, und in der That, diese Aufgabe ist keine hinzugefügte, 
sondern die erste; sie bildet ausserdem den Existenztitel der 
Handwerksgilden im Staatsorganismus. Betrachten wir die 
herausgegebenen Statuten der Londoner Zünfte, so sehen wir 
die Bestimmungen, welche sich auf den Betrieb, die Art und 
Weise der Verfertigung der Waaren beziehen, hervortreten. 
Bestimmungen über Unterstützung der Mitglieder, Pietät-
pflichten und dergl. kommen hingegen sehr selten vor x). Lässt 
man daher die wirtschaftlichen Maassregeln der Industrie-
pflege aus diesen Statuten weg, so sieht man nicht den Exi-
stenzgrund der Zünfte, und ihre Stellung in der Gesellschaft 
wird unklar, ja es wird oft kaum möglich, überhaupt noch 
einen Körper zu sehen. Nimmt man dagegen die Vorschriften 
über die Qualität der Erzeugnisse und dergl. auf und setzt 
man sie dazu ins Licht der städtischen Verordnungen und 
der allgemeinen Gesetze, so werden sie in diesem Zusammen-
hange klar und deutlich. Wir sehen daraus, dass die In-
dustriepflege die Hauptaufgabe der Zünfte bildete, vorausge-
setzt, dass man sich bei der Untersuchung durch positive An-
gaben leiten lässt. 

Die Zünfte bestimmen vieles über die Art und Weise der 
Produktion und gehen in dieser Hinsicht bis auf Kleinigkei-
ten bei der Verfertigung der Waaren ein. In dieser Rich-
tung thun sie aber nichts anderes, als das, was durch die 
allgemeine Gesetzgebung getan wird. Ueberblicken wir die 
verschiedenen Urkunden der Stadt London, so sehen wir die 
Gewerbe der Lebensmittelversorgung öfters durch den Mayor 
etc. regulirt, und es werden verschiedene Vorschriften erlas-

in den Staatsorganismus sich eingliederten, trat zu jenem Grundelement ihres 
Wesens, der Gleichheit und Brüderlichkeit, noch als zweites hinzu: ihre Eigen-
schaft als polizeiliche Behörde." — Vid. auch S. 41. 

1) Memorials of London. Passim. Unterstützungseinrichtungen und dergl. 
mussten wahrscheinlich wenn nicht in allen, so doch in den meisten Zünften 
existiren. Nach der Konstituirung der Zunft kamen sie als Ausdruck des kor-
porativen Sinnes der Mitglieder hinzu; die seltene Erwähnung derselben in den 
zur Genehmigung vorgelegten Statuten weist aber jedenfalls d a r a u f h i n , dass 
man sie keineswegs als Hauptsache betrachtete. 



sen, welche überhaupt den Zweck haben, die gute Qualität 
der Waare zu erhalten und die Konsumenten vor Betrug und 
dergl. zu schützen. Die Stadtbehörden bekümmern sich hier 
nicht um die Zünfte und ergreifen ihre Maassregeln ohne Rück-
sicht auf das Dasein derselben. Man darf nicht behaupten, 
dass das Gewerbe der Lebensmittelbeschaffung einen so spe-
ziellen Zweig bildete, dass es die Aufmerksamkeit der Stadt-

^ behörden gänzlich in Anspruch nahm, während die anderen 
Gewerbe der Aufsicht und dem Eingreifen derselben viel mehr 
entrückt gewesen wären und nicht mehr in das Gebiet ihrer 
Thätigkeit gehört hätten. 

Der Charakter der Vorschriften, welche das Gewerbe 
überhaupt regeln, ist überall der gleiche; ausserdem beschränk-
ten sich die regelnden Verordnungen des Mayors keineswegs 
blos auf Lebensmittelgewerbe, sondern sie erstreckten sich auch 
auf andere Arten, sobald das Bedürfniss der Regelung vor-
handen war. Das Bedürfniss offenbart sich aber, falls wegen 
der Klagen des Publikums oder in Folge eigener Einsicht der 
Stadtbehörden schlechte Qualität der Waare, Betrug oder 
faules Spiel im Handeln zum Vorschein kommen. Je nach 
der Art des Uebels und je nach den Ursachen desselben wer-
den die Regeln und Erlasse umfassender oder wenig umfang-
reich, beziehen sich auf einen oder mehrere Punkte. Sie wer-
den aber sämmtlich kraft der Machtvollkommenheit des Ma-
yors erlassen, sie gehen von seiner Initiative aus und ihre 
Einhaltung wird sämmtlichen Gewerbetreibenden unter Andro-
hung einer bestimmten Strafe streng vorgeschrieben. Um die 
Durchführung der getroffenen Maassregeln und ihre ständige 
Einhaltung zu sichern, werden öfters als Aufseher einige von 
dem betreffenden Gewerbszweige durch den Mayor angestellt. 
Dies zeigt sich in dem Verfahren, welches der Konstituirung 
der Zünfte voranging. 

Der Process, der beim Erlass einer das Gewerbe reguli-
renden Verordnung beobachtet wurde, war ein verschiedener. 
Entweder der Mayor etc. erlässt sie ohne weiteres1), oder 
wenn er von der Unordnung im Gewerbe Kenntniss erhalten 

1) Memorials of London S. 309 : „Regulation for checking the malpracti-
ces of the Dyers" fängt es an , „ W e do command, on behalf of our Lord the 
King that no dyer or weaver shall be so daring etc." SS. 234—235 . 



hat, lässt er die Gewerbsleute vor sich zitireu, um über die 
nöthigen Mittel zur Beseitigung des Uebels zu beratschlagen, 
oder aber er beauftragt die Handwerker, Regeln auszuar-
beiten und ihm zu unterbreiten1). Es kommen auch Fälle 
vor, in welchen von einer Anzahl Handwerker eine Petition 
einläuft, in welcher bestimmte Wünsche ausgesprochen sind. 
Diese Wünsche werden vor ihrer Gewährung mitunter sogar 
einer strengen Prüfung durch die Stadtbehörden unterwor-
fen 2 ) , sei es, weil ihr Nutzen nicht sofort einleuchtet, sei 
es, weil die Interessen Anderer in Betracht gezogen werden 
müssen. Am häufigsten bringen die Handwerker eines be-
stimmten Gewerbes ein fertig ausgearbeitetes Statut mit der 
Bitte um Bestätigung, worauf die Stadtbehörden nach Aner-
kennung seiner Nützlichkeit (as befitting the common advan-
tage und dgl.) dieselbe ertheilen. 

Wir sehen also, dass die Stadtbehörden das Recht haben 
und die Macht besitzen, das Gewerbe zu reguliren und dass 
ihnen dies auf Grund des allgemeinen Gesetzes und der all-
gemeinen gesellschaftlichen Einrichtung zu Theil wurde. Sie 
übten auch beides aus, sie regulirten das Gewerbe, sie schrie-
ben die Art der Produktion, das Gewicht der Waaren und 
drgl., die Preise derselben und die Löhne vor, sie verboten jede 
unbefugte und betrügerische Produktion, und sie konnten dies 
entweder direkt oder durch Vermittelung der Zünfte thun. 
Aber alles dies war nicht nur ihr Recht, sondern auch ihre 
Pflicht; es liegt daher in dem die Industrie regulirenden Theil 
der Zunftstatuten keine selbständige Initiative, kein Gedanke, 
den sie auf dem Gebiete der Industriepflege ausgebildet haben. 
Die Zünfte entnehmen diesen Theil den herrschenden Grund-
sätzen und nur unter dieser Bedingung werden die Regeln 
ihrer Statuten genehmigt. Ihr Verdienst besteht darin, dass 
die betheiligten Handwerker, den einreissenden und die Ord-
nung zerstörenden Uebeln näher gestellt, die Aufmerksamkeit 
darauf lenken und nach Bestätigung der fertig vorgelegten stets 
in den gegebenen Grenzen sich bewegenden Regeln denselben 

1) Memorials of London S. 280 Masons. S. 341. Taverners. S. 405 Cbeese-
mongers. 

2) Ibid. S. 348 Bowyers and Fleteliers. S. 365 Lcathersellers and Poueli-
makers. Besonders aber S. 400 Fallers und S. 402 Ilurers. 



früh entgegenarbeiten konnten. Und sie haben auch wirk-
lich einen Theil der Aufgabe unternommen, aber stets in vollster 
Uebereinstimmung mit den geltenden Gesetzen. Allerdings 
hätten die Stadtbehörden schliesslich auch ohne Zutun der 
Zünfte eingegriffen, aber die Vereinigung der Handwerker ge-
währte öfters eine grössere Sicherheit für die ständige Erhal-
tung der Ordnung, für die Vollkommenheit der Produktion 

i und auch für die Wahrung der wirtschaftlichen Interessen 
und der Ehre des Gewerbes. Die Zünfte leisteten hier eine 
wesentliche Hilfe, und in der Wahl der Aufseher, welche 
indess ohne die Zunft ernannt werden konnten, lieferten sie ein 
ständiges Organ der Aufsicht und wirksamer Kontrolle. 

Mit der Entwickelung der Industrie und bei der damals 
feststehenden Notwendigkeit der Aufsicht über Gewerbebe-
trieb und Gewerbsleute musste sogar die Bestellung der ent-
sprechenden Organe mit Zuziehung der aus allen Zweigen kom-
petenten Leute und selbst die Ueberlassung eines gewissen 
Grads von Selfgovernment an das Gewerbe als sehr zwek-
mässig erscheinen. Obwohl aber die Zünfte eine zu die-
sem Zwecke geeignete Einrichtung waren, so konnte er auch 
ohne sie erreicht werden, und wirklich giebt es dafür Be-
lege, dass Bestimmungen getroffen wurden, in welchen den 
zünftigen Aufsehern gleiche Organe bestellt waren, ohne dass 
man daraus schliessen müsste, der Zweck der Maassregel sei 
Zünfte zu schaffen, oder dass man gerade in diesen Fällen 
die Zünfte im Auge hatte. In dieser Weise erlässt Eduard III. 
in seinem ersten Regierungsjahre eine Verordnung, wodurch 
in London eine grössere oder geringere Zahl Leute je nach 
dem Bedürfniss in jedem Gewerbe gewählt und beeidet wer-
den sollte, damit „Spitzbüberei, schlechte Arbeit und Betrug" 
beseitigt werde1). Zu einem ähnlichen Zweck werden unter 
Heinrich VI. Aufseher für die Weberei in Norwich und Nor-
folk bestellt2). In diesen Erlassen wird aber mit keiner Silbe 
der Zünfte erwähnt oder die Absicht, solche ins Leben zu ru-
fen, ausgesprochen. Gab es einmal Zünfte, so erschien es 
ganz natürlich, dass man ihnen dies oder jenes zur Pflicht 

1) Liber Albus S. 4 9 4 : „ q e nulle fauxcyine, ne faux overaigne, ne des-
ceit, soient trovez en nulle manere dez ditz mestiers". 

2) 20 IL VI. c. 10. 



machte. Auf diese Weise werden z. B. unter Heinrich VIII. die 
Aufseher der Talglichtzieher mit der Untersuchung des Oels 
beauftragt l). Hatte man ferner in den Zünften geeignete Or-
gane und eine wirksame Hülfe bei der Regelung und Pflege 
der Industrie gefunden, so musste man folgerichtig manches, 
was in der Natur der Sache lag, gestatten. Man hat ihnen 
z. B. eine Kontrole auch über die eingeführten Waaren und 
über das Gewerbe ohne Unterschied, ob es durch einen Stadt-
bürger oder durch einen Fremden betrieben ward, gewährt2) 
und ihnen damit zugleich ein weiteres Feld der Thätigkeit ge-
öffnet. Es ist klar, dass ohne diese Genehmigung die volks-
wirtschaftliche Aufgabe der Zünfte nicht erfüllt werden 
konnte, und dass ihre Anstrengungen stets erfolglos und unbe-
achtet geblieben wären. 

Die Macht jedoch, die den Zünften zu Theil wurde, war 
nur eine von oben delegirte, und diese Delegation war ihre 
einzige Rechtsgrundlage. B r e n t a n o giebt zu, dass die 
Genehmigung der Zünfte seitens der Obrigkeit eine notwen-
dige Bedingung bildete. Er sagt aber zugleich, dass sich dies 
auf ihre Stellung als einer „polizeilichen Behörde" bezieht, 
dass aber die Zünfte ursprünglich keiner Genehmigung zu 
ihrer Existenz bedurften, und er pflegt von Zeit zu Zeit die 
„Unabhängigkeit der Zünfte gegenüber den Stadtbehörden" 
hervorzuheben 3 ) ; so aber entsteht ein falsches Bild der Stel-
lung der Zünfte. Sowohl diese Unabhängigkeit, als auch je-
nes Dasein der Zünfte ohne Genehmigung gehören wiederum 
zu seiner Hypothese der selbständigen und im Kampfe erfolgen-
den Ausbildung dieser Anstalten. Thatsache ist, dass die Zünfte 
in England der Genehmigung der Obrigkeit durchaus bedurf-
ten, und wir glauben, dass es B r e n t a n o unmöglich wäre, 
ein Beispiel einer gesetzlich ohne Genehmigung bestehenden 
Zunft anzuführen und die Selbständigkeit derselben zu beweisen. 

1) 3 II. VIII. c. 14 Zu derselben Frage unter anderen Liber Custuma-
rum S. 85, 94. Liber Albus S. 467. Memorials of London S. 219. Eotuli 
Parliamentorum B. II S. 439. Ueberall sind kompetente Leute als Aufseher 
für spezielle Fälle ernannt, man sieht aber nicht, dass dies in einem n o t w e n -
digen Zusammenhange mit den Zünften stehe. 

2) Memorials of London SS. 78, 237, 330, 515, 538, 546 und a. a. O. 
3) Arbeitergilden B. I S. 41. 
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Die englischen Zünfte gehörten, sowohl was die oben be-
sprochenen Punkte betrifft, als auch die, welche wir noch bei 
Gelegenheit berühren werden, einem umfassenderen System an, 
und wo sie von dem Prinzipe desselben abwichen, handelten sie 
ungesetzlich und wurden durch die Obrigkeit zur Ordnung ge-
rufen. Dass sie sich fügen mussten, dafür sorgte die starke 
Staatsgewalt. Die Zünfte konnten auch ausser in bestimmten 
engeren Grenzen ihren Einfluss nicht geltend machen. Ob 
sämmtliche Handwerkszweige in allen Städten in Zünfte ver-
bunden waren, ist eine Frage, die sich mit absoluter Bestimmt-
heit nicht bejahen lässt, obwohl dies für viele Gewerbe wahr-
scheinlich ist. Auf dem Lande dagegen existirten sie entweder 
nicht oder wenigstens nur ausnahmsweise, jedenfalls giebt es 
Beweise dafür, dass sogar später auf dem Lande vielfach Hand-
werker eines so wichtigen Zweiges wie der Wollenindustrie leb-
ten, ohne zünftig organisirt zu sein1). Aber sogar an Ort und 
Stelle war der Einfluss der Zünfte ein geringer. B r e n t a n o 
spricht zwar von „der unabhängigen Gerichtsbarkeit" der Zünfte 
über ihr Gewerbe und sagt sogar, dass „kein Gildenmitglied 
vor einem anderen Richter als vor ihnen (Vorstehern der Zunft) 
in Gewerbeangelegenheiten belangt werden konnte"2). Es ist 
wirklich schwer zu begreifen, wie B r e n t a n o zu diesem Schlüsse 
gekommen ist, denn in den „Memorials of London", welche er 
fast als die einzige urkundliche Quelle für England benutzt 
hat, finden sich einige Fälle der Untersuchung tmd Verurtei-
lung der ungesetzlich verfertigten Waaren durch Stadtbehörden 
ohne Zuthun der Zünfte3). Ausserdem wird in den in jener 
Quelle vorhandenen Zunftstatuten die Gerichtsbarkeit des 
Mayors etc. fast ausschliesslich hervorgehoben, und wenn zu-
weilen die Zunftorgane dabei betheiligt waren, so war dies 

1) Vid. z. B. 2—3 P. et M. c. 11, 4 — 5 P. et M. c. 3, 1 El. c. 14. Aus 
der früheren Zeit spricht unter anderen das Gesetz 3 Ed. IV . c. 4 von den 
Gewerben an Orten „where no such Masters nor Wardens of any such Graft 
or Mystery b e . " 

2) Arbeitergilden B. I, S. 48, ferner S. 45. „Bl ieb nun auch die 
politische Macht nicht überall in den Händen der Handwerker, so blieb ihnen 
doch überall die unabhängige Verwaltung und Gerichtsbarkeit in allen gewerb-
lichen Angelegenheiten." 

3) Memorials of London SS. 212, 220 und a. a. 0 . 
y. Ochenkowski , Englands wirthschaltl. Entwickelung. n 



nur in einem höchst, geringen Grade der Fall*). Dieselben fun-
girten in erster Linie als Ankläger. Das Verfahren war im All-
gemeinen, dass die Zunftorgane, sobald sie einen schlecht aus-
geführten Gegenstand fanden, ihn vor den Mayor etc. brachten; 
alsdann fällte er das Urtheil selbst und ohne weiteres (man kann 
dies aus manchen derartigen Prozessen schliessen). Wahrschein-
lich aber ernannte er in den meisten, wenn auch nicht in allen 
Fällen, eine Jury, in welcher sich mitunter auch die Zunft-
aufseher befanden, zum Zweck der Feststellung der Tliatsache. 
Nach der Fällung des Urtheils kam der in Beschlag genom-
mene Gegenstand und die Geldstrafe der Stadtkasse und nur 
in sehr wenigen Fällen die Hälfte oder ein kleiner Theil davon 
dem Gewerbezweige zu Gute. 

In den Reichstatuten finden wir ferner diese Gerichts-
barkeit den Stadtbehörden, den Friedensrichtern, den Ortsvor-
stehern, auch den bestimmten Gerichten, aber nicht den Zünf-
ten anvertraut2). Und wir heben hier den Umstand, welchen 

1) Folgende Statuten sprechen blos von der Gerichtsbarkeit der Stadtbe-
hörde. S. 146 Armourers; S. 154 Pellipers ; S. 155 Girdlers ; S. 239 Hatters ; 
S. 242 Pewterers; S. 245 Glovers; S. 258 Furbishers; S. 278 Braelers; S. 282 
Masons; S. 293 Farriers ; S. 301 Waxchandlers; S. 355 Haberdashers; S. 359 
Waxchandlers ; S. 362 Blacksmiths; S. 364 Leathersellers and Pouclimakers; 
S. 392 Cordwainers ; S. 406 Cheesemongers; S. 436 Cooks and Piebakers; 
S. 440 Cutlers; S. 514 Founders ; S. 539 Biacksmiths; S. 549 Hurers; S. 556 
Fletchers; S. 564 Forcemakers; S. 568 Cutlers and Sheathers; S. 570 Black-
smiths. Einige Zunftstatuten sprechen von der Gerichtsbarkeit gar nichts. 
Manche z. B. 218 Cutlers, S. 247 Shearmen, S. 307 Alien Weavers zeigen 
eine beschränkte Gerichtsbarkeit der Zünfte. Sie hing davon a b , ob die Par-
tei die „ W a r d e n s " als Richter annehmen wollte oder nicht. Im letzteren Falle 
ging die Sache an den Mayor etc. S. 233 Whittawyers. Die letzten Worte der 
nachfolgenden Stelle können vielleicht im Sinne der Zunftgerichtsbarkeit inter-
pretirt werden: „ A n d if any one of the said trade shall do to the contrary 
of any point of the Ordinance aforesaid, and be convicted thereof by good 
men of the said trade" folgt die Strafe. S. 307 Alien Weavers. Beim Dieb-
stahl sind Diebe das erste Mal vor die „Masters" der Zunft gestellt und 
durch dieselben bestraft, das zweite Mal aber vor die Stadtbehörde. S. 331 
Tawyers (serving-men). „Also , if any of them shall do his work otherwise than 
well and befittingly, he shall be adjudged upon, and the default redressed, 
by award and discretion of the rulers of the trade of Pelterers." 

2) In folgenden Reichsgesetzen, welche die Gewerbeangelegenheiten behan-
deln, sind für Rechtsprechung und Bestrafung in derselben andere Organe als 
die Züufte bestellt. 14 Ed. III. s. 1 c. 12 „ two good and sufßcient Persons 



wir bereits berührt haben, hervor, dass in vielen die Industrie 
regulirenden Verordnungen, und zwar gerade in wichtigen, um-
fangreichen oder wegen der Zeit des Erlasses bedeutenden, die 
Zünfte nicht mit einem Worte erwähnt sind. Die in jenen Ver-
ordnungen getroffenen Bestimmungen beziehen sich nicht blos 
auf das Fabrikationsverfahren, sie berühren auch andere we-
sentliche Punkte; aber besonders die ersteren, welche entweder 
bereits in den Zunftstatuten speziell vorgesehen waren, oder 
solche, welche mit den allgemeinen Bestimmungen derselben 
zusammenfallen, werden durch die Stadtbehörden oder in den 

in every County and more" in Maass- und Gewichtssachen. Dabei sind die 
Rechte und Pflichten des „Clerk of the Market" und der „Lords of Franchises" 
beibehalten. 25 Ed. III. s. 3 e. 1 offenbar „Mayor and Bailiffs of the Place, 
or the Keepers of the Fair or Market, in den Sachen des Tuchmaasses. '25 
Ed. III. s. 5 c. 10 zum ähnlichen Zweck „at all Times that shall be needful, 
our Lord the King shall assign certain Jtistices in every County. 34 Ed. III. 
cc. 5, 6 „Justices of the Peace." 37 Ed. III cc. 5, 6 „Comissions shall be 
made to certain People" und „Justices" in den Sachen der Ausübung blos eines 
Gewerbezweiges. 7 R. II. c. 9 offenbar „Sherif fs" oder „Lords of the Fairs 
and Markets . . . or their Stewards and Bailiffs" beim Betrug im Tuchverkauf. 
Aehnlich 13 R. II. c. 11 „Justices of the Peace." Schlechte Qualität der Pfei-
lenspitzen. 7 H. VII. c. 7 „Justices of the Peaee in every County . . ., and 
also the Mayors and Sheriffs and Bailiffs of Cities and Borougs." Goldsehmiede-
arbeiten 2 H VI. c. IG „Justices of Peace, Mayors and Bailiffs, and all other 
having power as Justices of Peace. Maass, Gewicht und Verbot des Ankaufs 
des Garns, wenn nicht zum Zweck der Bearbeitung 8 H. VI. c. 5 „Justices of 
Peace, Mayor, Bailiffs, und Stewards of Franchises." Tuchfabrikation in Nor-
folk und Norwich 20 H. VI. c. 10 „Justices of the Peace and Mayor." Das-
selbe 23 H. VI. c. 3 „Mayor and Steward of the Dutchy of Lancaster." Maass, 
Verfertigung des Tuches , Löhne der Handwerker „Justices of the Peace" und 
andere Stadt- und Ortevorstände. Maass und Verfertigung des Tuches 8 Ed. IV. 
c. 1 „any of the Kings Courts." Fabrikation der Dachziegel 17 Ed. IV. c. 4 
offenbar die gewöhnlichen Gerichte. Ueber Tuchfabrikation sehr umfassend 

1 R. III. c. 8 „Maire Bailief or other Governour." Das Gewerbe der Gerber 
1 H. VII. c. 5 „before eny Justice of Peax or before Maire Baillif Shiref or 
other chief Governour of eny Cite Burgh or any Towne of the V Portes." 
Gegen schlechte Tücher 11 II. VII. c. 27 „Kingis Courtes of Reeorde." 

Die vorstehenden Gesetze beziehen sich hauptsächlich auf die Art und Weise 
der Verfertigung der Waaren , sie berühren aber auch andere Punkte. In vie-
len anderen Gesetzen, welche ebenfalls die Gewerbeangelegenheiten behandeln, 
wiederholt sich dasselbe, was wir in den hier angeführten gesehen haben, d. h. 
dass die gewöhnlichen Gerichtsorgane auch in Gewerbesachen Recht sprechen. 
Im St. 7 Ed. IV. c. 1 fungiren die Handwerker offenbar als Geschworene, was 
aller Wahrscheinlichkeit nach in Gewerbcangelegenheiten sehr oft geschah. 
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Reichsgesetzen ohne Rücksicht auf die Existenz der Zünfte 
veröffentlicht und dabei zugleich spezielle, von den zünftigen ab-
gesonderte Organe ernannt. Es reicht schon eine oberflächliche 
Durchsicht der Reichsgesetze hin, um sich zu überzeugen, in wie 
geringem Grade die Handwerkerverbände bei der Untersuchung 
der Waaren in Anspruch genommen wurden. In der Regel sind 
es die Stadt- und Ortsvorstände, ferner die Aufseher und In-
spektoren, welchen diese Pflicht als Yerwaltungsbeamten öfters 
mit finanziellen Attributen auferlegt wurde. Erst im 15. Jahrh. 
werden die Handwerker mehr zur Aufsicht und dgl. mitbe-
rufen; sie werden aber dazu meistens durch die gewöhnlichen 
Behörden ernannt und treten daher nicht als Repräsentanten 
eines besonderen Körpers auf1). 

Im allgemeinen lassen sich die englischen Zünfte in dieser 
Epoche in der ökonomischen Verfassung Englands blos als eine 
Hilfe auffassen, und von diesem Standpunkt aus erscheint die 
Behauptung B r e n t a n o ' s 2) von den Zünften als einem Ersatz 
der Stadtbehörden in der Ordnung der Gewerbe wenigstens 
nicht genau genug, denn diese Funktion der Stadtbehörden hört 
nie auf, ohngeachtet dass die Zünfte bestehen. Wir ersehen 
aus der Darstellung und aus dem Stillschweigen, mit welchem 
die Zünfte übergegangen sind, dass sich in der Frage derRe-
gulirung und Ordnung des Gewerbes alles in den Grenzen der 
bestehenden Verwaltungs- und Gerichtsorganisation des Staa-
tes bewegte, und dass den Zünften in derselben keine ganz 
feste und bestimmte Stellung eingeräumt war. Sie sind ent-
schieden lokale Anstalten gewesen, und wenn sie hier und da 
erwähnt sind, wenn sie zur Mitwirkung zugezogen werden, oder 
ihnen ein Thätigkeitsgebiet überlassen wird, so geschieht dies 
offenbar blos mit Bezugnahme auf ihren lokalen Charakter. 
Wurde ihnen auch die freie Wahl ihrer Organe oft gestattet, 

1) Arbeitergilden B. I, S. 41. 
2) Dass die Stadtbehörde trotz der Existenz der Zunft die Waaren durch 

ernannte Personen untersuchen lassen konnte, unterliegt, glauben wir, keinem 
Zweifel. Ausserdem konnte diese Pflicht gemeinschaftlich ausgeübt werden. 
Memorials of London S. 515. Unter Heinrich VI. wurde durch eine Verord-
nung des Geheimen Raths den Schneidern befohlen, dass sie in der Sache der 
Untersuchung der Waaren dem Mayor gehorchen sollen. Proceedings of de 
Privy Council B. V, S. 19G. 



so mussten dieselben im allgemeinen Interesse handeln, und 
wurde ihnen gewisse Regeln zu erlassen erlaubt, so mussten 
diese, wie schon oben erwähnt, den allgemeinen Gesetzen und 
Zwecken entsprechen und der Obrigkeit zur Genehmigung vor-
gelegt werden1). Vor allem erzeugt der Bestand der Zünfte 
feinen Riss, keinen Bruch in dem Grundsatz, nach welchem 
dem Staate das direkte und ununterbrochene Eingreifen in die 
Regulirung der Industrie zustand und nach welchem sich diese 
Thätigkeit mittelst der bestehenden Yerwaltungs- und Gerichts-
organe des Staates zu vollziehen hatte. Daraus erklärt sich 
die Thatsache, dass wir die Zünfte in wichtigen Fällen ignorirt 
finden. 

Betrachten wir nun die Thätigkeit des Staates in Bezug 
auf die Industrie, wie sie sich in verschiedenen Verordnungen, 
aber besonders in den Reichsgesetzen offenbart, so bemerken 
wir zunächst, dass die Intervention des Staates in den Sachen 
der Industrie nicht ohne Rücksicht auf den finanziellen Vor-
theil desselben geschah. Die angestellten königlichen Inspek-
toren und dgl. mussten Leute von einem bestimmten Vermögen 
sein, welche Vorschrift wohl als eine Sicherheit für die Staats-
einnahmen anzusehen ist. Das System der Verpachtung der 
Einnahmen ward mitunter dem Systeme der eigenen Erhebung 
vorgezogen, um dann dem letzteren Platz zu machen2), worauf 
nicht nur die bezüglichen Gesetze, sondern auch die Bestim-
mungen, dass die Erhebungsbeamten Bericht und Rechenschaft 
an die Schatzkammer zu erstatten verpflichtet waren, auf in-
direkte Weise ganz deutlich hinweisen. Allein die finanzielle 
Rücksicht ist hier keine vorherrschende, sie wirkt mit, tritt 
aber manchmal ganz in den Hintergrund oder verschwin-
det, während die wirthschaftliche Seite die erste Stelle ein-
nimmt, und kommt auch das finanzielle Interesse neben der 
letzteren vor, so ist meistens das finanzielle Ergebniss aus 
Strafen und Konfiskation eine Folge der rein wirtschaftlichen 
Maassregel, aber nicht der Anlass, der bewegende Grund der 
Verordnungen. 

Das tiefgehende und vielseitige Eingreifen des Staates in 
den Gang der Industrie tritt in der Periode bis zu Eduard I. 

1) Vid. unter anderen 23 H. VI . c. 3, 19 H. VII. e. 17. 
2) 17 R. II. c. 5, i H. IV. e. 23, 17 Ed. IV. c. 5. 



incl. noch wenig zum Vorschein. Dies erklärt sich, glauben 
wir, zur Genüge durch den niedrigen Stand der Industrieent-
wickelung und ferner durch die für die Zwecke der Industrie-
regelung hinreichende Thätigkeit der Stadt- und Ortsvor-
stände 1). Aus der Zeit Eduards II. besitzen wir aber Beweise 
einer eingehenden Regulirung des Gewerbes der Hutmacher 
mittelst eines Erlasses im Parlamente zu York und später (14 
Ed. II) die Vorladung der Londoner Handwerker vor die 
reisenden Richter, wegen der Niclitbefolgung und Hinzufügung 
eigener Regel zu jenem Erlass 2). Im letzteren enthaltene Be-
stimmungen waren für das ganze Reich rechtskräftig erklärt, 
und die Stadtbehörden und Ortsvorstände mit der Sorge ihrer 
Einhaltung betraut. Es wurde gleichzeitig hinzugefügt, dass 
wenn sie dies nicht thun würden, der König und seine Nach-
folger durch eigene Beamte die Durchführung der Vorschriften 
übernehmen würden (per ministros suos fieri faciant). Bald 
darauf im 16 Ed. I I . 3 ) lesen wir, dass der „Warden of the 
Aulnage" über alle Mängel, die er im Tuch gefunden hat und 
über die Vergehen gegen die „Assise" und den Preis dem 
Schatzamte einen detaillirten Bericht erstatten soll. 

Unter Eduard III. ist die Zahl der erlassenen Reichsge-
setze, welche in die Industrie eingreifen, eine verhältnissmässig 
grosse, sie haben aber hauptsächlich den Zweck das Maass 
und Gewicht der Erzeugnisse festzustellen. Unter Richard II. 
linden wir ferner einige Statuten mit wichtigen Bestimmungen 
für die Verfassung der sich entwickelnden Industrie. Man 
sieht, dass der Staat dieser Entwickelung seine Aufmerksam-
keit widmet. Diese Richtung bildet sich immer mehr aus, die 
erlassenen Regeln werden immer weitgreifender, detaillirter und 
erreichen im 16. Jahrh. einen, kann man sagen, hohen Grad 
der Vollkommenheit. In dieser Gesetzgebung wird alles vor-
gesehen, bestimmt, zerlegt und schliesslich zusammengefasst. 

Die grosse Anzahl der die Industrie regelnden Gesetze 
bieten im ersten Augenblick keine anziehende Lectiire. Sowohl 
ihre Eintönigkeit, als auch die Bestimmung der geringsten 

1) Die Streitsachen in Gewerbsangelegenheiten kamen aber vor die ge-
wöhnlichen Gerichte vid. Plaeitorum abbreviatio (11. Joh.) S. 65. 

2) Liber Custumarum SS. 428 ff. 
3) St. for Estreats of the Exchequer. 



Kleinigkeiten zeigen an, dass der Geist auf dem ökonomischen 
Gebiete nicht im grossen Maassstabe zu wirken berufen war. 
Andererseits beweisen diese Verordnungen einen feststehenden 
Gedanken, den man unermüdlich verfolgte, und einen ernsten 
Vorsatz ihn bis zum Ende durchzuführen. Sieht man dann 
näher zu, so gewinnt man die Ueberzeugung, dass die Gesetz-
geber sich Gutes zu schaffen und schwerwiegende Uebel zu be-

^ seitigen zur Aufgabe gestellt haben; denn es handelte sich um 
nichts weniger als der Unordnung und dem Betrug Schran-
ken zu setzen. Wahrlich ist dies kein Trost für diejenigen, 
welche in jenes Zeitalter zärtliche Blicke werfen und meinen, 
es wäre ein viel besseres als unseres. Man kann sagen, dass 
in diesen wenigen Statuten, in welchen der Betrug nicht er-
wähnt ist, seiner dennoch gedacht wird; die Zahl der anderen, 
in welchen er hervorgehoben wird, ist dagegen überwältigend. 
Daraus ergiebt sich, dass der Betrug ein allgemeines und an-
dauerndes Laster der Gewerbetreibenden jener Epoche war. Um 
ihm entgegenzuarbeiten, waren Maassregeln ergriffen, je nach-
dem sich die betrügerische Arbeit in diesem oder jenem Hand-
werkszweige, in diesem oder jenem Stadium der Verfertigung, in 
diesem oder jenem Punkt zum Vorschein kam. 

Es wird daher die strenge Einhaltung des gesetzlichen 
Maasses und Gewichtes vorgeschrieben, und die Einschärfung 
der Vorschrift kommt zu wiederholten Malen vor. Diese Be-
trügereien sowohl in der Tuchindustrie als auch in verschie-
denen anderen Gewerben gehörten öfters zu den primitivsten. 
Zunächst offenbart sich im Kleidungsstoffgewerbe der Betrug 
in seiner gewöhnlichsten und rohesten Art der Uebervorthei-
lung im Maass und Gewicht, und um diesem Unfug zu steuern, 
bestimmte man die Länge und Breite der Wollenstoffe. Die-
selbe Bestimmung ward aber mitunter auch mit Rücksicht auf 
die Qualität des Erzeugnisses erlassen. So sollte z. B. das 
Tuch die bestimmte Länge und Breite vor der Ausstreckung 
haben, wodurch man wahrscheinlich das ungebührliche Aus-
strecken zu verhindern beabsichtigte; man setzte ferner auch 
das Gewicht des Tuches fest, was offenbar als ein Prüfstein 
des inneren Werthes der Waare diente. 

Der Art und Weise der Waarenverfertigung wird die grösste 
Aufmerksamkeit gewidmet und demgemäss vom Rohstoff an-



gefangen, von Stufe zu Stufe übergegangen. Der Rohstoff soll 
daher rein oder gemischt sein und im letzteren Falle sind die 
Mischungsverhältnisse bestimmt, trocken oder nass und dgl. 
Kommen Farbstoffe oder andere chemische Agentien vor, so wer-
den sie ebenfalls bestimmt und der ganze Prozess vorgeschrieben. 
Die Temperatur, der Trockenheitsgrad, die Dauer des Prozesses, 
die Zusammensetzung der angewendeten Mittel werden gleichfalls 
zur Befolgung angegeben. Dient ein und dasselbe Produkt, z. B. 
das Leder, welches aber nicht von gleicher Beschaffenheit ist, zur 
Verfertigung verschiedener Theile der Stiefel, so werden die 
Theile des Leders genau gemessen und es wird bestimmt, was da-
von für die verschiedenen Theile des Stiefels zu gebrauchen sei. 
Konnte ein Halbfabrikat wie beim Tuch ausgestreckt werden, so 
wurde dies entweder verboten oder blos bis zu einem gewissen 
Grad gestattet. Aehnlich wie mit den chemischen Agentien geht es 
mit Werkzeugen; entweder werden manche neu eingeführte ver-
boten, dagegen die Beibehaltung der alten eingeschärft, oder jene 
nur unter gewissen Bedingungen anzuwenden erlaubt; überhaupt 
wird Sorgfalt in der Handhabung vorgeschrieben, damit die 
Waare nicht leide. Zu den wichtigen Maassregeln, welche die Re-
gulirung und Ordnung im Gewerbe bezweckten, gehörte die Tren-
nung der einzelnen Zweige der Gewerbe. Ursprünglich konnten 
Zimmermeister und Schmied, Spinner und Weber, Schuster und 
Gerber in einer Person vereinigt sein; mit der Zeit schien es aber 
zweckmässig, wenigstens in manchen Gewerben eine Trennung 
und Spezialisirung der bis jetzt als verwandt angesehenen Zweige 
eintreten zu lassen. Eine solche Trennung war bereits durch 
das Gesetz 37 Ed. III. c. 6 vorgeschrieben in der Weise, dass 
jeder ein einziges bestimmtes Gewerbe wählen und sich an die-
ses halten sollte; indessen war die im Gesetze nicht deutlich 
angeführte Ursache und der Zweck dieses Gesetzes die Hin-
derung der Preiserhöhung1); dagegen liegt der Zweck in einer 

1) Diese Verordnung folgt unmittelbar einer anderen (c. 5 ) , welche be-
stimmt, dass die Kaufleute nur in einem Artikel handeln dürfen. Die Analogie 
dieser Vorschrift mit dem Gebote blos ein einziges Gewerbe zu treiben liegt 
sehr nahe. Das im c. 5 angegebene Motiv des Erlasses ist die Monopolisirung 
der Waaren in einer Hand und in Folge dessen die Erhöhung der Preise. Nach 
der Analogie der Vorschriften im c. 5 und c. 6 könnte man das Motiv des 
ersteren auch für das letztere gelten lassen. Dies wird durch die Petition im 



Reihe die Lederindustrie regulirender Gesetze klar auf der 
Hand. Es ergiebt sich aus ihnen, dass die Metzger die Gerberei 
trieben, dass Lohgerber Weissgerber und Schuster zugleich 
waren und umgekehrt, dass auch möglicherweise andere in der 
Lederindustrie Beschäftigte Häute gerbten. Die so vereinig-
ten Zweige waren nach und nach seit Richard II. gesetz-
lich von einander abgesondert, und der Grund dieser Maass-
nahme liegt zunächst in der Absicht die Qualität der Waare 
in jedem Stadium der Bearbeitung zu sichern, indem jeder in 
seinem Zweige bessere Erzeugnisse zu liefern im Stande war. 
Dies ergiebt sich klar aus der Motivirung der Gesetze, welche 
besagt, dass die Schuhmacher oder Metzger keine guten Gerber 
seien; die verschiedenen Beschäftigungszweige werden daher von 
einander getrennt1). 

Es kommt aber noch ein anderer Grund hinzu, welcher 
ganz im Geiste der damaligen Gewerbepolitik lag. Die Verant-
wortlichkeit nicht als leeres Wort stehen zu lassen, die Kontrole 
wirksamer und strenger zu machen, war das Ziel, auf welches 
diese die einzelnen Zweige der Gewerbsunternehmung trennen-
den Gesetze hinstrebten. Herrschte ein Durcheinander in der-
selben, so dass zwar Manche blos einen Zweig, Andere dage-
gen zwei oder mehr zugleich trieben, so war dadurch das 
Heranziehen zur Verantwortung erschwert. Es war schwer 
sofort festzustellen, wo der Mangel liege und wer daran die 

Parlamente bestätigt. R o t u l i Parliamentorum B. II, S. 277. Es sind in 
derselben Kaufleute und Handwerker zusammen mit derselben Motivirung an-
geführt und der König gebeten: „qe ehescun Marchant de la terre soit title 
a Marchandie propre ; e'est assavoir, Vineters as V i n s , Marchantz des Lei-
nes as Leines, Drapers a Draperie, Chaueours au Chaucerie, Tailours au 
Taillourie soulement; et touz autres chescun severalment a lour Marchandie 
propre, saunz ce qe nul se melle en prive ne apert d'autre Marchandie . . . . 
. . . Et en tien manere lour plese ordeiner de toute mauere de gentz de 
Mestir." Darauf folgen zwei Verordnungen nach einander, den in den Statuten 
ganz ähnlich. Daraus ergiebt s ich , dass der Grund des Gesetzes sowohl für 
Kaufleute als auch für Handwerker in der Erhöhung der Preise durch die Mo-
nopolisirung der Waaren lag. Vid. Widerruf dieses Statutes im 38 Ed. III. 
s. 1 c. 2. 

1) 13 R. II. c. 2 , 21 R. II. c. 16. 4 H. IV. c. 35 widerruft 13 R. II. 
aber in der Richtung der Trennung der Zweige 2 H. VI. c. 7, 1 H. VII. c. 5, 
19 H. VII. e. 19 , 22 H. VIII. c. 6 , 24 H. VIII . c. 1 , 2 — 3 Ed. VI. c. 9. 
R o t u l i Parliamentorum B. IV, S. 253. 




